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A. Problem

Der EU-Richtlinienvorschlag, der die Entwicklung grenzüberschreitender
Dienstleistungstätigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union voranbringen soll, wurde in einer konsolidierten Fassung zur Grundlage
der weiteren Beratungen gemacht.

B. Lösung

Kenntnisnahme des Vorschlags und Annahme einer Entschließung.

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Kosten wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

in Kenntnis der Unterrichtung durch die Bundesregierung – Drucksache 15/5172
Nr. 1.10 – folgende Entschließung anzunehmen:

Der Bundestag wolle beschließen:

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Die Europäische Kommission hat am 13. Januar 2004 den Vorschlag einer
EU-Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt vorgelegt, der sowohl
im Rat als auch im Europäischen Parlament heftig kritisiert wurde.

Eine Reihe von Ausschüssen des Deutschen Bundestages hat vor der Som-
merpause öffentliche Anhörungen zur Dienstleistungsrichtlinie durchge-
führt. In allen Anhörungen wurde der Richtlinienentwurf umfassend kriti-
siert, eine weitgehende und gründliche Überarbeitung verlangt, teilweise so-
gar eine völlige Zurückziehung der Richtlinie gefordert. Viele dabei aufge-
worfenen Fragen zu den Auswirkungen der Richtlinie vor allem in den
Bereichen „Wirtschaft und Arbeit“, „Gesundheit und Soziale Sicherung“,
„Verbraucherschutz, Agrarwirtschaft und Tierschutz“, „Umwelt“, „Kultur
und Bildung, Aus- und Weiterbildung“, „Recht“, „Daseinsvorsorge und So-
ziale Dienste“ und „Angelegenheiten der Europäischen Union“ sind noch
vertieft zu prüfen.

Der Deutsche Bundestag sieht die Notwendigkeit eines gemeinsamen Bin-
nenmarktes für Dienstleistungen und begrüßt von daher prinzipiell die Vor-
lage eines Vorschlages der EU-Kommission, sieht aber mit der deutschen
und französischen Regierung noch einen erheblichen und grundlegenden
Veränderungsbedarf, insbesondere um den sozialen Zusammenhalt in der
Europäischen Union zu garantieren und ein absehbares Lohn- und Sozial-
dumping und Absinken von Qualitätsstandards zu bekämpfen bzw. zu ver-
hindern.

Dabei geht es um mehr Dynamik auf dem Dienstleistungsmarkt, aber auch
um die Wahrung und Stärkung des europäischen Sozialmodells. Die europä-
ische Wirtschaft benötigt ohne Zweifel starke Impulse, auch im Bereich des
Binnenmarktes. Allerdings gibt es wesentliche Unterschiede zwischen den
Märkten für Güter und für Dienstleistungen. Die Ware Arbeitskraft ist keine
Ware wie jede andere. Die Würde des Menschen und die unterschiedlichen
sozialstaatlichen Systeme in den Mitgliedstaaten müssen geachtet werden.
Kartoffelchips, Autos und Cassis-Likör sind nicht gleich handelbar und be-
handelbar wie Menschen und ihre Arbeitskraft, die den größten Teil von
Dienstleistungen ausmachen.

Kern des Kommissionsvorschlags ist die Einführung des Herkunftslandprin-
zips. Diesem Prinzip folgend unterliegen die Dienstleistungserbringer nur
den Rechtsvorschriften ihres Herkunftslandes, auch wenn sie Leistungen in
einem anderen Land erbringen. Danach ist das anzuwendende Recht von
Person zu Person bzw. von Betrieb zu Betrieb und Dienstleistung bzw.
Dienstleistungsteil je nach Herkunft des Dienstleisters verschieden. Damit
treten die 25 nationalen Rechtssysteme – verfasst in 21 unterschiedlichen
Sprachen – innerhalb eines jeden Mitgliedstaates direkt miteinander in Kon-
kurrenz.

Das Herkunftslandprinzip ist als solches weder in den Gründungsverträgen
niedergelegt noch ein die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes
im Dienstleistungsbereich anleitendes Prinzip. Das Herkunftslandprinzip ist
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zur Integration des Binnenmarktes nicht erforderlich. In einem noch nicht
vereinheitlichten Sektor wird das Herkunftslandprinzip zu einem Wettbe-
werb der Standards nach unten führen.

Das Herkunftslandprinzip steht im Widerspruch zum internationalen Privat-
recht.

Der Richtlinienentwurf birgt zudem gerade im Bereich der inneren Sicher-
heit und des öffentlichen Rechts viele Risiken und Probleme.

Die Vollendung des Binnenmarktes im Dienstleistungsbereich und der unbe-
stritten notwendige Abbau bürokratischer Hemmnisse dürfen nicht zum Ein-
fallstor für Lohn- und Sozialdumping werden oder durch ungebremsten
Wettbewerb zur Bedrohung der sozialstaatlichen Systeme in den Mitglied-
staaten führen.

Diese Forderungen gingen schon in den Antrag der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 15/5116) ein, der in erster Le-
sung in den Deutschen Bundestag eingebracht wurde.

Bisher fehlen fundierte Folgeabschätzungen der geplanten Regelungen so-
wohl für die EU insgesamt, aber auch für Deutschland. Das betrifft sowohl
Folgeabschätzungen für die einzelnen Dienstleistungsbranchen, die Auswir-
kungen auf die Arbeitsmärkte, insbesondere die Höhe der Beschäftigung, ih-
re Struktur und Qualität sowie die Arbeitsbedingungen und die Arbeitneh-
merrechte, die sozialen Auswirkungen und die Auswirkungen auf die klei-
nen und mittleren Unternehmen sowie die freien Berufe, die Auswirkungen
auf die Dienstleistungsempfänger und Verbraucher, aber auch zur nötigen
Verwaltungsreform. Dazu hat die Bundesregierung Studien in Auftrag gege-
ben, deren Ergebnisse so schnell wie möglich veröffentlicht und mit den Be-
troffenen diskutiert werden sollen.

In weiteren Folgeabschätzungen sollen die spezifischen Auswirkungen der
Richtlinie auf die Lebenswirklichkeit von Männern und Frauen unter Be-
rücksichtigung des Gender Mainstreaming geprüft werden.

Die EU-Kommission wird aufgefordert, die EU-Dienstleistungsrichtlinie zu-
rückzuziehen, grundlegend zu überarbeiten und einen geänderten Entwurf
vorzulegen.

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

während des Beratungsprozesses und bei der Beschlussfassung des Rates
der Europäischen Union sich für die Durchsetzung folgender Änderungen
am Entwurf der EU-Dienstleistungsrichtlinie einzusetzen:

1. Ein gemeinsamer Binnenmarkt für Dienstleistungen darf auf keinen Fall
zu Sozialdumping oder einem Dumping bei der Entlohnung und den Ar-
beitsbedingungen führen oder die fundamentalen Rechte der Arbeitneh-
mer beeinträchtigen. Das gilt insbesondere bei der Entsendung von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern beim sozialen Schutz für migrieren-
de Arbeiter und Zeitarbeiter, die in der jeweiligen nationalen Gesetz-
gebung der europäischen Länder oder in nationalen Kollektivverträgen
niedergelegt sind. Die kollektiven und individuellen Arbeitnehmerrechte
eines Landes müssen für alle Beschäftigte gelten, die in diesem Land ar-
beiten – unabhängig vom Sitz ihres Arbeitgebers. Die Richtlinie muss
darauf ausgerichtet werden, einer „in hohem Maße wettbewerbsfähigen
sozialen Marktwirtschaft“ zu dienen, „die auf Vollbeschäftigung und so-
zialen Fortschritt abzielt“ (Artikel 3 des Entwurfs eines Vertrages über
eine Verfassung für Europa).

2. Die Vollendung des Binnenmarktes für Dienstleistungen muss zu
einem hohen Beschäftigungsniveau und einem hohen Maß an sozialem
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Schutz, einem hohen Verbraucherschutzniveau, einem hohen Maß an
Umweltschutz und zur Verbesserung der Umweltqualität sowie der He-
bung des Lebensstandards und der Lebensqualität beitragen, den wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt fördern und den
Reichtum der kulturellen und sprachlichen Vielfalt der Union wahren
wie im EU-Vertrag und im Verfassungsentwurf als gleichrangige Ziele
benannt.

3. Der Geltungsbereich der Richtlinie muss auf kommerzielle Dienstleistun-
gen und die Branchen und Sektoren sowie Rechtsbereiche beschränkt
werden, die nicht der nationalen Regelungskompetenz unterworfen sind
und nicht durch bereits vorhandene oder im Beratungsprozess befindliche
sektorspezifische EU-Regelungen erfasst sind. Für jeden einzelnen Gel-
tungsbereich, der in die Dienstleistungsrichtlinie aufgenommen werden
soll, muss die Aufnahme begründet werden. Außerdem müssen Unklar-
heiten in der Abgrenzung zwischen wirtschaftlichen, nichtwirtschaftli-
chen und sozialen Diensten beseitigt werden.

4. Dienstleistungen im allgemeinen Interesse, die von den Mitgliedstaaten
in Erfüllung ihrer gemeinwohlorientierten Pflichten erbracht werden
oder Dienstleistungen, bei deren Erbringung die Mitgliedstaaten oder
die Gemeinschaft an den Dienstleistungserbringer spezifische Anforde-
rungen zur ordnungsgemäßen Erfüllung bestimmter Gemeinwohlaufga-
ben stellen, sind vom Geltungsbereich der Richtlinie auszunehmen.
Ebenso sind Dienstleistungen, die zur Sicherung oder zum Erhalt öf-
fentlicher Interessen ganz oder zum Teil von einem Mitgliedstaat oder
von regionalen bzw. lokalen Behörden garantiert oder finanziert sind,
sowie Dienstleistungen, die kommerziell sind, aber das Ziel eines allge-
meinen Interesses verfolgen und daher spezifischen Anforderungen der
öffentlichen Hand unterliegen vom Geltungsbereich der Richtlinie aus-
zunehmen. Dies gilt insbesondere für: die Daseinsvorsorge, Gesund-
heits- und soziale Dienstleistungen sowie andere Sozialdienste und
wohlfahrtsstaatliche Dienstleistungen; Bildungs- und kulturelle Dienst-
leistungen sowie audiovisuelle Dienstleistungen einschließlich Fernseh-
dienstleistungen, wie sie in der Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“
geregelt sind, sowie die Hörfunk- und Mediendienstleistungen.

5. Die Bereiche Steuern (insbesondere Besteuerung von Dienstleistungen)
und Leiharbeit müssen vollständig vom Anwendungsbereich ausgenom-
men werden.

6. Ebenfalls auszunehmen sind Gewinnspiele, die einen geldwerten Ein-
satz bei Glücksspielen verlangen, einschließlich Lotterien und Wetten,
die Modalitäten zur Durchführung von Geldtransporten sowie die Auf-
nahme von Tätigkeiten zur gerichtlichen Beitreibung von Forderungen;
auch Dienstleistungen mit Bezug zu Waffen, Explosionsstoffen und
pyrotechnischen Gegenständen sind vom Anwendungsbereich auszu-
nehmen.

7. Das Lauterkeitsrecht ist aus dem Anwendungsbereich der Dienstleis-
tungsrichtlinie herauszunehmen. Die unterschiedlichen Lauterkeitsre-
geln würden zu nicht hinnehmbaren drastischen Verschlechterungen des
wettbewerbsrechtlichen Rechtsschutzes von Verbrauchern und Mitbe-
werbern führen, denn die bisher vorgesehene Sanktionierung von Ver-
stößen gegen das Wettbewerbsrecht durch Behörden des Herkunftslan-
des erscheint wenig praktikabel und führt insbesondere zu einer hohen
Kostenbelastung der Dienstleistungsempfänger und zeitlichen Verzöge-
rungen.
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8. Es ist sicherzustellen, dass inländische Unternehmen nicht gegenüber
ausländischen benachteiligt werden, welche sich strengeren heimischen
Gesetzen, Vorschriften und Auflagen entziehen können.

9. Die berechtigten Schutzbelange, die durch den Richtlinienentwurf
u. a. bei Ökologie, Transport, Stadtentwicklung und Verbraucher-
schutz in Frage gestellt werden, müssen gewahrt bleiben. Es ist sicher-
zustellen, dass die in einem Mitgliedstaat angebotenen Dienstleistun-
gen die gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorschriften des Ziellan-
des, insbesondere im Bereich des Verbraucher- und Umweltschutzes
sowie des Arbeitsrechts erfüllen. Die Richtlinie muss darüber hinaus
den Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher auf Transpa-
renz, Information und Vergleichbarkeit der Dienstleistungsmärkte ge-
recht werden.

10. In jedem Bereich ist zu gewährleisten, dass die Kohärenz der Dienst-
leistungsrichtlinie und die dafür nötige Harmonisierung zu den anderen
dienstleistungsrelevanten und sektorspezifischen EU-Richtlinien gege-
ben ist, unabhängig davon, ob es sich um bereits beschlossene oder in
Beratung befindende Richtlinien (u. a. Entsenderichtlinie, Richtlinie
zur Leiharbeit, Fernsehrichtlinie, Berufsanerkennungsrichtlinie, Richt-
linie gegen unlautere Geschäftspraktiken) handelt. Das internationale
Privatrecht (Rom I und II) sollte aus dem Anwendungsbereich der
Richtlinie herausgenommen werden. Die Dienstleistungsrichtlinie darf
darüber hinaus nicht die Sonderstellung der audiovisuellen Dienst-
leistungen bei internationalen Verhandlungen über Dienstleistungen
berühren. Es ist darauf zu achten, dass diese Richtlinie ausschließlich
Dienstleistungserbringer betrifft, die in einem Mitgliedstaat nieder-
gelassen sind. Sie betrifft nicht Verhandlungen über den Handel mit
Dienstleistungen innerhalb internationaler Organisationen, insbeson-
dere im Rahmen des GATS.

11. Es muss sichergestellt sein, dass die Kohärenz der Richtlinie mit dem
Acquis communautaire auf dem Gebiet der Geschlechtergleichstellung
gewährleistet ist.

12. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass der bisherige Weg der Schaffung eines
einheitlichen Binnenmarktes durch Harmonisierung auch für die Vollen-
dung des Dienstleistungsbinnenmarktes fortgesetzt wird, wie dies bisher
bei den Richtlinien für Finanzdienstleistungen, Telekommunikation
oder Energie erfolgt ist.

13. Das Herkunftslandprinzip sollte grundsätzlich nur in den Bereichen An-
wendung finden, in denen eine europäische Harmonisierung erreicht ist.

14. In jedem Fall ist sicherzustellen, dass die öffentliche Kontrolle und
Sanktionsmöglichkeiten bei den nationalen Behörden des Landes ver-
bleiben, in dem die Dienstleistungen erbracht werden.

15. Für fehlerhafte und gefährliche Dienstleistungen sollen in Anlehnung an
die Produktionssicherheitsregelungen im freien Warenverkehr Haf-
tungs- und Entschädigungsregeln entwickelt werden.

16. Es ist sicherzustellen, dass die Artikel 14 und 15 so revidiert werden,
dass die EU-Kommission nicht nationale Maßstäbe und Ziele definieren
kann und die vorgesehenen Regelungen zur Verfahrensvereinfachung
und -harmonisierung nicht über die gebotene Beseitigung von Diskrimi-
nierungen hinausgehen.
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17. Es ist darauf zu achten, dass es zu einem zügigen Abbau bürokratischer
Hemmnisse kommt und nicht zum zusätzlichen Aufbau neuer Regelungs-
komplexe und zusätzlicher Verwaltungskosten. Eine One-stop-shop-Lösung
kann nur mit einer wirklichen Verwaltungsvereinfachung, evidenter Transpa-
renz und effektiver administrativer Zusammenarbeit in der EU funktionieren.

Berlin, den 29. Juni 2005

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

Dr. Rainer Wend
Vorsitzender

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk
Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk

I. Überweisungen und Voten der mitberatenden
Ausschüsse

Der Vermerk des Generalsekretariats des Rates für die
Gruppe „Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum“ zu dem
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments
und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt auf
Ratsdokument 5161/05 ist gemäß § 93 der Geschäftsord-
nung am 18. März 2005 auf Drucksache 15/5172 Nr. 1.10
an den Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit zur federfüh-
renden Beratung und an den Rechtsausschuss, den Finanz-
ausschuss, den Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft, den Ausschuss für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, den Ausschuss für Gesundheit und
Soziale Sicherung, den Ausschuss für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen, den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, den Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung, den Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, den
Ausschuss für Tourismus, den Ausschuss für die Angele-
genheiten der Europäischen Union sowie den Ausschuss für
Kultur und Medien zur Mitberatung überwiesen worden.

Der Rechtsausschuss, der Ausschuss für Verbraucher-
schutz, Ernährung und Landwirtschaft, der Ausschuss
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Ausschuss
für Gesundheit und Soziale Sicherung, der Ausschuss für
Tourismus und der Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union haben in ihren Sitzungen am 29. Juni
2005 Kenntnisnahme der Vorlage empfohlen.

Der Finanzausschuss, der Ausschuss für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen, der Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung und der Ausschuss
für Kultur und Medien haben die Vorlage in ihren jeweili-
gen Sitzungen am 15. Juni 2005 beraten und Kenntnis-
nahme empfohlen.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit hat in seiner Sitzung am 29. Juni 2005 die Bera-
tung der Vorlage vertagt.

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung hat in seiner 57. Sitzung am 13. April
2005 auf die Abgabe eines Votums verzichtet, da die Vor-
lage inzwischen überholt sei.

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, der Ausschuss für Gesundheit und Soziale Siche-
rung, der Ausschuss für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union und der Ausschuss für Kultur und Me-
dien haben in ihren Sitzungen am 29. Juni 2005 außerdem
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP die Annahme des Entschließungsan-
trags zu dieser Vorlage empfohlen. Der Rechtsausschuss
und der Ausschuss für Tourismus haben in ihren Sitzungen
am 29. Juni 2005 außerdem mit den Stimmen der Fraktio-
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stim-
men der Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der
Fraktion der FDP die Annahme des Entschließungsantrags
zu dieser Vorlage empfohlen.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Der Entwurf der Dienstleistungsrichtlinie ist Teil der Lissa-
bon-Strategie der EU, die das Ziel hat, die Wettbewerbsfä-
higkeit der EU zu stärken und so Wachstum und Beschäfti-
gung zu fördern. Der Richtlinienentwurf soll der Vollen-
dung des Binnenmarktes für Dienstleistungen dienen. Da
Dienstleistungen der Motor des Wirtschaftswachstums sind
und in den meisten Mitgliedstaaten 70 Prozent zum Brutto-
inlandsprodukt und zur Beschäftigung beitragen, beein-
trächtigt die bisherige Fragmentierung des Binnenmarktes
die europäische Wirtschaft insgesamt, insbesondere die
Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU), und sie behindert den Zugang der Verbraucher
zu einer größeren Auswahl an Dienstleistungen zu konkur-
renzfähigen Preisen. Zur Beseitigung bisheriger Hinder-
nisse schafft die vorliegende Richtlinie einen allgemeinen
Rechtsrahmen, der einem breiten Spektrum von Dienstleis-
tungen zugute kommt und gleichzeitig die Besonderheiten
der einzelnen Tätigkeiten und Berufe und ihrer Reglemen-
tierung berücksichtigt. Grundlage dieses Rechtsrahmens ist
ein selektiver und dynamischer Ansatz, mit dem zunächst
die leicht zu beseitigenden Schranken entfernt werden sol-
len; hinsichtlich der übrigen wird ein Prozess eingeleitet,
der Evaluierung, Konsultation und ergänzende Harmonisie-
rung für spezifische Fragen umfasst, um so schrittweise eine
Modernisierung der nationalen Regelungen für den Dienst-
leistungssektor zu erreichen, wie sie für die Schaffung eines
wirklichen Binnenmarkts für Dienstleistungen bis zum Jahr
2010 unerlässlich ist. Das Ratsdokument enthält u. a. die
Klarstellung, dass die Richtlinie weder die Liberalisierung
der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem In-
teresse betreffe, noch die Privatisierung öffentlich-recht-
licher Einrichtungen, noch die Abschaffung von Dienstleis-
tungsmonopolen. Es wurden die Ausnahmen für Finanz-
dienstleistungen und Verkehr überarbeitet und die Aus-
nahme für hoheitliche Tätigkeiten gemäß Artikel 45 EG-
Vertrag eingefügt. Außerdem wird klargestellt, dass die Ein-
richtung der so genannten Einheitlichen Ansprechpartner
nicht die Aufgabenverteilung oder Zuständigkeiten nationa-
ler Behörden berühre.

Wegen der Einzelheiten wird auf die entsprechende Druck-
sache verwiesen.

III. Öffentliche Anhörungen von Sachverständigen

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit hat die Beratung
in seiner 90. Sitzung am 20. April 2005 aufgenommen und
beschlossen, eine öffentliche Anhörung zu der Vorlage
durchzuführen. Sie erfolgte in der 93. Sitzung des Aus-
schusses am 30. Mai 2005.

Von den mitberatenden Ausschüssen führten der Rechtsaus-
schuss am 11. Mai 2005, der Ausschuss für Verbraucher-
schutz, Ernährung und Landwirtschaft am 30. Mai 2005, der
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung und der
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
jeweils am 1. Juni 2005 eine öffentliche Anhörung durch.
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Zu der öffentlichen Anhörung des federführenden Aus-
schusses am 30. Mai 2005 haben die Anhörungsteilnehmer
schriftliche Stellungnahmen abgegeben, die in der Aus-
schussdrucksache 15(9)1927 zusammengefasst wurden. Die
darin nicht enthaltenen Stellungnahmen von Rechtsanwalt
Dr. Frank Lorenz, IG Metall und Attac Deutschland sind auf
den Ausschuss-Drucksachen 15(9)1950 bis 15(9)1952 zu
finden.

Themenkatalog der Anhörung:

Block I: Wachstum und Beschäftigung, Dienstleistungssek-
tor und Gesamtwirtschaft (Arbeitsmarkt, einzelne Bran-
chen, Handwerk und Freie Berufe, Behandlung einheimi-
scher Unternehmer, Versorgungssicherheit und Ausnahme-
bereiche)

Block II: Arbeitsrecht (Entsendung, Leiharbeit, Tarife, Min-
destlohn, Betriebsverfassung) und wirtschaftsrechtliche
Fragen (Haftung, Gewährleistung)

Block III: Öffentliche Kontrolle (Unternehmensrecht, Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten, Abgrenzung der Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit) und Verwaltungsver-
einfachung („unzulässige“ und „zu prüfende Anforderun-
gen“ und „one-stop-shop“).

Folgende Verbände, Institutionen und Einzelsachverstän-
dige haben an der Anhörung teilgenommen:

1. Verbände und Institutionen

– Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
– Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. (BDI)
– Attac Deutschland
– Bundesverband der Freien Berufe (BFB)
– Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer e. V.

(ASU)
– Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di
– IG Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU)
– Zentralverband der Deutschen Handwerks (ZDH)
– Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK)

e. V.
– Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels

e. V. (BGA)
– Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e. V.

(BZA)
– IG Metall (IGM)
– Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V.

2. Einzelsachverständige
– Dr. Martin Gornig, Deutsches Institut für Wirtschaftsfor-

schung  e. V.  (DIW)
– Dr. jur. habil. Utz Schliesky, Christian-Albrechts-Univer-

sität zu Kiel
– Prof. Dr. Volker Rieble, Universität München
– RA Dr. Frank Lorenz, Kanzlei Schneider & Schwegler,

Düsseldorf.

Nachstehend werden die wesentlichen Aussagen der Ver-
bände, Institutionen und Einzelsachverständigen kompri-
miert dargestellt:

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) lehnt einen Politi-
kansatz ab, der die Ziele einer gemeinsamen Strategie in Eu-
ropa für den sozialen Fortschritt zu Gunsten einer reinen

Marktregulierung durch Einführung eines nicht an Konditi-
onen gebundenen Herkunftslandprinzips ersetzt. Des Weite-
ren bedürfe es der Herausnahme der Dienste von allgemei-
nem und allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und deren
Regelung in einer eigenen Rahmenrichtlinie. Außerdem
müssten mögliche negative Wirkungen der Dienstleistungs-
richtlinie auf die sozial-, arbeits-, gewerkschafts- und be-
triebsverfassungsrechtlichen Bedingungen der Beschäftig-
ten ausgeschlossen werden. Im Geltungsbereich der Richt-
linie seien auf einzelne Marktsegmente bezogene sektorale
Regulierungsansätze dem horizontalen Ansatz des Richt-
linienentwurfs vorzuziehen.

Der Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. (BDI) ist
der Auffassung, dass die Vollendung des europäischen Bin-
nenmarktes für Dienstleistungen zu mehr wirtschaftlicher
Dynamik, Arbeitsplätzen sowie einem breiteren Dienstleis-
tungsangebot mit attraktiven Preisen beitragen könne. Die
Anwendung des Herkunftslandprinzips sei der einzig gang-
bare Weg, um dieses Ziel in absehbarer Zeit zu erreichen.
Nach Meinung des BDI müssten Unternehmen Interesse da-
ran haben, dass bei einer Niederlassung im europäischen
Ausland die Genehmigungsverfahren vereinfacht, Bürokra-
tie abgebaut und ungerechtfertigte Diskriminierung verhin-
dert werden. Daher sollte die Dienstleistungsrichtlinie zügig
verabschiedet und zeitnah umgesetzt werden.

Attac Deutschland betrachtet die Dienstleistungsrichtlinie
als ungeeignet, um das Ziel eines sozialen, ökologischen und
friedlichen Europas zu erreichen. Attac ist der Auffassung,
dass die Richtlinie gegen Harmonisierungsverbote in den
Bereichen Bildung, Kultur, Gesundheit und Soziales ver-
stößt. Sie würde beispielsweise in die Planungs- und Steuer-
elemente des deutschen Gesundheits- und Sozialsystems
eingreifen. Des Weiteren sei nicht klar, wie die Richtlinie mit
der föderalen Kompetenzverteilung in der Bundesrepublik
Deutschland vereinbart werden könnte. Mithin greife der
Richtlinienentwurf in die Auseinandersetzung über die Pri-
vatisierung öffentlichen Eigentums ein. Laut Attac bräuchte
man statt einer Akzeptanz der niedrigsten Regulierungs-
niveaus vielmehr eine EU-weite Verallgemeinerung an-
spruchsvoller Standards der Dienstleistungsqualität.

Der Bundesverband der Freien Berufe (BFB) begrüßt die
Bemühungen der Kommission auf dem Weg zur Verwirkli-
chung des Binnenmarktes auch für Dienstleistungen, sieht
jedoch noch Probleme bei der praxisorientierten Weiterent-
wicklung der im Binnenmarkt zugrunde liegenden Struktu-
ren der Gesundheitsversorgung und Verwaltung im heil-
kundlichen, steuer- und wirtschaftsberatenden, technisch-
naturwissenschaftlichen sowie künstlerisch-übersetzenden
Bereich. Das Kernproblem sei die mangelnde Berücksichti-
gung gesundheitsspezifischer Gesichtspunkte, die einen prä-
ventiven Ansatz verfolgten. Für die Gesundheit der Patien-
ten bestünden daher gravierende Gefahren, was für eine He-
rausnahme dieses Sektors aus der Richtlinie spreche. Ein
anderes Hauptproblem besteht aus Sicht des BFB in der
mangelnden Rechtssicherheit für Verbraucher und Berufstä-
tige bei der Anwendung der Dienstleistungsrichtlinie. Denn
im Bereich des Gesundheitsschutzes werde immer eine
Ausrichtung am Bestimmungslandprinzip erforderlich blei-
ben. Dann müsse man sich aber die Frage der Abgrenzung
zwischen solchen Normen stellen, die in diesen Bereich fal-
len und Normen, die unter das Herkunftslandprinzip fallen.
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Differenzen, die hier zwischen den einzelnen Mitgliedstaa-
ten entstehen würden, könnten erst durch die Rechtspre-
chung geklärt werden. Durch eine Ausnahme vom Her-
kunftslandprinzip ließe sich dies vermeiden.

Die Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer e. V.
(ASU) begrüßt und unterstützt mit Nachdruck die Initiative
der Europäischen Kommission. Das Herkunftslandprinzip
ermögliche eine Integration durch Spezialisierung nach
komparativen Vorteilen und lasse einen friedlichen Interes-
senausgleich auf den Märkten zu. Die ASU lehnt Bestrebun-
gen der Bundesregierung ab, die Dienstleistungsrichtlinie
„aufzuweichen“ und den Ausnahmekatalog zu vergrößern.

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) unter-
stützt die Ziele der EU-Kommission als solche in den Punk-
ten Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit, Verbesse-
rung des Dienstleistungsmarktes und Abbau bürokratischer
Hindernisse, fordert aber ein Korrigieren der einseitigen
Ausrichtung der EU-Kommission am Wettbewerb dahin
gehend, dass die Dienstleistungsrichtlinie den in den Arti-
keln 2 und 136 des EG-Vertrags genannten sozialen Zielen
entspricht – sie eine Verbesserung der Qualität der Dienst-
leistungen und der Versorgung von Verbrauchern erzeugt,
ebenso Lebens- und Arbeitsbedingungen verbessert, die
Arbeitslosigkeit verringert und die Kohärenz in der EU
stärkt.

Die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU)
kann die Richtlinie in der Form des Ratsdokuments nicht ak-
zeptieren, da sie einen massiven Eingriff in die Arbeitneh-
merrechte bedeute. Zwar bringe sie kleine Verbesserungen
mit sich, löse aber die mit dem Kommissionsentwurf ver-
bundenen Probleme nicht. Das generelle Herkunftslandprin-
zip gehe an der Realität vorbei und führe zu einer Unkontrol-
lierbarkeit grenzüberschreitend tätiger Firmen. Die Dienst-
leistungsrichtlinie begünstige Firmen, die ihren Sitz in
Niedrigstandardländern hätten gegenüber denen aus Hoch-
standardländern. Ebenso führe sie durch die Erschwernisse
für Verfolgungsbehörden zu unseriös operierenden Anbie-
tern und sozialem Dumping. Die Arbeitsplatzbilanz fiele für
Deutschland sehr negativ aus, denn die hiesigen Betriebe
würden unter schweren Wettbewerbsverzerrungen durch
Niedrigstandardfirmen leiden, während deutsche Firmen auf
den Auslandsmärkten die höheren deutschen Standards ein-
halten müssten. Die Richtlinie werde daher zu einer Ausflag-
gungswelle und zum Abbau hiesiger Standards führen, be-
fürchtet die IG BAU. Zudem bedeute die Richtlinie einen
massiven Eingriff in die Arbeitnehmerrechte.

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) be-
grüßt zwar die Zielsetzung der Europäischen Kommission,
die bestehenden Binnenmarkthemmnisse bei der grenzüber-
schreitenden Dienstleistungserbringung zu beseitigen. Die
Verwirklichung des Ideals eines freien Leistungswettbe-
werbs setze allerdings gleiche Ausgangsvoraussetzungen
voraus. Jedoch divergierten die Standortbestimmungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union in wett-
bewerbsrelevanten Bereichen teilweise erheblich. Als Folge
davon seien Unternehmen im grenzüberschreitenden Wett-
bewerb benachteiligt, deren Heimatrecht unternehmerischen
Betätigungen vergleichsweise mehr Belastungen aufer-
legte. Die deutschen Unternehmen hätten sowohl hinsicht-
lich der allgemeinen bürokratischen Belastungen als auch
durch Steuern und Abgaben deutliche Standortnachteile ge-

genüber anderen Mitgliedstaaten. Der Geltungsbereich der
Richtlinie dürfe nicht über das hinausgehen, was zur Ver-
wirklichung des Binnenmarktes als Raum ohne Binnengren-
zen, im freien Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistun-
gen und Kapital erforderlich sei. Des Weiteren müsse der
sachliche Geltungsbereich des Richtlinienentwurfs genauer
konturiert werden und dürfe sich nicht auf den Bereich er-
strecken, der von der Entsende-Richtlinie geregelt werde.
Das Herkunftslandprinzip könne der richtige Regelungsan-
satz sein, wenn für den innereuropäischen Standortwettbe-
werb relevante Bereiche zuvor im Rahmen einer Mindest-
harmonisierung angeglichen würden. Der ZDH ist der An-
sicht, dass die Statuierung von Informationspflichten, die
Dienstleistungserbringern auferlegt würden, nicht dazu füh-
ren dürfe, dass umfängliche Werbung für den Mittelstand
unmöglich gemacht werde. Der Richtlinienentwurf enthalte
zwar einige sinnvolle Aspekte, weise jedoch in den meisten
Artikeln konzeptionelle Mängel auf und sei daher in der
vorliegenden Form abzulehnen.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
e. V. begrüßt den Ansatz, das Verwaltungsverfahren im
Bereich der Niederlassungsfreiheit grundlegend zu verein-
fachen. So seien Genehmigungserfordernisse für die Erbrin-
gung grenzüberschreitender Dienstleistungen daraufhin zu
überprüfen, ob eine nachträgliche Kontrolle rechtmäßiger
Anforderungen gegenüber präventiven Genehmigungserfor-
dernissen vorzugswürdig sei. Durch die Anwendung des
Herkunftslandprinzips würden nach Auffassung des DIHK
Hindernisse für den freien Dienstleistungsverkehr beseitigt.
Die in der politischen Diskussion hieran anknüpfende Kritik
am Entwurf der Dienstleistungsrichtlinie sei undifferenziert
und im Kern verfehlt. Das Herkunftslandprinzip erhalte eine
bestehende Leistungsvielfalt und eine breite Angebots-
palette bei Dienstleistungen. Durch die Einführung des
Herkunftslandprinzips im Dienstleistungsbereich werde die
Richtlinie einen dynamischen Prozess der schrittweisen Inte-
gration einleiten. Auch stelle das Herkunftslandprinzip ge-
genüber einer Harmonisierung von Rechtsvorschriften den
geringstmöglichen Eingriff in die nationale Souveränität dar.
Der Verbraucher werde von der Vielfalt der Dienstleistungs-
anbieter und deren Wettbewerb profitieren. Positiv für eine
Stärkung der Selbstkontrolle der Wirtschaft werde auch die
Forderung nach der Ausarbeitung gemeinschaftsrechtlicher
Verhaltenskodizes durch die betroffenen Interessengruppen
gewertet.

Der Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhan-
dels (BGA) stimmt den Bestrebungen der EU-Kommission
zu. Aus Sicht des BGA enthält die Dienstleistungsrichtlinie
aber ein nicht weit genug gehendes Bekenntnis zum europä-
ischen Binnenmarkt. Zum einen würden weder Bereiche
ehemaliger Staatsmonopole noch traditionelle Berufsstände
auf protektionistische Regeln untersucht. Diesbezüglich
würde sich der BGA eine Korrektur wünschen, einen stärke-
ren Impuls gegen eine Politik der Mitgliedstaaten zu geben,
nationale Champions zu fördern und staatliche Monopole
beizubehalten. Des Weiteren würden dem Wettbewerb keine
neuen Dienstleistungsbereiche geöffnet. Das Herkunftsland-
prinzip setze aus Sicht des BGA die Standortbedingungen
zueinander in Wettbewerb und werde ebenso wie der sog.
Einheitliche Ansprechpartner zum Bürokratieabbau anhal-
ten. Es solle keine auf alte Besitzstände Rücksicht neh-
mende Ausnahmen geben, um die Ziele der Lissabon-Stra-
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tegie nicht zu gefährden. Die Dienstleistungsrichtlinie ge-
währe außerdem keinen rechtsfreien Raum. Daher müsse
die Einhaltung ihrer Regelungen durch Kontrollen sicherge-
stellt werden. Diese sollten dann nicht nur von Behörden
aus dem Herkunftsland durchgeführt werden können, son-
dern auch durch Behörden vor Ort.

Der Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen
e.V. (BZA) begrüßt die Ziele des Richtlinienvorschlags, die
Niederlassungsfreiheit von Dienstleistungserbringern zu er-
leichtern und Hindernisse zu beseitigen die den freien
Dienstleistungsverkehr beeinträchtigten. Er könne jedoch
der vorliegenden Entwurfsfassung in Form der Artikel 16
und 24 nicht zustimmen. Für die Zeitarbeit hätte die Verab-
schiedung der Richtlinie eine erhebliche Gefährdung des
sozialen Schutzes des Arbeitnehmers und eine Wettbe-
werbsverzerrung auf dem deutschen Markt zur Folge. Die
unterschiedlichen Bedingungen, die an inländische und
ausländische Zeitarbeitunternehmen gestellt würden, seien
nicht akzeptabel. Das Herkunftslandprinzip könne dazu
führen, dass ausländische Anbieter durch fehlende gesetzli-
che Qualitäts- und Entlohnungsstandards heimische Unter-
nehmen unterbieten und vom Markt verdrängen. Daher er-
scheine es notwendig, die Zeitarbeit grundsätzlich aus den
nationalen Vorschriften des Herkunftslandprinzips auszu-
nehmen.

Die IG Metall (IGM) lehnt den Richtlinienentwurf vor dem
Hintergrund der Auswirkungen auf die Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen im industriellen Sektor der Bundesrepu-
blik Deutschland als nachteilig für die Entwicklung des
Binnenmarktes und für ein soziales Europa ab. Der Richtli-
nienentwurf betreffe in seiner Wirkung nicht nur die typi-
schen Dienstleistungsberufe sowie handwerkliche und
Montagetätigkeiten im baunahen Bereich, sondern auch alle
industrienahen und -internen Dienstleistungs- und Produk-
tionstätigkeiten. Die Anwendung des Herkunftslandprinzips
würde zu einer Aushebelung der Mindeststandards bei
Löhnen und Arbeitsbedingungen, zu einer Intensivierung des
Standortwettbewerbs und einem verschärften Unterbietungs-
wettbewerb um Löhne und Arbeitsbedingungen führen. Dies
stehe im Widerspruch zu den völkerrechtlich niedergeschrie-
benen Grundsätzen des internationalen Privatrechts und den
Zielen und Aufgaben der EU, einer sozialen Harmonisierung
und einer Verbesserung der Lebensverhältnisse. Auch ent-
halte der Richtlinienentwurf zahlreiche Regelungen, die die
vorrangige Zuständigkeit der Mitgliedstaaten gegenüber der
EU nicht berücksichtige. Im Übrigen sei eine einzige Richt-
linie überfordert, die unterschiedlichen Anforderungen der
verschiedenen Dienstleistungssektoren zielführend zu re-
geln. Sektorspezifische Regelungen seien angemessener,
wenn es um das Ziel der Entwicklung des Binnenmarktes
gehe. Der Richtlinienentwurf stelle gemeinschaftsrechtliche
und nationale Regelungen zur Arbeitnehmerentsendung und
zur Leiharbeit durch die undifferenzierte Anwendung des
Herkunftslandprinzips und eine Beseitigung der Kontrollbe-
fugnisse der Mitgliedstaaten in Frage. Schließlich werde den
inländischen Gewerkschaften und Betriebsräten jede Mög-
lichkeit verwehrt, sich für die in einem Betrieb entsandten
Beschäftigten einzusetzen.

Für den Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V.
spricht vieles dafür, dass in einem barrierefreieren Dienstleis-
tungsmarkt innerhalb der Europäischen Union Wohlstands-

gewinne und stärkere wirtschaftliche Dynamik entstünden.
Dabei seien aber zum Beispiel ein Zuwachs oder ein Abbau
von Arbeitsplätzen in Deutschland und speziell in der Bau-
wirtschaft ebenso als Auswirkungen der EU-Dienstleistungs-
richtlinie zu betrachten. Eine reine „Saldobetrachtung“ helfe
nicht, wenn in der deutschen Bauwirtschaft negative Beschäf-
tigungseffekte durch die EU-Dienstleistungsrichtlinie erzielt
würden. Vor diesem Hintergrund hält der Hauptverband der
Deutschen Bauindustrie eine detaillierte, sektorspezifische
Folgenabschätzung des Entwurfs der EU-Dienstleistungs-
richtlinie für unverzichtbar. Der Verband vertritt die Auffas-
sung, dass vor Beginn jeder Bauleistung ein schriftliche
Anmeldung in deutscher Sprache bei der zuständigen Be-
hörde der Zollverwaltung vorzulegen sei, welche die für die
Prüfung der Arbeitsbedingungen nach der Entsende-Richt-
linie notwendigen Angaben enthalte. Entfiele diese Meldung,
wüsste die Zollverwaltung nicht, dass, wo und wann eine
Entsendung stattfinde. Dies hätte zur Folge, dass Baustellen-
kontrollen nicht durchgeführt werden könnten. Die Kontroll-
kompetenz solle dem Aufnahmestaat ohne Einschränkungen
zugewiesen werden. Der Hauptverband fordert weiterhin die
Streichung von Artikel 24 Abs. 1 Unterabsatz 2 und Abs. 2
sowie Artikel 25. Es müsse dem Aufnahmestaat auch mög-
lich sein, von entsandten Arbeitnehmern einen Aufenthaltsti-
tel und eine Arbeitserlaubnis zu verlangen. Dies sei jedoch
nicht ausreichend in Artikel 25 geregelt. Der Wegfall der
Pflichten in Artikel 24 Abs. 1 Unterabsatz 2 eröffne zudem
erhebliche Umgehungsmöglichkeiten und es bestünde die
Gefahr der gesetzeswidrigen Unterschreitung der Mindest-
löhne.

Dr. Martin Gornig vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung e. V. (DIW) spricht sich für Nachbesserungen der
EU-Dienstleistungsrichtlinie in Bezug auf das Herkunfts-
landprinzip aus. So gebe es Argumente dafür, bestimmte
Branchen vorübergehend vom Herkunftslandprinzip aus-
zunehmen. Ein Beispiel sei der Gesundheitssektor mit seinen
spezifischen Informationsproblemen. Generell solle das
Herkunftslandprinzip analog zum Warenaustausch aber das
Leitmotiv für die Öffnung der europäischen Dienstleistungs-
märkte bleiben und langfristig für alle Branchen gelten. Um
die Akzeptanz dieses Prinzips zu erhöhen, seien jedoch die
Kontrollmöglichkeiten der nationalen Stellen zu verbessern.
Die derzeitige Diskussion in den Medien zur EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie kreise zu einseitig um angebliche Kosten-
nachteile gegenüber der europäischen Konkurrenz und ver-
nachlässige die Chancen, die sich insbesondere für deutsche
Dienstleistungsanbieter aus humankapitalintensiven Bran-
chen nach Implementierung der EU-Dienstleistungsrichtli-
nie im Euro-Raum ergäben. Die Statistik spreche dafür, dass
in vielen Dienstleistungsbranchen weniger Kostensenkun-
gen als vielmehr Qualitätsverbesserungen die Wettbewerbs-
position entscheidend verbessern könnten. Hilfreich wäre es,
wenn notwendige Anpassungsleistungen der Dienstleis-
tungsproduzenten in Deutschland durch geeignete wirt-
schaftspolitische Maßnahmen unterstützt würden.

Dr. jur. habil. Utz Schliesky (Christian-Albrechts-Universi-
tät zu Kiel) hält es für fraglich, ob die Europäische Union
überhaupt die nötigen Rechtsetzungskompetenzen besitze
für eine grundlegende Verwaltungsreform, wie es der
Schwerpunkt der Dienstleistungsrichtlinie darstelle und die
in die Organisationsgewalt der Mitgliedstaaten eingreife.
Der Ansatz der EU-Kommission zur Verwaltungsvereinfa-
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chung sei folgerichtig, würde aber erhebliche Auswirkun-
gen in unbekannter Dimension auf das nationale Verwal-
tungsrecht haben. Außerdem sei eine Dienstleistungs- und
Niederlassungsfreiheit für die Wirtschaftsbürger bereits
heute im primären und sekundären Gemeinschaftsrecht ge-
währleistet. Des Weiteren rechtfertige das Ziel nicht das
vorgesehene Herkunftslandprinzip, da hier die gleichen
Dienstleistungen im Gastland bis zu 25 verschiedenen
Rechtsregimen unterliegen und eher zu einem massiven
Bürokratieaufbau führen würden. Die Kontrollen, die Be-
hörden des Herkunftslandes im Gastland vornehmen müss-
ten, seien nicht durchführbar und führten zu einer Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit. Die Lösung wäre daher,
das Herkunftslandprinzip auf die Berufszulassung und den
Marktzutritt zu beschränken und die Art und Weise der
Berufsausübung im Gastland zu belassen. Die Ausgestal-
tung des einheitlichen Ansprechpartners solle nationale
Angelegenheit und in der Hand der Kommunen bleiben, die
so schon für den Großteil verwaltungsrechtlicher Genehmi-
gungsverfahren zuständig seien.

Laut Prof. Dr. Volker Rieble (Universität München) hat die
Dienstleistungsfreiheit nichts mit der Niederlassungsfreiheit
zu tun. Deswegen gelte auch kein Herkunftslandprinzip, son-
dern greife das Recht des deutschen Staates mit Eingriffsnor-
men (Artikel 34 EGBGB). Außerdem ist der Sachverständige
der Ansicht, dass Spannungen zwischen Wettbewerb und Ar-
beitnehmerschutz ebenso innerdeutsch aufträten, nämlich in
Form von tariffreien Arbeitgebern, die nicht an Tarifverträge
gebunden seien, innerdeutschen Tarifgefällen in unterschied-
lichen Tarifgebieten, Tarifgefällen für Hilfs- und Nebentätig-
keiten sowie der Leiharbeit. Prof. Dr. Volker Rieble zufolge
sei es zu erwägen, dem Wettbewerb den Lauf zu lassen und
darauf zu setzen, dass eine Marktanpassung erfolge. Schutz
der schlecht bezahlten Arbeitnehmer könne durch Ergän-
zungs-Transferleistungen (Kombilohn oder negative Einkom-
mensteuer) des Staates erfolgen. Eine zweite Lösung sehe er
in der staatlichen Regulierung. Alternativ dazu ziehe er eine
Aktivierung des Gesetzes über Mindestarbeitsbedingungen in
Betracht. Damit könne ein allgemeiner Mindestlohn für alle
Branchen festgesetzt werden. Zudem wäre eine Verschärfung
des Lohnwuchertatbestandes denkbar.

Rechtsanwalt Dr. Frank Lorenz (Kanzlei Schneider &
Schwegler, Düsseldorf) ist der Ansicht, dass der Richtli-
nienentwurf Regelungen zur Qualitätssicherung in Gestalt
von freiwilligen Zertifizierungen und der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit von Handels- und Handwerkskammern
enthalte. Bei der Entsendung von Arbeitnehmern solle die
Aufgabenteilung zwischen Herkunfts- und Erbringungsmit-
gliedstaat im Hinblick auf das Kontrollverfahren zugunsten
des Herkunftslandes neu geregelt werden. Nach Artikel 17
Nr. 5 des Richtlinienentwurfs seien alle Angelegenheiten, die
unter die Entsende-Richtlinie fallen, vom Herkunftslandprin-
zip ausgenommen. Im Ergebnis solle der materielle Gehalt
der Entsende-Richtlinie zwar unangetastet bleiben, die Kon-
trollbefugnisse des Empfängerstaates würden jedoch so ein-
geschränkt, dass dieser materielle Gehalt nicht mehr durchge-
setzt werden könne. Das Herkunftslandprinzip sei zur Inte-
gration des Binnenmarktes nicht erforderlich und es liege ein
Verstoß gegen das Subsidiaritätsprinzip in dem Verbot der
Kontrollmöglichkeiten für die Empfängerstaaten der Dienst-
leistungen. Zudem ist Dr. Frank Lorenz der Auffassung, dass
die Kommission mit dem Richtlinienentwurf ihre Kompeten-

zen überschreite. Beispielsweise greife sie mit Bildung und
Gesundheit in Bereiche, deren Kompetenzen bei den EU-
Mitgliedstaaten lägen. Außerdem gehe der Entwurf über die
bisherige Interpretation der Niederlassungsfreiheit und ihrer
zulässigen Beschränkungen durch den Europäischen Ge-
richtshof hinaus. Dies betreffe sowohl Fragen der Haftungs-
beschränkungen als auch der steuerlichen Behandlung.

IV. Beratungen und Abstimmungsergebnis im
federführenden Ausschuss

Nach der öffentlichen Anhörung am 30. Mai 2005 wurde
die Beratung der Vorlage in der 97. Sitzung am 29. Juni
2005 fortgesetzt und abgeschlossen. Die Fraktionen SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachten zur abschlie-
ßenden Beratung auf Ausschussdrucksache 15(9)2057 den
in der Beschlussempfehlung wiedergegebenen Entschlie-
ßungsantrag ein.

Die SPD-Fraktion unterstrich, dass es sich bei der vorlie-
genden EU-Dienstleistungsrichtlinie um einen rechtlich
komplexen, komplizierten und in sich widersprüchlichen
Entwurf handele, der einen bisher nicht gekannten Eingriff
in die nationale Souveränität und die öffentliche Kontrolle
darstelle. Die Notwendigkeit eines gemeinsamen Binnen-
marktes werde natürlich nicht bestritten, bei der Änderung
der Vorlage eines Vorschlags sieht die SPD-Fraktion aber
mit Bundeskanzler Gerhard Schröder und dem französi-
schen Staatspräsidenten Jacques Chirac einen noch erhebli-
chen und grundlegenden Veränderungsbedarf, um insbeson-
dere den sozialen Zusammenhalt in der EU zu garantieren
und ein absehbares Lohn- und Sozialdumping und Absin-
ken von Qualitätsstandards zu verhindern.

Die CDU/CSU-Fraktion wies zunächst auf die positiven
Aspekte der Dienstleistungsrichtlinie für die deutsche Wirt-
schaft hin. Gleichzeitig machte sie deutlich, dass die schon
vor Monaten erfolgten Ankündigungen der Bundesregie-
rung bis heute zu keinen Ergebnissen geführt hätten. Ange-
sichts der schwerwiegenden Konsequenzen, die sich für in-
ländische Arbeitnehmer aus den vorliegenden Vorschlägen
der EU-Kommission ergäben, sei es dringend geboten, dass
sich die Bundesregierung endlich für die notwendigen Kor-
rekturen an der Richtlinie einsetze. Dies gelte insbesondere
für das Herkunftslandprinzip, das zu erheblichen Problemen
in vielen Bereichen führen würde.

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betonte, dass
es keinen Dissens gebe hinsichtlich des Zieles, in Europa zu
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit zu kommen.
Aber die vorgelegte Richtlinie müsse grundlegend überar-
beitet werden, da sie in dieser Form völlig untauglich sei.
So sei ein Abweichen von dem Weg der Harmonisierung
nicht einzusehen, mit dem man in Europa auch im Dienst-
leistungsbereich zu gemeinsamen, verbindlichen Standards
kommen und verzerrenden Wettbewerb verhindern müsse.

Die Fraktion der FDP bekannte sich grundsätzlich zur Li-
beralisierung der Dienstleistungsmärkte in Europa, stellte
aber weiteren Beratungsbedarf über die richtige Ausgestal-
tung der entsprechenden Richtlinie auch in der eigenen
Fraktion fest. Man müsse die Chancen und Risiken sorgfäl-
tig abwägen und Regelungen finden, die Deutschland fit
machten für den Wettbewerb und die Zukunft.



Drucksache 15/5865 – 12 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Im Ergebnis der Beratungen hat der Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit mit den Stimmen der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frakti-
onen der CDU/CSU und FDP beschlossen, dem Deutschen
Bundestag die Kenntnisnahme der Unterrichtung durch die
Bundesregierung und die Annahme der in der Beschlussemp-
fehlung wiedergegebenen Entschließung der Fraktionen SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu empfehlen.

Berlin, den 29. Juni 2005

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk
Berichterstatterin
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RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION

Brüssel, den 10. Januar 2005 (21.01) 
(OR. en) 

Interinstitutionelles Dossier: 
2004/2001 (COD) 

5161/05

COMPET 1 
ETS 1 
SOC 4 
JUSTCIV 1 
CODEC 5 

VERMERK 
des Generalsekretariats des Rates 
für die Gruppe "Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum" 
Nr. Kommissionsvorschlag: 6174/04 COMPET 18 SOC 58 JUSTCIV 23 CODEC 192 
Betr.: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Dienstleistungen im Binnenmarkt 

Die Delegationen erhalten in der Anlage eine vom Vorsitz erstellte konsolidierte Fassung des 

eingangs genannten Vorschlags. In diese konsolidierte Fassung wurden die im Arbeitsdokument 

Nr. 1 vom 15. November 2004 enthaltenen Präzisierungen sowie die Artikel und Erwägungsgründe 

des Kommissionsvorschlags, die nicht in dem genannten Arbeitsdokument enthalten waren, 

aufgenommen. Der konsolidierte Text soll als Grundlage für die weiteren Beratungen der 

Arbeitsgruppe "Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum" dienen. 

______________

  Die Erwägungsgründe sind kursiv gedruckt. Neuer Wortlaut, der im Zuge der Präzisierungen 
in den Text des Vorsitzes aufgenommen wurde, ist unterstrichen. Die Passagen des ursprüng-
lichen Kommissionsvorschlags, die in der neuen Fassung nicht beibehalten wurden, sind 
mittels Durchstreichung gekennzeichnet. 

Anlage



Drucksache 15/5865 – 14 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

ANLAGE

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Gegenstand

Diese Richtlinie legt allgemeine Bestimmungen fest, die die Wahrnehmung der Niederlassungs-

freiheit durch Dienstleistungserbringer sowie den freien Dienstleistungsverkehr erleichtern sollen. 

Diese Richtlinie betrifft weder die Liberalisierung von Dienstleistungen von allgemeinem wirt-

schaftlichem Interesse, die Einrichtungen des öffentlichen oder privaten Rechts vorbehalten sind, 

noch die Privatisierung öffentlich-rechtlicher Einrichtungen, die Dienstleistungen erbringen.

Diese Richtlinie betrifft weder die Abschaffung von Dienstleistungsmonopolen noch von den 

Mitgliedstaaten gewährte Beihilfen, die unter die gemeinsamen Vorschriften über den Wettbewerb 

fallen.

Erwägungsgrund 1: Ziel der Europäischen Union ist es, eine immer engere Zusammengehörigkeit 
der Staaten und Völker in Europa zu erreichen und den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu 
sichern. Gemäß Artikel 14 Absatz 2 EG-Vertrag umfasst der Binnenmarkt einen Raum ohne Binnen-
grenzen, in dem der freie Verkehr von Dienstleistungen und die Niederlassungsfreiheit gewährleis-
tet sind. Die Beseitigung der Schranken die die Entwicklung grenzüberschreitender Dienstleistungs-
tätigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten behindern, ist ein wichtiges Mittel für ein stärkeres 
Zusammenwachsen der Völker Europas und die Förderung eines ausgewogenen und nachhaltigen 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts. 

Erwägungsgrund 2: In ihrem Bericht über den "Stand des Binnenmarktes für Dienstleistungen" 1

führt die Kommission eine Vielzahl von Hindernissen auf, die die Entwicklung grenzüberschreiten-
der Dienstleistungstätigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten behindern oder bremsen; besonders 
hart treffen sie die im Dienstleistungsgewerbe vorherrschenden kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU). Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass zehn Jahre nach der geplanten Vollendung des 
Binnenmarkts noch immer eine breite Kluft besteht zwischen der Vision einer wirtschaftlich inte-
grierten Europäischen Union und der Wirklichkeit, die die europäischen Bürger und Dienstleis-
tungserbringer erleben. Die Hindernisse betreffen eine große Bandbreite von Dienstleistungstätig-
keiten und sämtliche Phasen der Dienstleistungserbringung, und sie weisen zahlreiche Gemeinsam-
keiten auf; so sind sie häufig auf den Verwaltungsaufwand, die Rechtsunsicherheit, mit denen 
grenzüberschreitende Tätigkeiten behaftet sind, oder auf das fehlende gegenseitige Vertrauen 
zwischen den Mitgliedstaaten zurückzuführen. 

1  KOM(2002) 441 endg. 
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Erwägungsgrund 3: Da Dienstleistungen der Motor des Wirtschaftswachstums sind und in den 
meisten Mitgliedstaaten 70 % zum BIP und zur Beschäftigung beitragen, beeinträchtigt diese Frag-
mentierung des Binnenmarkts die europäische Wirtschaft insgesamt, insbesondere die Wettbe-
werbsfähigkeit von KMU, und sie behindert den Zugang der Verbraucher zu einer größeren Aus-
wahl an Dienstleistungen zu konkurrenzfähigen Preisen. Das Europäische Parlament und der Rat 
haben betont, dass die Beseitigung rechtlicher Schranken, die einen wirklichen Binnenmarkt ver-
hindern, eine der vorrangigen Aufgaben sein muss, wenn das vom Europäischen Rat in Lissabon 
vorgegebene Ziel erreicht und die Europäische Union bis zum Jahre 2010 zum wettbewerbsfähigs-
ten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt werden soll. Die Beseitigung 
dieser Hindernisse ist für die wirtschaftliche Erholung in Europa, insbesondere für Investitionen 
und Beschäftigung, unerlässlich. 

Erwägungsgrund 4: Demzufolge ist es angezeigt, die Hindernisse für die Niederlassungsfreiheit 
von Dienstleistungserbringern in den Mitgliedstaaten und für den freien Dienstleistungsverkehr 
zwischen Mitgliedstaaten zu beseitigen und den Dienstleistungserbringern und -empfängern die 
Rechtssicherheit zu verschaffen, die sie für die wirksame Wahrnehmung dieser beiden Grundfrei-
heiten nach Artikel 43 und 49 des EG-Vertrags benötigen. Da die Beschränkungen im Binnenmarkt 
für Dienstleistungen sowohl die Dienstleistungserbringer beeinträchtigen, die sich in einem ande-
ren Mitgliedstaat niederlassen möchten, als auch diejenigen, die in einem anderen Mitgliedstaat 
Leistungen erbringen, ohne dort eine Niederlassung zu errichten, ist es angebracht, den Dienstleis-
tungserbringern zu ermöglichen, ihre Tätigkeiten im Binnenmarkt dadurch zu entwickeln, dass sie 
entweder eine Niederlassung in einem Mitgliedstaat errichten oder die Dienstleistungsfreiheit
nutzen. Die Dienstleistungserbringer sollten die Möglichkeit haben, zwischen diesen beiden 
Freiheiten zu wählen und sich für diejenige zu entscheiden, die ihrer Geschäftsstrategie für die 
einzelnen Mitgliedstaaten am besten gerecht wird. 

Erwägungsgrund 5: Allein durch die direkte Anwendung der Artikel 43 und 49 EG-Vertrag können 
diese Schranken jedoch nicht beseitigt werden, weil zum einen – insbesondere nach den 
Erweiterungen – die Handhabung von Fall zu Fall im Rahmen von Vertragsverletzungsverfahren
gegen die betreffenden Mitgliedstaaten sowohl für die nationalen als auch für die 
gemeinschaftlichen Organe äußerst kompliziert wäre und weil zum anderen die Beseitigung 
zahlreicher Hindernisse eine vorherige Koordinierung der einzelstaatlichen Regelungen und 
insbesondere eine bessere Zusammenarbeit der Verwaltungen erforderlich macht. Wie vom 
Europäischen Parlament und vom Rat anerkannt wurde, ermöglicht ein gemeinschaftliches 
Rechtsinstrument die Schaffung eines wirklichen Binnenmarkts für Dienstleistungen.
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Erwägungsgrund 6: Mit dieser Richtlinie wird ein allgemeiner Rechtsrahmen geschaffen, der 
einem breiten Spektrum von Dienstleistungen zugute kommt und gleichzeitig die Besonderheiten der 
einzelnen Tätigkeiten und Berufe und ihrer Reglementierung berücksichtigt. Grundlage dieses 
Rechtsrahmens ist ein selektiver und dynamischer Ansatz, mit dem zunächst die leicht zu beseitigen-
den Schranken entfernt werden sollen; hinsichtlich der übrigen wird ein Prozess eingeleitet, der 
Evaluierung, Konsultation und ergänzende Harmonisierung für spezifische Fragen umfasst, um so 
schrittweise und koordiniert eine Modernisierung der nationalen Regelungen für den Dienstleis-
tungssektor zu erreichen, wie sie für die Schaffung eines wirklichen Binnenmarkts für Dienstleis-
tungen bis zum Jahr 2010 unerlässlich ist. Es ist angezeigt, eine ausgewogene Kombination aus 
gezielter Harmonisierung, Verwaltungszusammenarbeit, Anwendung des Herkunftslandprinzips 
und Förderung der Erarbeitung von Verhaltenskodizes für bestimmte Bereiche vorzusehen. Diese 
Koordinierung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften sollte zu einer gesteigerten rechtlichen 
Integration auf Gemeinschaftsebene und zu einem hohen Niveau des Schutzes von Gemeinwohl-
interessen, insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Verbraucher, führen, wie es für die 
Bildung von gegenseitigem Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten unerlässlich ist. 

Erwägungsgrund 6a: Diese Richtlinie betrifft ausschließlich Dienstleistungserbringer, die in einem 
Mitgliedstaat niedergelassen sind; sie regelt keine externen Aspekte. Sie betrifft nicht 
Verhandlungen über den Handel mit Dienstleistungen innerhalb internationaler Organisationen, 
insbesondere im Rahmen des GATS.

Erwägungsgrund 7: Die wichtige Rolle der Berufsverbände und Berufsvereinigungen bei der 
Regulierung von Dienstleistungstätigkeiten und der Erarbeitung von Berufsregeln sollte anerkannt 
werden.

Erwägungsgrund 7a: Was die Leistungen von allgemeinem Interesse betrifft, so regelt die Richt-
linie ausschließlich Leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, d.h. Leistungen, die 
einer Wirtschaftstätigkeit entsprechen. Darüber hinaus sind bestimmte Leistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse, z.B. im Bereich des Verkehrs, aus dem Geltungsbereich der Richtlinie 
ausgenommen. Die Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, in Übereinstimmung mit 
dem Gemeinschaftsrecht festzulegen, welche Leistungen sie als von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse erachten, wie diese Leistungen organisiert und finanziert werden sollten und welchen 
spezifischen Verpflichtungen sie unterliegen sollen. Diese Richtlinie betrifft nicht die Folgearbeiten 
zum Weißbuch der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse.
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Erwägungsgrund 7b (bisher Erwägungsgrund 35): Die Bestimmungen dieser Richtlinie über die 
Niederlassungsfreiheit sollten nur insoweit Anwendung finden, als die betreffenden Tätigkeiten dem 
Wettbewerb offen stehen, und verpflichten daher die Mitgliedstaaten nicht weder, Leistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zu liberalisieren, noch öffentlich-rechtliche Einrichtungen, 
die solche Dienstleistungen erbringen, zu privatisieren, noch bestehende Monopole bei anderen 
Tätigkeiten, insbesondere bei den Lotterien oder bestimmten Vertriebsdienstleistungen,
abzuschaffen oder bestimmte Sektoren zu privatisieren.

Erwägungsgrund 7c: Diese Richtlinie betrifft nicht die Finanzierung von Leistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse und sie ist nicht anwendbar auf Beihilferegelungen der Mitglied-
staaten, insbesondere in den Bereichen Gesundheit und Soziales bzw. in den Bereichen audiovisuel-
le Medien und Kultur, die unter Titel VI Kapitel 1 des EG-Vertrags über Wettbewerbsregeln fallen.

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1)  Diese Richtlinie gilt für Dienstleistungen, die von einem in einem Mitgliedstaat nieder-

gelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden. 

(2)  Die Richtlinie findet keine Anwendung auf folgende Tätigkeiten: 

a) die in Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie 2002/65/EG genannten Finanzdienstleistungen;

Bankdienstleistungen sowie Dienstleistungen im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, 

Versicherung, betrieblichen oder individuellen Altersversorgung, Geldanlage oder Zahlung;

b) Dienstleistungen und Netze der elektronischen Kommunikation sowie zugehörige Einrichtun-

gen und Dienste in den Bereichen, die in den Richtlinien 2002/19/EG 2, 2002/20/EG 3,

2002/21/EG 4, 2002/22/EG 5 und 2002/58/EG 6 des Europäischen Parlaments und des Rates 

geregelt sind oder auf die dort Bezug genommen wird;

2 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 7. 
3 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 21. 
4 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 33. 
5 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 51. 
6 ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37. 
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c) Dienstleistungen auf dem Gebiet des Verkehrs, mit Ausnahme der Geldbeförderung sowie des 

Leichentransports; soweit sie durch andere, auf Artikel 71 oder Artikel 80 Absatz 2 EG-

Vertrag gestützte Gemeinschaftsrechtsakt geregelt sind.

d) Tätigkeiten nach Artikel 45 EG-Vertrag.

(3)  Die Richtlinie gilt nicht für das Steuerwesen, mit Ausnahme des Verbots der in

Artikel 14 und 20 genannten diskriminierenden Bestimmungen soweit die dort aufgeführten

Beschränkungen nicht von einem Gemeinschaftsrechtsakt zur Steuerharmonisierung erfasst sind.

Erwägungsgrund 9: Finanzdienstleistungen sollten aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie aus-
geschlossen werden, da diese Tätigkeiten derzeit Gegenstand eines spezifischen Aktionsplans sind, 
der wie diese Richtlinie darauf abzielt, einen wirklichen Binnenmarkt für Dienstleistungen zu 
verwirklichen. Dieser Ausschluss betrifft Diese Dienstleistungen werden in der Richtlinie 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 über den 
Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 
90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG definiert. Eine 
Finanzdienstleistung im Sinne der genannten Richtlinie ist jede Bankdienstleistung sowie jede 
Dienstleistung im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versicherung, betrieblichen oder 
individuellen Altersversorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zahlung, einschließlich 
Rückversicherung, Währungsumtausch, Clearing- und Abrechnungswesen, Verwahrung von 
Wertpapieren und Anlageberatung.

Erwägungsgrund 10: Angesichts der im Jahr 2002 angenommenen Reihe von Rechtsakten über die 
Dienste und Netze der elektronischen Kommunikationen sowie über die damit zusammenhängenden 
Ressourcen und Dienste, mit denen – insbesondere durch die Abschaffung der meisten einzelnen 
Genehmigungsverfahren – ein Rechtsrahmen geschaffen wurde, um die Aufnahme dieser 
Tätigkeiten im Binnenmarkt zu erleichtern, sind die durch diese Rechtsakte erfassten Fragen vom 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie auszunehmen. 

Erwägungsgrund 10a: Diese Richtlinie gilt nicht für die Dienste und Netze der elektronischen 
Kommunikation, soweit es um Fragen geht, die in den im Rahmen des Rechtsetzungspakets über die 
elektronische Kommunikation im Jahr 2002 angenommenen Richtlinien behandelt werden. Dieser 
Ausschluss aus dem Anwendungsbereich gilt nicht nur für Fragen, die ausdrücklich in diesen Richt-
linien geregelt werden, sondern auch für Angelegenheiten, bei denen die Richtlinien ausdrücklich 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit lassen, bestimmte Maßnahmen auf einzelstaatlicher Ebene 
anzunehmen.
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Erwägungsgrund 12: Angesichts der Tatsache, dass die Dienstleistungen auf dem Gebiet des 
Verkehrs, einschließlich Nahverkehr, Hafendienste, Taxis und Krankenwagen, bereits Gegenstand 
einer Reihe von besonderen Gemeinschaftsrechtsakten sind, sind die Dienstleistungen im Verkehr 
insoweit vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie auszunehmen, unabhängig davon, ob als sie 
durch andere, auf Artikel 71 oder Artikel 80 Absatz 2 EG-Vertrag gestützte Gemeinschaftsrechts-
akte erfasst sind oder nicht. Die Richtlinie findet jedoch Anwendung auf die Dienstleistungen, die 
nicht durch spezifische Rechtsakte auf dem Gebiet des Verkehrs erfasst sind, wie etwa Geldbeför-
derung und Leichentransporte fallen jedoch in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie, da in 
diesen Bereichen Probleme im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt ermittelt wurden.

Erwägungsgrund 12a (bisher Erwägungsgrund 11): Angesichts der Tatsache, dass der EG-Vertrag 
spezifische Rechtsgrundlagen für den Steuerbereich und die in diesem Bereich bereits angenomme-
nen Gemeinschaftsrechtsakte enthält, ist der Steuerbereich aus dem Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie auszunehmen. Das in dieser Richtlinie vorgesehene Diskriminierungsverbot gilt jedoch 
für steuerliche Diskriminierungen, die mit der Niederlassungsfreiheit und dem freien Dienstleis-
tungsverkehr unvereinbar sind., allerdings mit Ausnahme der Bestimmungen über die unzulässigen 
Anforderungen und über den freien Dienstleistungsverkehr. Nach ständiger Rechtsprechung liegt 
eine Diskriminierung vor, wenn unterschiedliche Vorschriften auf gleichartige Situationen ange-
wandt werden oder wenn dieselbe Vorschrift auf unterschiedliche Situationen angewandt wird. Die 
Harmonisierung im Bereich der Steuern ist vor allem durch die Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um-
satzsteuern – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund-
lage, die Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem 
für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von An-
teilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, die Richtlinie 90/435/EWG des 
Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften 
verschiedener Mitgliedstaaten, die Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine 
gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen 
Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten verwirklicht worden. Diese Richtlinie zielt dement-
sprechend nicht darauf ab, neue Steuervorschriften oder -systeme einzuführen. Sie soll lediglich, im 
Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften zu den Arti-
keln 43 und 49 EG-Vertrag, Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleis-
tungsverkehrs beseitigen, von denen einige steuerlicher Art sind, insbesondere diskriminierende 
Regelungen. Harmonisierte Vorschriften auf Gemeinschaftsebene im Bereich der Mehrwertsteuer 
sehen vor, dass Dienstleistungserbringer, die grenzüberschreitend tätig sind, auch anderen Ver-
pflichtungen als solchen aus ihrem Herkunftsstaat unterworfen werden können. Nichtsdestotrotz ist 
es wünschenswert, ein System eines einheitlichen Ansprechpartners für die genannten Dienstleis-
tungserbringer zu errichten, damit deren sämtliche Verpflichtungen über ein einziges elektronisches 
Portal der Finanzverwaltung ihres Herkunftsstaats abgewickelt werden können.
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Artikel 3 

Verhältnis zum geltenden Gemeinschaftsrecht

Die Mitgliedstaaten setzen die Bestimmungen dieser Richtlinie in Übereinstimmung mit den Vor-

schriften des EG-Vertrags über die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsverkehr 

um. 

Diese Richtlinie schließt die Anwendung der Bestimmungen anderer Gemeinschaftsrechtsakte auf 

die von ihnen erfassten Dienstleistungen nicht aus.

Andere Gemeinschaftsrechtsakte, insbesondere jene, die spezifische Dienstleistungstätigkeiten

regeln, sind uneingeschränkt anwendbar und werden durch diese Richtlinie ergänzt.

Erwägungsgrund 13: Dienstleistungstätigkeiten, insbesondere die reglementierten Berufe, die 
Postdienste, das Fernsehen, die Dienste der Informationsgesellschaft oder Reisedienstleistungen 
wie etwa Pauschalreisen, sind bereits Gegenstand einer Vielzahl von Gemeinschaftsvorschriften. 
Dienstleistungstätigkeiten fallen ferner unter andere Rechtsakte, die nicht auf spezifische Dienst-
leistungsbereiche abzielen, wie z.B. die Vorschriften über den Verbraucherschutz. Diese Richtlinie 
baut auf dem gemeinschaftlichen Besitzstand auf und ergänzt ihn. Fällt eine Dienstleistungstätigkeit
bereits unter einen oder mehrere Gemeinschaftsrechtsakte, so sind diese zusammen mit dieser 
Richtlinie anwendbar; die jeweiligen Anforderungen ergänzen sich gegenseitig. Die Vereinbarkeit 
und die Kohärenz der Richtlinie mit sämtlichen Gemeinschaftsrechtsakten sollte durch Ausnahme-
regelungen und andere einschlägige Bestimmungen der Richtlinie sichergestellt werden. 

Erwägungsgrund 13a: Die Richtlinie steht im Einklang mit der Richtlinie 89/552/EWG (Richtlinie 
"Fernsehen ohne Grenzen"), einschließlich der darin enthaltenen Definition, wann ein Fernsehver-
anstalter als in einem Mitgliedstaat niedergelassen gilt; sie berührt diese Richtlinie, die weiterhin 
uneingeschränkt anwendbar ist, nicht. Ferner steht die Richtlinie nicht einer möglichen künftigen
Überarbeitung der Richtlinie "Fernsehen ohne Grenzen" entgegen. Darüber hinaus berührt sie 
nicht die Spezifität der audiovisuellen Dienste bei internationalen Verhandlungen über oder im 
Dienstleistungshandel.

Erwägungsgrund 13b: Die Richtlinie steht im Einklang mit der Richtlinie ..../../EG über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen und berührt diese Richtlinie nicht. Sie behandelt andere Fragen 
als jene im Zusammenhang mit Berufsqualifikationen, wie z.B. die Berufshaftpflichtversicherung, 
kommerzielle Kommunikation, multidisziplinäre Tätigkeiten und Vereinfachungen im Verwal-
tungsbereich. Bezüglich der vorübergehenden grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleis-
tungen wird durch eine Abweichung vom Herkunftslandprinzip sichergestellt, dass Titel II "Dienst-
leistungsfreiheit" der Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen nicht berührt 
wird. Somit werden keine der gemäß der Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
im Aufnahmemitgliedstaat anwendbaren Maßnahmen durch das Herkunftslandprinzip berührt.
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Erwägungsgrund 13c (bisher Erwägungsgrund 8): Die Richtlinie steht im Einklang mit anderen 
derzeitigen Gemeinschaftsinitiativen für den Dienstleistungssektor, insbesondere mit denjenigen, 
die die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmensdienstleistungen, die Sicherheit von Dienstleistun-
gen und die Arbeiten zur Mobilität von Patienten bzw. die Entwicklung der medizinischen Versor-
gung in der Gemeinschaft betreffen. Sie steht ferner im Einklang mit den derzeitigen Initiativen im 
Bereich des Binnenmarkts, wie dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Verkaufsförderung im Binnenmarkt, und denjenigen im Bereich des 
Verbraucherschutzes, wie dem Vorschlag für eine Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken und 
dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Zusam-
menarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen natio-
nalen Behörden ("Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz"). 

Artikel 4 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

1. "Dienstleistung" jede von Artikel 50 EG-Vertrag erfasste selbstständige wirtschaftliche Tätig-

keit, bei der einer Leistung eine wirtschaftliche Gegenleistung gegenübersteht; 

2. "Dienstleistungserbringer" jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Mitglied-

staats besitzt, und jede in einem Mitgliedstaat niedergelassene juristische Person, die eine 

Dienstleistung anbietet oder erbringt; 

3. "Dienstleistungsempfänger" jede in einem Mitgliedstaat niedergelassene natürliche oder juris-

tische Person, die für berufliche oder andere Zwecke eine Dienstleistung in Anspruch nimmt 

oder in Anspruch nehmen möchte; 

4. "Herkunftsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Erbringer der betref-

fenden Dienstleistung niedergelassen ist; 

5. "Niederlassung" die tatsächliche Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit im Sinne des 

Artikels 43 EG-Vertrag mittels einer festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit; 
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6. "Genehmigungsregelung" jedes Verfahren, das einen Dienstleistungserbringer bzw. -empfän-

ger dazu verpflichtet, bei einer zuständigen Stelle eine förmliche oder stillschweigende Ent-

scheidung über den Zugang zu einer Dienstleistungstätigkeit oder deren Ausübung zu 

erwirken; 

7. "Anforderungen" alle Auflagen, Verbote, Bedingungen oder Beschränkungen, die in den 

Rechts- oder Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten festgelegt sind oder sich aus der 

Rechtsprechung, der Verwaltungspraxis oder den Regeln von Berufsverbänden bzw. den 

kollektiven Regeln von Berufsvereinigungen oder sonstigen Berufsorganisationen, die in 

Ausübung ihrer rechtlichen Autonomie erlassen wurden, ergeben; 

8. "zuständige Stelle" jedes Organ und jede Instanz, die in einem Mitgliedstaat eine Aufsichts- 

oder Regulierungsfunktion für Dienstleistungstätigkeiten ausübt, einschließlich insbesondere 

Verwaltungsbehörden, Berufsverbände und jener Berufsvereinigungen oder sonstigen Berufs-

organisationen, die im Rahmen ihrer rechtlichen Autonomie den Zugang zu einer Dienst-

leistungstätigkeit oder deren Ausübung kollektiv regeln; 

9. "koordinierter Bereich" die Gesamtheit der für den Zugang zu Dienstleistungstätigkeiten oder 

deren Ausübung geltenden Anforderungen; 

10. "Krankenhausversorgung" die medizinischen Behandlungen, die nur innerhalb einer medizi-

nischen Einrichtung erbracht werden können und für die grundsätzlich eine stationäre 

Aufnahme der Person, die diese Behandlung erhält, erforderlich ist; die Bezeichnung, die

Organisation, und die Art der Finanzierung der medizinischen Einrichtung sind für die 

Einordnung der Behandlung als Krankenhausversorgung unerheblich;

11. "Entsendemitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet ein Dienstleistungs-

erbringer einen Arbeitnehmer zur dortigen Erbringung von Dienstleistungen entsendet; 
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12. "ordnungsgemäße Beschäftigung" die unselbstständige Tätigkeit eines Arbeitnehmers im Ein-

klang mit den innerstaatlichen Vorschriften des Herkunftsmitgliedstaats des Dienstleistungs-

erbringers; 

13. "reglementierter Beruf" eine berufliche Tätigkeit oder eine Reihe beruflicher Tätigkeiten 

gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie ../../EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikationen deren Aufnahme, Ausübung 

oder Ausübungsweise direkt oder indirekt in Rechts- und Verwaltungsvorschriften vom 

Besitz bestimmter beruflicher Qualifikationen abhängig gemacht werden;

14. "kommerzielle Kommunikation" alle Formen der Kommunikation, die der unmittelbaren oder 

mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungs-

bildes eines Unternehmens, einer Organisation oder einer natürlichen Person dienen, die eine 

Tätigkeit in Handel, Gewerbe oder Handwerk oder einen reglementierten Beruf ausübt. Die 

folgenden Informationen als solche gelten nicht als kommerzielle Kommunikation: 

a) Informationen, die direkten Zugang zur Tätigkeit eines Unternehmens, einer Organisa-
tion oder einer Person ermöglichen, insbesondere ein Domain-Name oder eine E-Mail-
Adresse,

b) Informationen über Waren und Dienstleistungen oder das Erscheinungsbild eines Unter-
nehmens, einer Organisation oder einer Person, die unabhängig zusammengestellt 
werden, insbesondere wenn dies ohne finanzielle Gegenleistung geschieht. 

Erwägungsgrund 14: Der Begriff der Dienstleistung umfasst eine große Vielfalt wirtschaftlicher 
Tätigkeiten, der einer ständigen Weiterentwicklung unterliegen; dazu zählen Dienstleistungen für 
Unternehmen wie Unternehmensberatung, Zertifizierungs- und Prüfungstätigkeiten, Anlagenver-
waltung einschließlich Unterhaltung und Bewachung von Büroräumen, Werbung, Personalagen-
turen einschließlich Arbeitsvermittlungsstellen und die Dienste von Handelsvertretern. Der Begriff 
umfasst ferner Dienstleistungen, die sowohl für Unternehmen als auch für Verbraucher angeboten 
werden, wie Rechts- und Steuerberatung, Dienstleistungen des Immobilienwesens, wie die Tätigkeit 
der Immobilienmakler, Dienstleistungen des Baugewerbes und der Architekten, Verkehr, Handel, 
die Veranstaltung von Messen, die Vermietung von Kraftfahrzeugen, Dienste von Reisebüros und 
Sicherheitsdienste. Der Begriff umfasst schließlich Dienstleistungen für Verbraucher, beispiels-
weise im Bereich des Fremdenverkehrs, einschließlich Leistungen von Fremdenführern, audiovisu-
elle Dienste, Dienstleistungen im Freizeitbereich, Sportzentren und Freizeitparks, Gesundheits-
dienstleistungen und damit zusammenhängende Dienste und häusliche Dienste wie die Pflege 
älterer Menschen. Hierbei handelt es sich sowohl um Tätigkeiten, die die räumliche Nähe zwischen 
Dienstleistungserbringer und Dienstleistungsempfänger oder aber den Ortswechsel des einen oder 
anderen erfordern, als auch um Leistungen, die im Fernabsatz, beispielsweise über das Internet, 
erbracht werden können.
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Erwägungsgrund 15: Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Artikel 49 ff EG-Vertrag sind 
Dienstleistungen alle wirtschaftlichen Tätigkeiten, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, 
ohne dass die Dienstleistung von demjenigen bezahlt werden muss, dem sie zugute kommt, und un-
abhängig davon, wie die wirtschaftliche Gegenleistung, die das Entgelt darstellt, finanziert wird. 
Folglich ist eine Dienstleistung jegliche Leistung, mit der der Erbringer am Wirtschaftsleben teil-
nimmt, ungeachtet seiner Rechtsstellung, des Tätigkeitszwecks und des betreffenden Tätigkeits-
bereichs.

Erwägungsgrund 16: Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs muss die Frage, ob bestimmte 
Tätigkeiten – insbesondere Tätigkeiten, die mit öffentlichen Mitteln finanziert oder durch öffentlich-
rechtliche Einrichtungen erbracht werden – eine "Dienstleistung" darstellen, von Fall zu Fall im 
Lichte sämtlicher Merkmale, insbesondere wie die Leistungen im betreffenden Mitgliedstaat 
erbracht, organisiert und finanziert werden, durchgeführt werden. Der Gerichtshof hat anerkannt, 
dass das Das Merkmal des Entgelts ist nicht gegeben bei Tätigkeiten gegeben ist, die der Staat ohne 
wirtschaftliche Gegenleistung im Rahmen seiner in Erfüllung seiner sozialen, kulturellen, bildungs-
politischen und rechtlichen Verpflichtungen ausübt, wie z.B. bei einem im Rahmen des nationalen 
Bildungssystems erteilten Unterricht oder bei der Verwaltung von Systemen der sozialen Sicherheit, 
die keine wirtschaftliche Tätigkeit bewirken. Diese Tätigkeiten fallen nicht unter die Definition des 
Artikels 50 EG-Vertrag und fallen somit nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie. 

Erwägungsgrund 17: Diese Richtlinie betrifft nicht die Anwendung der Artikel 28 bis 30 EG-Ver-
trag über den freien Warenverkehr. Die nach dem Herkunftslandprinzip unzulässigen Beschrän-
kungen betreffen die Anforderungen für die Aufnahme und Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten 
und nicht die Anforderungen, die sich auf Waren als solche beziehen. 

Erwägungsgrund 18: Unter den Begriff des Dienstleistungserbringers fallen alle natürlichen Per-
sonen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen,  und alle juristischen Personen, 
die in einem Mitgliedstaat eine Dienstleistungstätigkeit ausüben, entweder unter Inanspruchnahme 
der Niederlassungsfreiheit oder des freien Dienstleistungsverkehrs. Der Begriff des Dienst-
leistungserbringers betrifft deshalb nicht nur die grenzüberschreitende Erbringung von Dienst-
leistungen im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs, sondern auch die Fälle, in denen sich ein 
Marktteilnehmer in einem Mitgliedstaat niederlässt, um dort Dienstleistungen zu erbringen. 
Dagegen erfasst der Begriff des Dienstleistungserbringers nicht den Fall der Zweigniederlassung 
einer Gesellschaft aus einem Drittland in einem Mitgliedstaat, da die Niederlassungsfreiheit und 
der freie Dienstleistungsverkehr gemäß Artikel 48 EG-Vertrag nur Anwendung auf Gesellschaften 
finden, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats gegründet wurden und ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der Gemein-
schaft haben. 
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Erwägungsgrund 18a: Der Ort, an dem ein Dienstleistungserbringer niedergelassen ist, sollte 
nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs bestimmt werden, nach der der Begriff der Nieder-
lassung die tatsächliche Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit mittels einer festen Einrichtung 
auf unbestimmte Zeit voraussetzt; diese Anforderung ist auch erfüllt, wenn eine Gesellschaft für 
einen bestimmten Zeitraum gegründet wird oder wenn sie das Gebäude oder die Anlage, von der 
aus sie ihre Tätigkeit ausübt, anmietet. Gemäß dieser Definition, die die tatsächliche Ausübung 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit am Ort der Niederlassung des Dienstleistungserbringers erfordert, 
gilt ein Briefkasten nicht als Niederlassung. Verfügt ein Dienstleistungserbringer über mehrere 
Niederlassungen, so muss festgelegt werden, von welcher Niederlassung aus die betreffende 
Dienstleistung tatsächlich erbracht wird; ist schwer festzustellen, von welcher Niederlassung aus 
eine bestimmte Dienstleistung erbracht wird, so gilt als Niederlassungsort der Ort, der für den 
Dienstleistungserbringer den Mittelpunkt seiner Tätigkeiten im Zusammenhang mit der betreffen-
den Dienstleistung bildet.

Erwägungsgrund 19: Begibt sich ein Marktteilnehmer in einen anderen Mitgliedstaat, um dort eine 
Dienstleistungstätigkeit auszuüben, sollte zwischen Sachverhalten, die unter die Niederlassungs-
freiheit fallen und solchen, die aufgrund des vorübergehenden Charakters der betreffenden Tätig-
keit unter die Dienstleistungsfreiheit fallen, unterschieden werden. Nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs ist für die Unterscheidung zwischen Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit  und 
Inanspruchnahme der Dienstleistungsfreiheit ausschlaggebend, ob der Marktteilnehmer in dem 
Mitgliedstaat, in dem er die betreffende Dienstleistung erbringt, niedergelassen ist oder nicht. Ist er 
in dem Mitgliedstaat, in dem er seine Dienstleistungen erbringt, niedergelassen, so handelt es sich 
um eine Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit. Ist der Marktteilnehmer dagegen nicht in 
dem Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung empfangen wird, niedergelassen, so ist er ein grenz-
überschreitender Dienstleistungserbringer, der die Dienstleistungsfreiheit in Anspruch nimmt. Nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der vorübergehende Charakter einer Dienstleistung nicht 
nur auf der Grundlage der Dauer der Leistungserbringung, sondern auch auf der Grundlage ihrer 
Häufigkeit, ihrer regelmäßigen oder sich wiederholenden Art oder ihrer Kontinuität zu bestimmen. 
Der vorübergehende Charakter der Dienstleistung sollte in keinem Fall die Möglichkeit für den 
Dienstleistungserbringer ausschließen, sich im Aufnahmemitgliedstaat mit einer bestimmten Infra-
struktur, wie z.B. einem Büro, einer Kanzlei oder einer Praxis, auszustatten, soweit diese für die 
Erbringung der betreffenden Leistung erforderlich ist. 
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Erwägungsgrund 20: Der Begriff der Genehmigungsregelung umfasst u.a. die Verwaltungsverfah-
ren für die Erteilung von Genehmigungen, Lizenzen, Zulassungen oder Konzessionen sowie die 
Verpflichtung zur Eintragung bei einer Berufskammer oder in einem Berufsregister, einer Berufs-
rolle oder einer Datenbank zur Zulassung durch eine Einrichtung oder zum Besitz eines Gewerbe-
scheins, um die Tätigkeit ausüben zu können. Die Erteilung einer Genehmigung kann nicht nur 
durch eine förmliche Entscheidung erfolgen, sondern auch durch eine stillschweigende Entschei-
dung, beispielsweise wenn die zuständige Stelle nicht reagiert oder der Antragsteller die 
Empfangsbestätigung einer Erklärung abwarten muss, um eine Tätigkeit aufnehmen oder sie recht-
mäßig ausüben zu können. 

Erwägungsgrund 21: Der Begriff des koordinierten Bereichs umfasst alle Anforderungen, die für 
die Aufnahme und die Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten gelten, insbesondere diejenigen, die 
in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten vorgesehen sind, unabhängig 
davon, ob sie zu einem auf Gemeinschaftsebene harmonisierten Bereich gehören, ob sie allgemei-
ner oder spezifischer Natur sind und ungeachtet des Rechtsgebiets, dem sie nach innerstaatlichem 
Recht zugeordnet werden. 
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Kapitel II 

Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer

ABSCHNITT 1

VERWALTUNGSVEREINFACHUNG

Artikel 5 

Vereinfachung der Verfahren 

(1)  Die Mitgliedstaaten vereinfachen die für die Aufnahme und die Ausübung einer Dienst-

leistungstätigkeit geltenden Verfahren und Formalitäten. 

(2)  Verlangen die Mitgliedstaaten von einem Dienstleistungserbringer oder -empfänger ein 

Zeugnis, eine Bescheinigung oder ein sonstiges Dokument zum Nachweis der Erfüllung einer 

Anforderung, so erkennen sie alle Dokumente eines anderen Mitgliedstaats an, die eine gleich-

wertige Funktion haben oder aus denen eindeutig hervorgeht, dass die betreffende Anforderung 

erfüllt ist. Sie dürfen nicht verlangen, dass Dokumente eines anderen Mitgliedstaats im Original, in 

beglaubigter Abschrift oder in beglaubigter Übersetzung vorgelegt werden, außer in den Fällen, in 

denen dies in anderen Gemeinschaftsrechtsakten vorgesehen ist, oder wenn zwingende Gründe des 

Allgemeininteresses dies objektiv erfordern. 

(3)  Absatz 2 gilt nicht für Dokumente im Sinne von Artikel 46 der Richtlinie .../.../EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 7 oder 

von Artikel 45 Absatz 3 der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 

Dienstleistungsaufträge oder von Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 98/5/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates zur Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in einem 

anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Qualifikation erworben wurde 8.

7 [Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen.] 

8 ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 114. [Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge.]
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Erwägungsgrund 22: Eine der grundlegenden Schwierigkeiten bei der Aufnahme und Ausübung 
von Dienstleistungstätigkeiten, insbesondere für KMU, besteht in der Komplexität, Langwierigkeit 
und mangelnden Rechtssicherheit der Verwaltungsverfahren. Deshalb sind, nach dem Vorbild eini-
ger Initiativen zur Modernisierung und Verbesserung der Verwaltungspraxis auf Gemeinschafts-
ebene und in den Mitgliedstaaten, Grundsätze für die Verwaltungsvereinfachung aufzustellen; 
hierzu dienen u.a. die koordinierte gemeinschaftsweite Einführung eines Systems einheitlicher 
Ansprechpartner, die Beschränkung der Pflicht zur Vorabgenehmigung auf die Fälle, in denen sie 
unerlässlich ist, und die Einführung des Grundsatzes, wonach eine Genehmigung nach Ablauf einer 
bestimmten Frist als stillschweigend erteilt gilt. Eine solche Modernisierung soll – bei gleichzeiti-
ger Sicherstellung größtmöglicher Transparenz und ständiger Aktualisierung der Informationen 
über die Marktteilnehmer – die Verzögerungen, die Kosten und die abschreckende Wirkung beseiti-
gen, die beispielsweise durch überflüssige oder zu komplexe und aufwändige Formalitäten, Mehr-
fachanforderungen, überzogene Formerfordernisse für Unterlagen, einen zu weiten Ermessens-
spielraum der zuständigen Stellen, vage oder überlange Fristen, die Befristung von Genehmigungen 
oder unverhältnismäßige Gebühren und Sanktionen verursacht werden. Die betreffenden Verwal-
tungspraktiken schrecken ganz besonders Dienstleistungserbringer ab, die in anderen Mitglied-
staaten tätig sein wollen, und erfordern deshalb eine koordinierte Modernisierung in einem auf 
25 Mitgliedstaaten erweiterten Binnenmarkt. 

Erwägungsgrund 23: Um die Aufnahme und Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten im Binnen-
markt zu erleichtern, ist ein für alle Mitgliedstaaten geltendes Ziel der Verwaltungsvereinfachung 
festzulegen und sind Bestimmungen über die einheitlichen Ansprechpartner, das Recht auf Infor-
mation, die elektronische Abwicklung von Verfahren und die Einrichtung eines Rahmens für 
Genehmigungsregelungen vorzusehen. Weitere Maßnahmen auf nationaler Ebene zur Verwirk-
lichung dieses Ziels können in der Verringerung der Verfahren und Formalitäten für Dienst-
leistungstätigkeiten bestehen; dabei wäre zu prüfen, welche dieser Verfahren und Formalitäten für 
den Schutz des Allgemeininteresses unerlässlich sind und nach Zweck und Inhalt keine über-
flüssigen Mehrfachanforderungen darstellen. 
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Erwägungsgrund 24: Im Hinblick auf die Vereinfachung der Verwaltungsabläufe ist es angezeigt, 
keine allgemeinen förmlichen Anforderungen wie etwa beglaubigte Übersetzungen festzulegen, es 
sei denn dies ist objektiv durch ein zwingendes Erfordernis des Allgemeininteresses wie etwa den 
Schutz der Arbeitnehmer gerechtfertigt. Es ist weiterhin angebracht sicherzustellen, dass eine 
Genehmigung grundsätzlich die Aufnahme und Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit im 
gesamten Staatsgebiet ermöglicht, es sei denn, dass eine Genehmigung für jede einzelne Nieder-
lassung, beispielsweise für jedes neue Einkaufszentrum, objektiv durch ein zwingendes Erfordernis 
des Allgemeininteresses wie etwa den Schutz der städtischen Umwelt gerechtfertigt ist. 

Erwägungsgrund 24a (bisher Erwägungsgrund 29): Die zwingenden Erfordernisse des Allgemein-
interesses, auf die sich einige rechtsvereinheitlichende Bestimmungen dieser Richtlinie beziehen, 
sind jene, die von der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu den Artikeln 43 und 49 EG-Vertrag 
anerkannt sind, insbesondere die öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche 
Gesundheit, der Verbraucherschutz, der Schutz der Dienstleistungsempfänger, der Arbeitnehmer, 
der Umwelt einschließlich oder der städtischen Umwelt, der Gesundheit von Tieren und des geis-
tigen Eigentums, die Erhaltung des nationalen historischen und künstlerischen Erbes sowie die 
Ziele der Sozial- und Kulturpolitik.
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Artikel 6 

Einheitliche Ansprechpartner 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass den Dienstleistungserbringern spätestens am 

31. Dezember 2008 Kontaktstellen, so genannte "einheitliche Ansprechpartner", zur Verfügung 

stehen, bei denen sie folgende Verfahren und Formalitäten abwickeln können: 

a) alle Verfahren und Formalitäten, die für die Aufnahme ihrer Dienstleistungstätigkeiten erfor-

derlich sind, insbesondere Erklärungen, Anmeldungen oder Genehmigungsanträge bei den 

zuständigen Stellen, einschließlich der Anträge auf Eintragung in Register, Berufsrollen oder 

Datenbanken oder bei Berufsverbänden oder -vereinigungen; 

b) die Anträge auf Erteilung der für die Ausübung ihrer Dienstleistungstätigkeit erforderlichen 

Genehmigungen. 

Die Benennung dieser einheitlichen Ansprechpartner berührt nicht die Aufteilung der Aufgaben 

oder Zuständigkeiten zwischen den zuständigen Stellen in den nationalen Systemen.

Erwägungsgrund 25: Es ist angebracht, einheitliche Ansprechpartner vorzusehen, um sicherzu-
stellen, dass jeder Dienstleistungserbringer über eine Kontaktstelle verfügt, bei der alle Verfahren 
und Formalitäten abgewickelt werden können. Die Zahl der einheitlichen Ansprechpartner kann 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden sein, abhängig von regionalen oder lokalen Zustän-
digkeiten oder den betreffenden Dienstleistungen. Sind mehrere Stellen auf regionaler oder lokaler 
Ebene zuständig, so kann eine von ihnen die Rolle des einheitlichen Ansprechpartners und Koordi-
nators wahrnehmen. Die einheitlichen Ansprechpartner können nicht nur bei Verwaltungsbehörden 
angesiedelt werden, sondern auch bei Handels- oder Handwerkskammern oder bei den Berufsorga-
nisationen oder privaten Einrichtungen, denen die Mitgliedstaaten diese Aufgabe übertragen. Den 
einheitlichen Ansprechpartnern kommt eine wichtige Rolle bei der Unterstützung der Dienstleis-
tungserbringer zu, entweder als Stelle, die unmittelbar für die Ausstellung der für die Aufnahme 
einer Dienstleistungstätigkeit erforderlichen Dokumente zuständig ist, oder als Mittler zwischen 
dem Dienstleistungserbringer und den unmittelbar zuständigen Stellen. In ihrer Empfehlung vom 
22. April 1997 zur Verbesserung und Vereinfachung des Umfelds von Unternehmensgründungen 9

hat die Kommission die Mitgliedstaaten bereits aufgefordert, einheitliche Ansprechpartner zur 
Erleichterung der Formalitäten einzuführen.

9 ABl. L 145 vom 5.6.1997, S. 29. 
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Artikel 7 

Recht auf Information 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass folgende Informationen für Dienstleis-

tungserbringer und -empfänger über die einheitlichen Ansprechpartner leicht zugänglich sind: 

a) die Anforderungen, die für in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassene Dienstleistungserbringer

gelten, insbesondere bezüglich der Verfahren und Formalitäten für die Aufnahme und 

Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit; 

b) die Angaben der zuständigen Stellen, einschließlich der für die Ausübung von Dienstleis-

tungstätigkeiten zuständigen Behörden, um eine direkte Kontaktaufnahme mit diesen zu 

ermöglichen; 

c) die Mittel und Bedingungen für den Zugang zu öffentlichen Registern und Datenbanken 

betreffend Dienstleistungserbringer und Dienstleistungen; 

d) die in der Regel verfügbaren Rechtsbehelfe im Falle von Streitigkeiten zwischen zuständigen 

Stellen und Dienstleistungserbringern oder -empfängern, zwischen Dienstleistungserbringern 

und -empfängern oder zwischen Dienstleistungserbringern;

e) die Angaben sonstiger Vereinigungen oder Organisationen, die keine zuständigen Stellen 

sind, aber den Dienstleistungserbringern oder -empfängern praktische Hilfe leisten können. 

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer und -empfän-

ger von den zuständigen Stellen auf Anfrage Hilfe in Form von Informationen über die allgemeine 

Auslegung und Anwendung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten Anforderungen erhalten 

können.

(3)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die in den Absätzen 1 und 2 genannten 

Informationen und Hilfeleistungen klar und unmissverständlich erteilt werden, im Fernweg und 

elektronisch leicht zugänglich sind sowie dem neuesten Stand entsprechen. 
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(4)  Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass die einheitlichen Ansprechpartner und die 

zuständigen Stellen alle Auskunfts- und Unterstützungsersuchen gemäß den Absätzen 1 und 2 so 

rasch wie möglich beantworten und den Antragsteller unverzüglich davon in Kenntnis setzen, wenn 

sein Ersuchen fehlerhaft oder unbegründet ist. 

(5)  Die Mitgliedstaaten setzen die Absätze 1 bis 4 spätestens bis zum 31. Dezember 2008 

um. 

(6)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission ergreifen begleitende Maßnahmen, um die 

einheitlichen Ansprechpartner dazu anzuhalten, die in den Absätzen 1 und 2 genannten 

Informationen auch in anderen Gemeinschaftssprachen bereitzustellen. 

Erwägungsgrund 25a: Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass die einschlägi-
gen Informationen für Dienstleistungserbringer und -empfänger leicht zugänglich sind, kann erfüllt 
werden, indem diese Informationen auf einer Website im Internet zugänglich gemacht werden. Die 
Verpflichtung der zuständigen Stellen, die Dienstleistungserbringer und -empfänger zu unterstüt-
zen, bedeutet nicht, dass diese Stellen Rechtsberatung in Einzelfällen bieten müssen, sondern 
bezieht sich lediglich auf allgemeine Informationen darüber, wie die Anforderungen in der Regel 
ausgelegt oder angewandt werden.
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Artikel 8 

Elektronische Verfahrensabwicklung 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass spätestens am 31. Dezember 2008 alle 

Verfahren und Formalitäten, die die Aufnahme und die Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit 

betreffen, problemlos im Fernweg und elektronisch bei dem betreffenden einheitlichen Ansprech-

partner und bei den betreffenden zuständigen Stellen abgewickelt werden können. 

(2)  Absatz 1 betrifft nicht die Kontrolle des Ortes der Dienstleistungserbringung oder der 

vom Dienstleistungserbringer verwendeten Ausrüstung oder die physische Prüfung der Eignung des 

Dienstleistungserbringers.

(3)  Die Kommission erlässt gemäß dem in Artikel 42 Absatz 2 genannten Verfahren genaue 

Durchführungsbestimmungen zu Absatz 1, um die Interoperabilität der Informationssysteme und 

die Nutzung der Verfahren auf elektronischem Wege zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern. 

Erwägungsgrund 26: Die Einrichtung eines Systems zur elektronischen Abwicklung von Verfahren 
und Formalitäten in einer angemessen nahen Zukunft ist unerlässlich für die Verwaltungsverein-
fachung im Bereich der Dienstleistungstätigkeiten und wird sowohl den Dienstleistungserbringern 
und -empfängern als auch den zuständigen Stellen zugute kommen. Die Erfüllung einer solchen 
Ergebnispflicht kann die Anpassung innerstaatlicher Rechtsvorschriften sowie anderer Vorschriften 
für den Dienstleistungssektor erfordern. Das Erfordernis, die Verfahren und Formalitäten auch im 
Fernweg abwickeln zu können, verlangt von den Mitgliedstaaten insbesondere, dass sie eine 
grenzüberschreitende Abwicklung ermöglichen. Die Verpflichtung, das genannte Ergebnis zu 
erreichen, betrifft nicht Verfahren oder Formalitäten, die aufgrund ihrer Art nicht im Fernweg 
abgewickelt werden können. 
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ABSCHNITT 2

GENEHMIGUNGEN

Artikel 9 

Genehmigungsregelungen

(1)  Die Mitgliedstaaten dürfen die Aufnahme und die Ausübung einer 

Dienstleistungstätigkeit nur dann Genehmigungsregelungen unterwerfen, wenn folgende 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) die Genehmigungsregelungen sind im Hinblick auf den betreffenden Dienstleistungserbringer 

nicht diskriminierend; 

b) die Genehmigungsregelungen sind durch zwingende Erfordernisse des Allgemeininteresses 

objektiv gerechtfertigt; und

c) das angestrebte Ziel kann nicht durch eine weniger einschränkende Maßnahme erreicht wer-

den, insbesondere weil eine nachträgliche Kontrolle zu spät erfolgen würde, um wirksam zu 

sein.

(2)  In dem in Artikel 41 vorgesehenen Bericht benennen die Mitgliedstaaten ihre Genehmi-

gungsregelungen und begründen dabei die Vereinbarkeit mit Absatz 1. 

(3)  Dieser Abschnitt Absatz 1 gilt nicht für Genehmigungsregelungen, die durch andere 

Gemeinschaftsrechtsakte festgelegt oder zugelassen sind. 
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Erwägungsgrund 27: Die Möglichkeit zur Aufnahme einer Dienstleistungstätigkeit darf nur von 
einer Genehmigung der zuständigen Stellen abhängig gemacht werden, wenn dabei die Kriterien 
der Nichtdiskriminierung, Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit erfüllt werden. Demnach sind 
Genehmigungsregelungen insbesondere nur zulässig, wenn eine nachträgliche Kontrolle nicht 
wirksam wäre, weil Mängel der betreffenden Dienstleistungen im Nachhinein nicht festgestellt wer-
den könnten und weil mit dem Verzicht auf eine Vorabkontrolle Risiken und Gefahren verbunden 
wären. Die diesbezügliche Bestimmung der Richtlinie kann jedoch nicht herangezogen werden, um 
Genehmigungsregelungen zu rechtfertigen, die durch andere Gemeinschaftsrechtsakte untersagt 
sind, wie z.B. durch die Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 1999 über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen 10

oder durch die Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des 
elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt ("Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr") 11. Anhand der Ergebnisse der gegenseitigen Evaluierung wird auf Gemein-
schaftsebene ermittelt werden können, für welche Arten von Tätigkeiten die Genehmigungs-
regelungen abgeschafft werden sollten. 

Erwägungsgrund 27a: Die Bestimmungen dieser Richtlinie über Genehmigungsregelungen betref-
fen die Fälle, in denen Marktteilnehmer für die Aufnahme oder Ausübung einer 
Dienstleistungstätigkeit eine Entscheidung einer zuständigen Stelle benötigen. Dies betrifft weder 
Entscheidungen der zuständigen Stellen zur Schaffung einer Einrichtung des öffentlichen oder 
privaten Rechts für die Erbringung einer bestimmten Dienstleistung noch den Abschluss von 
Verträgen durch die zuständigen Stellen für die Erbringung einer bestimmten Dienstleistung, die 
durch die Vorschriften über das öffentliche Beschaffungswesen geregelt wird.

Erwägungsgrund 27b: Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs stellen die Ziele der öffentlichen 
Gesundheit und der Sozialpolitik zwingende Erfordernisse des Allgemeininteresses dar, die die 
Anwendung von Genehmigungsregelungen und anderen Einschränkungen auf Dienstleistungen des 
Gesundheits- oder Sozialwesens rechtfertigen können.

10  ABl. L 13 vom 19.1.2000, S. 12. 
11  ABl L 178 vom 17.7.2000, S. 1. 
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Artikel 10 

Voraussetzungen für die Erteilung von Genehmigungen 

(1)  Die Genehmigungsregelungen müssen auf Kriterien beruhen, durch die ausgeschlossen 

wird, dass die zuständigen Behörden ihr Ermessen willkürlich oder missbräuchlich ausüben. 

(2)  Die Kriterien gemäß Absatz 1 müssen 

a) nichtdiskriminierend sein; 

b) objektiv durch ein zwingendes Erfordernis des Allgemeininteresses gerechtfertigt sein; 

c) im Hinblick auf das in Buchstabe b genannte Erfordernis des Allgemeininteresses verhältnis-

mäßig sein; 

d) präzise und unmissverständlich sein; 

e) objektiv sein; 

f) im Voraus bekannt gemacht werden.

(3)  Die Voraussetzungen für die Genehmigung einer neuen Niederlassung dürfen nicht zu 

einer doppelten Anwendung von gleichwertigen oder aufgrund ihrer Zielsetzung im Wesentlichen 

vergleichbaren Anforderungen und Kontrollen führen, denen der Dienstleistungserbringer bereits in 

einem anderen oder im selben Mitgliedstaat unterworfen ist. Die in Artikel 35 genannten Kontakt-

stellen und der Dienstleistungserbringer unterstützen die zuständige Stelle, indem sie alle erforder-

lichen Informationen zu diesen Anforderungen zur Verfügung stellen. 
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(4)  Die Genehmigung muss dem Dienstleistungserbringer die Aufnahme oder Ausübung 

der Dienstleistungstätigkeit im gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats 

ermöglichen, einschließlich der Einrichtung von Agenturen, Zweigniederlassungen, Tochtergesell-

schaften oder Geschäftsstellen, sofern nicht zwingende Erfordernisse des Allgemeininteresses 

objektiv eine Genehmigung für jede einzelne Niederlassung oder eine Beschränkung der 

Genehmigung auf einen bestimmten Teil des Hoheitsgebiets rechtfertigen. 

(5)  Die Genehmigung wird erteilt, sobald durch eine angemessene Prüfung festgestellt ist, 

dass die Voraussetzungen für die Genehmigung erfüllt sind. 

(6)  Die etwaige Versagung einer Genehmigung oder andere Entscheidungen der zustän-

digen Stellen, einschließlich des Widerrufs einer Genehmigung, sind ausführlich zu begründen, 

insbesondere im Hinblick auf die Bestimmungen dieses Artikels, und es müssen Rechtsmittel 

dagegen eingelegt werden können. 

Erwägungsgrund 27c: Die Genehmigung sollte dem Dienstleistungserbringer in der Regel die 
Aufnahme oder Ausübung der Dienstleistungstätigkeit im gesamten Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaats ermöglichen, sofern nicht eine territoriale Einschränkung durch zwingende 
Erfordernisse des Allgemeininteresses gerechtfertigt ist. So rechtfertigt der Schutz der städtischen 
Umwelt beispielsweise, dass für jede einzelne physische Niederlassung im Hoheitsgebiet eine 
Genehmigung gefordert wird. Diese Bestimmung berührt nicht die regionale oder lokale 
Zuständigkeit für die Erteilung von Genehmigungen in den Mitgliedstaaten.
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Artikel 11 

Geltungsdauer der Genehmigung 

(1)  Die dem Dienstleistungserbringer erteilte Genehmigung darf nicht befristet sein, außer 

wenn

a) die Genehmigung automatisch verlängert wird, 

b) die Zahl der erteilbaren Genehmigungen begrenzt ist, oder

c) eine Befristung objektiv durch zwingende Erfordernisse des Allgemeininteresses gerecht-

fertigt ist. 

(2)  Absatz 1 betrifft nicht die Höchstfrist, innerhalb derer der Dienstleistungserbringer nach 

Genehmigungserteilung seine Tätigkeit tatsächlich aufnehmen muss. 

(3)  Die Mitgliedstaaten verpflichten den Dienstleistungserbringer, die betreffenden 

einheitlichen Ansprechpartner gemäß Artikel 6 über alle wesentlichen die folgenden Änderungen 

seiner Situation zu informieren: , die die Effizienz der Aufsicht durch die zuständige Behörde 

betreffen, insbesondere Schaffung von Tochterunternehmen mit Tätigkeiten, die der 

Genehmigungsregelung unterworfen sind, oder Änderungen seiner Situation, die dazu führen, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung nicht mehr erfüllt sind, oder die die 

Richtigkeit der einem Dienstleistungsempfänger zur Verfügung stehenden Informationen 

beeinträchtigen.

Erwägungsgrund 27d: Die Bestimmung über die Geltungsdauer der Genehmigungen lässt die 
Möglichkeit der Mitgliedstaaten, den Widerruf von Genehmigungen vorzusehen, insbesondere in 
Fällen, in denen die Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung nicht mehr erfüllt sind, 
unberührt.
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Artikel 12 

Wahl zwischen mehreren Antragstellern 

(1)  Ist die Zahl der für eine Dienstleistungstätigkeit erteilbaren Genehmigungen aufgrund 

der Knappheit der natürlichen Ressourcen oder der verfügbaren technischen Kapazitäten begrenzt, 

wenden stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Genehmigungsregelungen auf Auswahlverfahren 

an gestützt sind, bei denen den Antragstellern vollständige Neutralität und Transparenz garantiert ist 

und insbesondere die Eröffnung des Verfahrens angemessen bekannt gemacht wird. 

(2)  In den Fällen gemäß Absatz 1 muss die Genehmigung angemessen befristet sein und 

darf weder automatisch verlängert werden noch irgendeine andere Begünstigung für den 

Dienstleistungserbringer, dessen Genehmigung gerade abgelaufen ist, oder Personen, die in 

besonderer Beziehung zu ihm stehen, bewirken. 

Erwägungsgrund 28: Ist die Zahl der erteilbaren Genehmigungen für eine bestimmte Tätigkeit 
aufgrund der Knappheit der natürlichen Ressourcen oder der technischen Kapazitäten beschränkt, 
was zum Beispiel bei der Vergabe analoger Radiofrequenzen oder beim Betrieb eines Wasserkraft-
werks der Fall sein kann, ist ein Verfahren für die Auswahl zwischen mehreren Antragstellern vor-
zusehen, um im Rahmen eines offenen Wettbewerbs die erforderlichen Qualitäts-  und Ange-
botsbedingungen im Interesse der Dienstleistungsempfänger zu erzielen. Ein solches Verfahren 
muss Transparenz und Neutralität garantieren und gewährleisten, dass erteilte Genehmigungen 
keine übermäßig lange Geltungsdauer besitzen, nicht automatisch verlängert werden und keinerlei 
Begünstigungen des jeweiligen Genehmigungsinhabers bewirken. Insbesondere muss die Geltungs-
dauer der Genehmigung so bemessen sein, dass sie den freien Wettbewerb nicht über das für die 
Amortisierung der Investitionen und die Erwirtschaftung einer angemessenen Investitionsrendite 
notwendige Maß hinaus einschränkt oder begrenzt. Diese Bestimmung hindert die Mitgliedstaaten 
nicht daran, Die Fälle, in denen die Zahl der verfügbaren Genehmigungen aus anderen Gründen 
limitiert ist, als der Knappheit der natürlichen Ressourcen oder der technischen Kapazitäten zu 
begrenzen. Diese Genehmigungen sind in jedem Fall den weiteren Vorschriften dieser Richtlinie 
über Genehmigungsregelungen unterworfen. 
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Artikel 13 

Genehmigungsverfahren

(1)  Die Genehmigungsverfahren und -formalitäten müssen klar, im Voraus bekannt und so 

ausgestaltet sein, dass sie den betreffenden interessierten Parteien die Garantie bieten, dass ihr 

Antrag objektiv und unparteiisch behandelt wird. 

(2)  Die Genehmigungsverfahren und -formalitäten dürfen weder abschreckend wirken, 

noch die Erbringung der Dienstleistung unangemessen erschweren oder verzögern. Sie müssen 

leicht zugänglich sein und sämtliche Kosten, die den betreffenden Parteien aus ihrem Antrag ent-

stehen, müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den Kosten der betreffenden Genehmigungs-

verfahren stehen. 

(3)  Die Genehmigungsverfahren und -formalitäten müssen den betreffenden Parteien garan-

tieren, dass ihre Anträge so rasch wie möglich und in jedem Fall binnen einer vorab festgelegten 

und bekannt gemachten angemessenen Frist bearbeitet werden. 

(4)  Erfolgt keine Antwort binnen der gemäß Absatz 3 festgelegten Frist, so gilt die Geneh-

migung als erteilt. Für bestimmte spezifische Tätigkeiten können jedoch andere Regelungen vorge-

sehen werden, wenn dies durch ein zwingendes Erfordernis des Allgemeininteresses objektiv 

gerechtfertigt ist. 

(5)  Für jeden Genehmigungsantrag wird so rasch wie möglich eine Empfangsbestätigung 

ausgestellt. Diese Bestätigung muss folgende Angaben enthalten: 

a) die Antwortfrist gemäß Absatz 3; 

b) die verfügbaren Rechtsbehelfe; 

c) gegebenenfalls eine Erklärung, dass die Genehmigung als erteilt gilt, wenn der Antrag nicht 

binnen der vorgesehenen Frist beantwortet wird. 
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(6)  Ist ein Antrag unvollständig oder wird ein Antrag wegen Nichtbeachtung der 

erforderlichen Verfahren oder Formalitäten abgelehnt, so müssen die interessierten Personen

betreffenden Parteien so rasch wie möglich darüber informiert werden, dass zusätzliche Unterlagen 

nachzureichen sind. 

Erwägungsgrund 28a: In dieser Richtlinie ist vorgesehen, dass eine Genehmigung als erteilt gilt, 
falls keine Antwort binnen einer bestimmten Frist erfolgt. Für bestimmte Tätigkeiten können jedoch 
andere Regelungen vorgesehen werden, wenn dies durch zwingende Erfordernisse des Allgemein-
interesses objektiv gerechtfertigt ist. Dies könnte beispielsweise bei Gesundheitsdiensten der Fall 
sein, oder bei Tätigkeiten, aus denen ein besonderes Risiko für Dritte entsteht, wie z.B. privaten 
Sicherheitsdiensten.

ABSCHNITT 3

UNZULÄSSIGE ODER ZU PRÜFENDE ANFORDERUNGEN

Artikel 14 

Unzulässige Anforderungen 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Aufnahme oder Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit in ihrem 

Hoheitsgebiet nicht von Anforderungen abhängig machen, wie sie nachstehend aufgeführt sind: 

1. diskriminierende Anforderungen, die direkt oder indirekt auf der Staatsangehörigkeit oder – 

bei Gesellschaften – dem Ort des satzungsmäßigen Sitzes beruhen, insbesondere 

a) Staatsangehörigkeitserfordernisse für den Dienstleistungserbringer, seine Beschäftigten, 

seine Gesellschafter oder die Mitglieder seiner Geschäftsführungs- oder Aufsichts-

organe;

b) die Anforderung, dass der Dienstleistungserbringer, seine Beschäftigten, seine Gesell-

schafter oder die Mitglieder seiner Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgane innerhalb 

des Hoheitsgebiets des betreffenden Mitgliedstaats ansässig sind; 
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2. Verbot der Errichtung von Niederlassungen in mehreren Mitgliedstaaten oder der Eintragung 

in Registern oder der Mitgliedschaft bei Berufsverbänden oder -vereinigungen in mehreren 

Mitgliedstaaten; 

3. Beschränkungen der Wahlfreiheit des Dienstleistungserbringers zwischen einer Hauptnieder-

lassung und einer Zweitniederlassung, insbesondere die Verpflichtung für den Dienstleis-

tungserbringer, seine Hauptniederlassung in ihrem Hoheitsgebiet zu unterhalten, oder Be-

schränkungen der Wahlfreiheit, die Niederlassung in Form einer Agentur, einer Zweigstelle 

oder einer Tochtergesellschaft einzurichten; 

4. Bedingungen der Gegenseitigkeit in Bezug auf den Mitgliedstaat, in dem der Dienstleistungs-

erbringer bereits eine Niederlassung unterhält, mit Ausnahme der Gegenseitigkeits-

bedingungen, die durch Gemeinschaftsrechtsakte im Bereich der Energie vorgesehen sind; 

5. wirtschaftliche Einzelfallprüfung, bei der die Genehmigung vom Nachweis eines 

wirtschaftlichen Bedarfs oder einer Nachfrage im Markt abhängig gemacht wird, die tatsäch-

lichen oder möglichen wirtschaftlichen Auswirkungen der Tätigkeit beurteilt werden oder ihre 

Eignung für die Verwirklichung der von der zuständigen Stelle festgelegten wirtschaftlichen 

Programmziele bewertet wird; 

6. direkte oder indirekte Beteiligung von Wettbewerbern, auch in Beratungsgremien, an der 

Erteilung von Genehmigungen oder an anderen Entscheidungen der zuständigen Stellen, mit 

Ausnahme der Berufsverbände und -vereinigungen oder anderer Organisationen, die als 

zuständige Stelle fungieren; 

7. Verpflichtung, eine finanzielle Sicherheit zu stellen oder sich daran zu beteiligen oder eine 

Versicherung bei einem Dienstleistungserbringer oder einer Einrichtung, die in ihrem 

Hoheitsgebiet niedergelassen ist, abzuschließen; 

8. Verpflichtung, während eines bestimmten Zeitraums in den in ihrem Hoheitsgebiet geführten 

Registern eingetragen gewesen zu sein oder die Tätigkeit während eines bestimmten 

Zeitraums zu einem früheren Zeitpunkt in ihrem Hoheitsgebiet ausgeübt zu haben. 
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Erwägungsgrund 30: Wenn ein wirklicher Binnenmarkt für Dienstleistungen geschaffen werden 
soll, müssen die in den Rechtsvorschriften bestimmter Mitgliedstaaten noch verankerten 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs, die mit 
Artikel 43 bzw. 49 EG-Vertrag unvereinbar sind, beseitigt werden. Die unzulässigen 
Beschränkungen beeinträchtigen den Binnenmarkt für Dienstleistungen erheblich und müssen so 
rasch wie möglich systematisch abgebaut werden. 

Erwägungsgrund 31: Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs beinhaltet die Nieder-
lassungsfreiheit insbesondere den Grundsatz der Gleichbehandlung, der nicht nur jede auf der 
Staatsangehörigkeit beruhende Diskriminierung verbietet, sondern auch jede indirekte Diskriminie-
rung, die auf anderen Unterscheidungsmerkmalen beruht, faktisch aber zum gleichen Ergebnis füh-
ren kann. So darf die Aufnahme oder Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit in einem Mit-
gliedstaat als Haupt- oder Nebentätigkeit nicht Kriterien wie dem Ort der Niederlassung, dem 
Wohnsitz oder Aufenthaltsort oder dem Standort der überwiegenden Tätigkeit unterworfen sein. 
Ebenso wenig darf ein Mitgliedstaat die Rechts- oder Parteifähigkeit von Gesellschaften beschrän-
ken, die nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie ihre Hauptnie-
derlassung haben, gegründet sind. Desgleichen darf ein Mitgliedstaat keinerlei Begünstigungen im 
Falle einer besonderen Bindung eines Dienstleistungserbringers zur nationalen oder regionalen 
Wirtschaft und Gesellschaft vorsehen und auch die Fähigkeit des Dienstleistungserbringers, Rechte 
und Güter zu erwerben, zu nutzen oder zu veräußern sowie seinen Zugang zu Finanzierungen und 
Geschäftsräumen nicht aufgrund seines Niederlassungsortes beschränken, soweit diese Möglichkei-
ten für die Aufnahme oder tatsächliche Ausübung seiner Dienstleistungstätigkeit von Nutzen sind. 

Erwägungsgrund 32: Das Verbot von wirtschaftlichen Prüfungen als Vorbedingung für die 
Erteilung einer Genehmigung bezieht sich auf wirtschaftliche Prüfungen als solche, jedoch nicht 
auf Anforderungen, die objektiv durch zwingende Erfodernisse des Allgemeinteresses gerechtfertigt 
sind, wie etwa den Schutz der städtischen Umwelt. Dieses Verbot lässt die Ausübung der Befugnisse 
der für das Wettbewerbsrecht zuständigen Stellen unberührt. Das Verbot der direkten oder 
indirekten Beteiligung von Wettbewerbern an der Erteilung von Genehmigungen betrifft nicht die 
Konsultation von Organisationen wie Handelskammern zu Fragen, die nicht einzelne Genehmi-
gungsanträge betreffen.
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Artikel 15 

Zu prüfende Anforderungen 

(1)  Die Mitgliedstaaten prüfen, ob ihre Rechtsordnungen Anforderungen, wie sie in 

Absatz 2 aufgeführt sind, vorsehen, und sorgen dafür, dass solche Anforderungen den Bedingungen 

gemäß Absatz 3 entsprechen. Die Mitgliedstaaten passen ihre Rechts- oder Verwaltungsvorschriften

so an, dass sie diesen Bedingungen entsprechen. 

(2)  Die Mitgliedstaaten prüfen, ob ihre Rechtsordnung die Aufnahme oder Ausübung einer 

Dienstleistungstätigkeit nichtdiskriminierenden Anforderungen unterwirft, wie sie nachstehend 

aufgeführt sind: 

a) mengenmäßige oder territoriale Beschränkungen für die Aufnahme einer Dienstleistungs-

tätigkeit, insbesondere in Form von Beschränkungen aufgrund der Bevölkerungszahl oder 

einer Mindestentfernung zwischen Dienstleistungserbringern; 

b) Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, eine bestimmte Rechtsform anzunehmen und 

insbesondere das Erfordernis zu erfüllen, eine juristische Person, eine Personengesellschaft, 

eine Gesellschaft ohne Erwerbszweck oder eine Gesellschaft, deren Anteilseigner ausschließ-

lich natürliche Personen sind, zu sein; 

c) Anforderungen im Hinblick auf die Beteiligung an einer Gesellschaft, insbesondere die Ver-

pflichtung, über eine Mindestkapitalausstattung für bestimmte Dienstleistungstätigkeiten zu 

verfügen oder besondere Berufsqualifikationen zu besitzen, um an bestimmten Gesellschaften 

beteiligt zu sein oder sie zu führen; 

d) Anforderungen, die die Aufnahme der betreffenden Dienstleistungstätigkeit aufgrund ihrer 

Besonderheit bestimmten Dienstleistungserbringern vorbehalten, mit Ausnahme der Anforde-

rungen an die Berufsqualifikation oder solchen, die in anderen Gemeinschaftsrechtsakten 

vorgesehen sind; 

e) Verbot, mehrere Niederlassungen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zu unterhalten; 

f) Anforderungen, die eine Mindestbeschäftigtenzahl festlegen; 

g) Beachtung von festgelegten Mindest- und/oder Höchstpreisen durch den Dienstleistungs-

erbringer;
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h) Verbote und Verpflichtungen im Hinblick auf den Verkauf unter dem Einstandspreis und 

Sonderverkäufe;

i) Anforderungen, nach denen ein Dienstleistungserbringer, der als Vermittler fungiert, Zugang 

zu bestimmten, von anderen Dienstleistungserbringern erbrachten Dienstleistungen gewähren 

muss;

j) Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, zusammen mit seiner Dienstleistung andere 

spezifische Dienstleistungen zu erbringen. 

(3)  Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass die Anforderungen gemäß Absatz 2 die 

folgenden Bedingungen erfüllen: 

a) Nichtdiskriminierung: die Anforderungen stellen weder eine direkte noch eine indirekte Dis-

kriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder – bei Gesellschaften – aufgrund des Orts 

des satzungsmäßigen Sitzes dar; 

b) Notwendigkeit: die Anforderungen sind objektiv durch ein zwingendes Erfordernis des 

Allgemeininteresses gerechtfertigt; 

c) Verhältnismäßigkeit: die Anforderungen gewährleisten die Verwirklichung des mit ihnen 

verfolgten Ziels und gehen nicht über das hinaus, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich 

ist, und das gleiche Ziel ließe sich nicht mit weniger einschneidenden Maßnahmen erreichen. 

(4)  Im Bericht für die gegenseitige Evaluierung gemäß Artikel 41 geben die Mitgliedstaaten 

an,

a) welche Anforderungen sie beibehalten wollen und warum sie der Auffassung sind, dass diese 

Anforderungen die Bedingungen gemäß Absatz 3 erfüllen; 

b) welche Anforderungen sie beseitigt oder gelockert haben. 

(5)  Ab dem Inkrafttreten dieser Richtlinie dürfen die Mitgliedstaaten neue Anforderungen 

gemäß Absatz 2 nur einführen, sofern diese die in Absatz 3 aufgeführten Bedingungen erfüllen und

durch geänderte Umstände begründet sind.
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(6)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission neue Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

die Anforderungen gemäß Absatz 5 festlegen, sowie die Begründung dieser Anforderungen mit. Die 

Kommission bringt den anderen Mitgliedstaaten diese Vorschriften zur Kenntnis. Die Mitteilung 

hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, die betreffenden Vorschriften zu erlassen. 

Die Kommission prüft binnen drei Monaten nach der Mitteilung die Vereinbarkeit der neuen 

Anforderungen mit dem Gemeinschaftsrecht und trifft gegebenenfalls eine Entscheidung, durch die 

der betreffende Mitgliedstaat aufgefordert wird, diese nicht zu erlassen oder sie zu beseitigen. 

Erwägungsgrund 33: Zwecks Koordinierung der Modernisierung der einzelstaatlichen Vorschrif-
ten im Einklang mit den Erfordernissen des Binnenmarkts ist es angezeigt, bestimmte nichtdiskrimi-
nierende innerstaatliche Anforderungen, die ihrer Art nach die Aufnahme oder Ausübung einer 
Tätigkeit im Zuge der Niederlassungsfreiheit maßgeblich einschränken oder sogar verhindern 
könnten, zu überprüfen. Diese Überprüfung ist auf die Vereinbarkeit dieser Anforderungen mit den 
bereits vom Gerichtshof bezüglich der Niederlassungsfreiheit festgelegten Kriterien beschränkt. Sie 
betrifft nicht die Anwendung des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft. Die Mitgliedstaaten müssen 
sich während der Frist für die Richtlinienumsetzung davon überzeugen, ob solche Anforderungen
notwendig sind und dem Erfordernis der Verhältnismäßigkeit genügen, und sie gegebenenfalls Sind
solche Anforderungen diskriminierend oder nicht objektiv durch ein zwingendes Erfordernis des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt, müssen sie beseitigten oder geändertn werden. Das Ergebnis 
dieser Überprüfung kann je nach Art der betreffenden Tätigkeit und des Allgemeininteresses 
unterschiedlich ausfallen. Gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs könnten solche 
Anforderungen insbesondere gerechtfertigt sein, wenn damit Ziele der öffentlichen Gesundheit oder 
der Sozialpolitik verfolgt werden. Im Übrigen müssen diese Anforderungen in jedem Fall mit dem 
gemeinschaftlichen Wettbewerbsrecht vereinbar sein.
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Erwägungsgrund 33a: Der in dieser Richtlinie vorgesehene Prozess der gegenseitigen Evaluierung 
berührt nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, in ihren Rechtsvorschriften ein hohes Maß an 
Schutz des Allgemeininteresses festzulegen, insbesondere im Hinblick auf die Erreichung von Zielen 
der Gesundheits- und Sozialpolitik. Darüber hinaus muss bei der gegenseitigen Evaluierung die 
Spezifität der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und der damit verbun-
denen besonderen Aufgaben in vollem Umfang berücksichtigt werden. Diese können gewisse 
Einschränkungen der Niederlassungsfreiheit rechtfertigen, insbesondere wenn es dabei um den 
Schutz der Ziele der Gesundheits- und Sozialpolitik geht. So hat der Gerichtshof beispielsweise 
bezüglich der Verpflichtung, eine bestimmte Rechtsform für die Ausübung bestimmter 
Dienstleistungstätigkeiten im Sozialbereich anzunehmen, bereits anerkannt, dass es gerechtfertigt 
sein kann, vom Dienstleistungserbringer zu verlangen, dass er die Rechtsform einer Gesellschaft
ohne Erwerbszweck annimmt.

Erwägungsgrund 34: Zu den zu prüfenden Anforderungen gehören nationale Regelungen, die aus 
nicht mit der Berufsqualifikation zusammenhängenden Gründen den Zugang zu Tätigkeiten wie 
Glücksspielveranstaltungen Erprobungen oder Erhebungen bestimmten Dienstleistungserbringern 
vorbehalten. Außerdem müssen Anforderungen wie die Weiterverbreitungspflicht ("must carry") für 
Kabelnetzbetreiber geprüft werden. Diese verpflichten den Mittler, Zugang zu bestimmten Diensten 
einzelner Dienstleistungserbringer zu gewähren und schränken damit seine Wahlfreiheit sowie den 
Zugang zu Programmen und die Auswahl der Endkunden ein. Die Evaluierung der Vereinbarkeit 
von festgelegten Mindest- und/oder Höchstpreisen mit der Niederlassungsfreiheit betrifft nur 
Preise, die von zuständigen Stellen spezifisch für die Erbringung bestimmter Dienstleistungen 
festgelegt werden, und nicht etwa allgemeine Vorschriften über die Preisindexierung wie z.B. für 
die Vermietung von Häusern.

Erwägungsgrund 34a: Der Prozess der gegenseitigen Evaluierung bedeutet, dass die Mitglied-
staaten während der Umsetzungsfrist zunächst eine analytische Überprüfung ihrer Rechtsvorschrif-
ten vornehmen müssen, um festzustellen, ob die oben genannten Anforderungen in ihrem Rechtssys-
tem existieren, und spätestens bis zum Ende der Umsetzungsfrist einen Bericht über die Ergebnisse 
dieser Überprüfung erstellen müssen. Jeder Bericht wird allen anderen Mitgliedstaaten und den 
interessierten Parteien übermittelt. Die Mitgliedstaaten können dann innerhalb von sechs Monaten 
ihre Bemerkungen zu diesen Berichten vorlegen. Die Kommission erstellt spätestens bis 31. Dezem-
ber 2008 einen Synthesebericht, gegebenenfalls mit Vorschlägen für weitere Initiativen. Falls erfor-
derlich unterstützt die Kommission – in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten – den Mitglied-
staat bei der Erstellung einer gemeinsamen Methodik.
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Erwägungsgrund 36: Die Tatsache, dass in dieser Richtlinie eine Reihe von Anforderungen 
aufgeführt sind, die die Mitgliedstaaten während der Umsetzungsfrist beseitigen oder prüfen 
müssen, lässt die Möglichkeit der Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren gegen einen 
Mitgliedstaat wegen eines Verstoßes gegen Artikel 43 oder 49 EG-Vertrag unberührt. 

Erwägungsgrund 36a: Durch Mitteilung eines Entwurfs für einen innerstaatlichen Rechtsakt 
gemäß der Richtlinie 98/34/EG in der geänderten Fassung der Richtlinie 98/48/EG wird gleich-
zeitig die der vorliegenden Richtlinie vorgesehene Verpflichtung zur Mitteilung erfüllt. Im Falle 
einer Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 98/34/EG auf andere Dienstleistungen 
als Dienstleistungen der Informationsgesellschaft ersetzt das in der genannten Richtlinie 
vorgesehene Mitteilungsverfahren für die betreffenden Dienstleistungen die in der vorliegenden 
Richtlinie vorgesehene Verpflichtung zur Mitteilung.



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 49 – Drucksache 15/5865

Kapitel III 

Freier Dienstleistungsverkehr 

ABSCHNITT 1

HERKUNFTSLANDPRINZIP UND AUSNAHMEN

Artikel 16 

Herkunftslandprinzip 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Dienstleistungserbringer lediglich den 

Bestimmungen ihres Herkunftsmitgliedstaats unterstehen, die vom koordinierten Bereich erfasst 

sind.

Unter Absatz 1 fallen die nationalen Bestimmungen betreffend die Aufnahme und die Ausübung 

einer Dienstleistungstätigkeit, die insbesondere das Verhalten des Dienstleistungserbringers, die 

Qualität oder den Inhalt der Dienstleistung, die Werbung, die Verträge und die Haftung des 

Dienstleistungserbringers regeln. 

(2)  Der Herkunftsmitgliedstaat ist dafür verantwortlich, den Dienstleistungserbringer und 

die von ihm erbrachten Dienstleistungen zu kontrollieren, einschließlich der Dienstleistungen, die er 

in einem anderen Mitgliedstaat erbringt. 

(3)  Die Mitgliedstaaten dürfen den freien Verkehr von Dienstleistungen, die von einem in 

einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden, nicht 

aus Gründen einschränken, die in den koordinierten Bereich fallen; dies gilt insbesondere für 

folgende Anforderungen: 

a) die Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, eine Niederlassung in ihrem Hoheitsgebiet 

zu unterhalten; 

b) die Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, bei ihren zuständigen Stellen eine Erklärung 

oder Meldung abzugeben oder eine Genehmigung zu beantragen; dies gilt auch für die Ver-

pflichtung zur Eintragung in ein Register oder die Mitgliedschaft bei einem Berufsverband 

oder einer Berufsvereinigung in ihrem Hoheitsgebiet; 

c) die Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, in ihrem Hoheitsgebiet eine Anschrift oder 

eine Vertretung zu haben oder eine dort zugelassene Person als Zustellungsbevollmächtigten 

zu wählen; 
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d) das Verbot, in ihrem Hoheitsgebiet eine bestimmte Infrastruktur zu errichten, einschließlich 

Geschäftsräumen, einer Kanzlei oder einer Praxis, die zur Erbringung der betreffenden 

Dienstleistungen erforderlich ist; 

e) die Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, die in ihrem Hoheitsgebiet für die Ausübung 

einer Dienstleistungstätigkeit geltenden Anforderungen zu erfüllen; 

f) die Anwendung bestimmter vertraglicher Regelungen zwischen dem Dienstleistungserbringer 

und dem Dienstleistungsempfänger, die eine selbstständige Tätigkeit des Dienstleistungs-

erbringers verhindern oder beschränken; 

g) die Verpflichtung des Dienstleistungserbringers, sich von ihren zuständigen Stellen einen 

besonderen Ausweis für die Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit ausstellen zu lassen; 

h) Anforderungen betreffend die Verwendung von Ausrüstungsgegenständen, die integraler 

Bestandteil der Dienstleistung sind; 

i) die Beschränkung des freien Verkehrs der in Artikel 20, Artikel 23 Absatz 1 Unterabsatz 1 

und Artikel 25 Absatz 1 genannten Dienstleistungen. 

Erwägungsgrund 37: Um die wirksame Verwirklichung des freien Dienstleistungsverkehrs sicher-
zustellen und dafür zu sorgen, dass Dienstleistungsempfänger und -erbringer gemeinschaftsweit 
ohne Rücksicht auf die Binnengrenzen Dienstleistungen in Anspruch nehmen beziehungsweise 
erbringen können, ist es angebracht, dass ein Dienstleistungserbringer grundsätzlich nur den 
Gesetzen des Landes unterliegt, in dem er niedergelassen ist sich der Ort der Niederlassung, von 
der die betreffende Dienstleistung erbracht wird, befindet. Dieser Grundsatz ist unerlässlich, um 
Dienstleistungserbringer, vor allem die KMU, in die Lage zu versetzen, die Chancen des Binnen-
markts mit umfassender Rechtssicherheit zu nutzen. Auf diese Weise erleichtert das Herkunftsland-
prinzip zusammen mit den Maßnahmen der Harmonisierung und der gegenseitigen Unterstützung 
den freien Dienstleistungsverkehr und ermöglicht den Dienstleistungsempfängern den Zugang zu 
einer größeren Auswahl hochwertiger Dienstleistungen aus anderen Mitgliedstaaten. Flankiert 
werden sollte diese Regelung von Maßnahmen zur Unterstützung der Dienstleistungsempfänger, in 
erster Linie durch Information über die Gesetze der anderen Mitgliedstaaten sowie durch die 
Harmonisierung der Vorschriften über die Transparenz der Dienstleistungstätigkeiten.



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 51 – Drucksache 15/5865

Erwägungsgrund 38: Ferner muss gewährleistet sein, dass die Kontrolle der Dienstleistungstätig-
keiten an der Quelle erfolgt, d.h. durch die zuständigen Stellen des Mitgliedstaats, in dem sich der 
Ort der Niederlassung, von der die Dienstleistung erbracht wird, befindet der Dienstleistungs-
erbringer niedergelassen ist. Die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaats sind am besten in 
der Lage, den Dienstleistungserbringer wirksam und dauerhaft zu kontrollieren und dabei nicht nur 
den Schutz der Dienstleistungsempfänger ihres Landes, sondern auch der in anderen Mitgliedstaa-
ten zu gewährleisten. Diese Verantwortung bedeutet jedoch nicht, dass die Behörden des Herkunfts-
mitgliedstaats die Überprüfungen und Kontrollen im Hoheitsgebiet des Bestimmungsmitgliedstaats
selbst ausführen müssen; diese Maßnahmen werden von den Behörden des Bestimmungsmitglied-
staats gemäß den Verpflichtungen der gegenseitigen Amtshilfe und den durch diese Richtlinie 
errichteten Partnerschaften zwischen den einzelstaatlichen Behörden durchgeführt. Damit
gegenseitiges Vertrauen bei der Regulierung der Dienstleistungstätigkeiten zwischen den 
Mitgliedstaaten  hergestellt wird, sollte eindeutig festgelegt werden, dass diese gemeinschaftsweite 
Verantwortung für die Überwachung der Tätigkeiten der Dienstleistungserbringer unabhängig vom 
Bestimmungsort der Dienstleistung beim Herkunftsmitgliedstaat liegt. Die Bestimmung der 
gerichtlichen Zuständigkeit fällt nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie. Die 
Zuständigkeit der Gerichte wird in sondern der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 
22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen oder in anderen Gemeinschaftsrechtsakten wie etwa 
der Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 über 
die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen behandelt.

Erwägungsgrund 39: Ergänzend zum Grundsatz der Anwendbarkeit des Rechts des Herkunftsmit-
gliedstaats und der Kontrolle durch den Herkunftsmitgliedstaat ist festzulegen, dass die Mitglied-
staaten die Erbringung von Dienstleistungen aus anderen Mitgliedstaaten nicht beschränken 
dürfen.
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Artikel 17 

Allgemeine Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip

Artikel 16 findet keine Anwendung auf 

1. die von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates 12 erfassten Postdienste; 

2. die von Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates 13 erfassten Dienste der Elektrizitätsübertragung, -verteilung und -versorgung;

3. die von Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates 14 erfassten Dienste der Gasfernleitung, -verteilung, -versorgung und -speicherung;

4. die Dienste der Wasserverteilung und -versorgung sowie der Abwasserbewirtschaftung;

5. bezüglich der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für Arbeitnehmer, die für die Erbrin-

gung einer Dienstleistung eingesetzt werden, die Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 

96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienst-

leistungen fallen; 

6. bezüglich des Datenschutzes die Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 95/46/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr 15 fallen; 

7. bezüglich der Rechtsanwälte die Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 77/249/EWG des 

Rates zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs der 

Rechtsanwälte 16 fallen; 

8. bezüglich der Berufsqualifikationen die Angelegenheiten, die unter Titel II die Bestimmungen

des Artikels […] der Richtlinie …/.../EG zur Anerkennung der Berufsqualifikationen fallen;

12 ABl. L 15 vom 21.1.1998, S. 14. 
13 ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 37. 
14 ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 57. 
15 ABl. L 281 vom 28.11.1995, S. 1. 
16 ABl. L 78 vom 26.3.1977, S. 17. 
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9. bezüglich der sozialen Sicherheit die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 

[(EG) Nr. 883/2004] des Europäischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherheit 17, die das anwendbare Recht festlegen; 

10. bezüglich der Verwaltungsformalitäten für den freien Verkehr von Personen und ihren Wohn-

ort die Bestimmungen der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 

73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG 18, die 

Verwaltungsformalitäten vorsehen, die die Begünstigten bei den zuständigen Stellen des 

Aufnahmemitgliedstaats erfüllen müssen; 

11. bezüglich bei der Entsendung der Angehörigen von Drittstaaten, die sich im Rahmen der 

Erbringung einer Dienstleistung in einen anderen Mitgliedstaat begeben, die vom 

Entsendestaat unter den in Artikel 25 Absatz 2 genannten Anforderungen auferlegte 

Verpflichtung, ein Visum für einen kurzzeitigen Aufenthalt zu besitzen;

12. bezüglich der Verbringung von Abfällen die in den Artikeln 3 und 4 der Verordnung (EWG) 

Nr. 259/93 des Rates zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, 

in die und aus der Europäischen Gemeinschaft 19 vorgesehene Genehmigungsregelung; 

13. die Urheberrechte, die verwandten Schutzrechte und die Rechte im Sinne der Richtlinie 

87/54/EWG des Rates 20 und der Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates 21 sowie die Rechte an gewerblichem Eigentum; 

14. die Rechtsakte, für die die Mitwirkung eines Notars gesetzlich vorgeschrieben ist; 

15. die Pflichtprüfung; 

17  ABl. L 166 vom 30.4.2004, S. 1. 
18  ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77. 
19 ABl. L 30 vom 6.2.1993, S. 1. 
20 ABl. L 24 vom 27.1.1987, S. 36. 
21 ABl. L 77 vom 27.3.1996, S. 20. 
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16. die Dienstleistungen, die in dem Mitgliedstaat, in den sich der Dienstleistungserbringer 

vorübergehend zwecks Erbringung seiner Dienstleistung begibt, verboten sind unter ein 

generelles Verbot fallen, sofern dieses Verbot das aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 

Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt ist; 

17. die spezifischen Anforderungen des Mitgliedstaats, in den sich der Dienstleistungserbringer 

begibt, die unmittelbar mit den besonderen Merkmalen des Ortes der Dienstleistungserbrin-

gung oder dem besonderen Risiko, das durch die Dienstleistung an dem Ort der Dienstleis-

tungserbringung entsteht, verknüpft sind, und deren Beachtung unerlässlich ist zur Aufrecht-

erhaltung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit oder zum Schutz der öffentlichen 

Gesundheit oder der Umwelt; 

18. die auf die Kostenerstattung für die Krankenhausversorgung anwendbare Genehmigungs-

regelung;

19. die Zulassung von Fahrzeugen, die in einem anderen Mitgliedstaat geleast wurden; 

20. die Freiheit der Parteien, das auf ihren Vertrag anwendbare Recht zu wählen; 

21. die von Verbrauchern geschlossenen Verträge, die die Erbringung von Dienstleistungen zum 

Gegenstand haben, sofern die auf diese Verträge anwendbaren Bestimmungen auf 

Gemeinschaftsebene nicht vollständig harmonisiert sind; 

22. die förmliche Gültigkeit von Verträgen, die Rechte an Immobilien begründen oder übertragen, 

sofern diese Verträge nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem sich die Immobilie befindet, 

zwingenden Formvorschriften unterliegen; 

23. die außervertragliche Haftung des Dienstleistungserbringers im Falle eines im Rahmen seiner 

Tätigkeit eingetretenen Unfalls mit Personenschaden in dem Mitgliedstaat, in den er sich 

vorübergehend begeben hat. 
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Erwägungsgrund 40: Es ist angebracht, allgemein oder vorübergehende bzw. Einzelfallausnahmen 
von der Anwendung des Rechts des Herkunftslandes für spezifische Bereiche vorzusehen. Diese 
Ausnahmen sind notwendig, um dem Ausmaß der Integration des Binnenmarkts bzw. bestimmten 
Gemeinschaftsrechtsakten im Bereich der Dienstleistungen, nach denen ein Dienst-
leistungserbringer einem anderen Recht als dem des Herkunftsmitgliedstaats unterliegt, Rechnung 
zu tragen. Darüber hinaus können in bestimmten Ausnahmefällen und unter strengen materiellen 
und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen gegenüber einem Dienstleistungserbringer im 
Einzelfall Maßnahmen ergriffen werden. Um den KMU die Rechtssicherheit zu garantieren, die 
notwendig ist, um sie darin zu bestärken, ihre Dienste auch in anderen Mitgliedstaaten anzubieten, 
sollten diese Ausnahmen auf das absolut Notwendige beschränkt sein. Insbesondere sollten 
Einzelfallausnahmen nur aus Gründen der Sicherheit der Dienstleistungen, der Ausübung eines 
Berufs des Gesundheitswesens oder zum Schutz der öffentlichen Ordnung, so z.B. dem Schutz der 
Minderjährigen, und insoweit angewendet werden, als die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in 
diesem Bereich nicht harmonisiert sind. Des Weiteren muss eine Beschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit im Einklang mit den Grundrechten stehen, die gemäß ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofs integraler Bestandteil der im gemeinschaftlichen Rechtssystem 
anerkannten Rechtsgrundsätze sind. 

Erwägungsgrund 40a: In Bereichen, für die eine Ausnahme vom Herkunftslandprinzip gilt, muss 
das anwendbare Recht gemäß den allgemeinen Grundsätzen, die den territorialen Anwendungs-
bereich der einzelstaatlichen Gesetze und Vorschriften des internationalen Privatrechts regeln, und 
im Einklang mit Artikel 49 EG-Vertrag bestimmt werden. In diesen Bereichen wird das auf die 
vertraglichen und außervertraglichen Schuldverhältnisse des Dienstleistungserbringers anwend-
bare Recht gemäß den Instrumenten des internationalen Privatrechts bestimmt. So wird 
beispielsweise bis zur vollständigen Harmonisierung der Gesetze über die Verbraucherverträge das 
anwendbare Recht durch das Übereinkommen von Rom bestimmt.

Erwägungsgrund 41: Für die Fälle, in denen sich der Dienstleistungserbringer vorübergehend in 
einen anderen Mitgliedstaat als seinen Herkunftsmitgliedstaat begibt, ist eine gegenseitige Amts-
hilfe zwischen diesen beiden Staaten vorzusehen, damit der Bestimmungsmitgliedstaat
Überprüfungen, Kontrollen und Untersuchungen im Auftrag des Herkunftsmitgliedstaats 
durchführen oder – wenn es lediglich um eine Sachverhaltsfeststellung geht – von sich aus tätig 
werden kann. Darüber hinaus sollte der Entsendestaat bei der Arbeitnehmerentsendung die 
Möglichkeit haben, gegenüber einem in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen 
Dienstleistungserbringer Maßnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung der gemäß der Richtlinie 
96/71/EG anwendbaren Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu gewährleisten. 
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Erwägungsgrund 41a: Die Ausnahme bezüglich der Postdienste betrifft sowohl Tätigkeiten, die 
dem Erbringer von Universaldiensten vorbehalten sind, als auch sonstige Postdienstleistungen.

Erwägungsgrund 41b: Das Herkunftslandprinzip betrifft nicht die Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen, die gemäß der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern auf 
Arbeitnehmer Anwendung finden, die für die Erbringung einer Dienstleistung in das Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats entsendet werden. In diesen Fällen sieht die Richtlinie 96/71/EG vor, 
dass die Dienstleistungserbringer in den im Einzelnen aufgeführten Bereichen die geltenden 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen des Mitgliedstaats einhalten müssen, in dem die 
Dienstleistung erbracht wird. Dabei handelt es sich um folgende Bereiche: Höchstarbeitszeiten und 
Mindestruhezeiten, bezahlter Mindestjahresurlaub, Mindestlohnsätze einschließlich der 
Überstundensätze, Bedingungen für die Zurverfügungstellung von Arbeitskräften, insbesondere 
durch Leiharbeitsunternehmen, Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am Arbeitsplatz, 
Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von 
Schwangeren und Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen, Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen sowie andere Nichtdiskriminierungsbestimmungen. Dies betrifft nicht nur gesetzlich 
sondern auch tarifvertraglich festgelegte Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, vorausgesetzt 
sie wurden entweder offiziell bekannt gegeben oder sie sind de facto im Sinne der Richtlinie 
96/71/EG durchweg anwendbar. Darüber hinaus gilt die Ausnahme vom Herkunftslandprinzip auch 
für die gleichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen in Fällen, in denen die für die Erbringung 
einer grenzüberschreitenden Dienstleistung eingesetzten Arbeitnehmer in dem Mitgliedstaat, in dem 
die Dienstleistung erbracht wird, eingestellt werden.

Erwägungsgrund 41c: Die Ausnahme vom Herkunftslandprinzip für Angelegenheiten, die unter die 
Richtlinie 96/71/EG fallen, schließt das Recht der Mitgliedstaaten, in denen die Dienstleistung 
erbracht wird, ein, das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses zu bestimmen und den Unterschied 
zwischen selbstständigen Personen und Beschäftigten, einschließlich so genannten Scheinselb-
stständigen, festzulegen. Diesbezüglich besteht gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs das 
wesentliche Merkmal eines Arbeitsverhältnisses im Sinne des Artikels 39 EG-Vertrag darin, dass 
eine Person während eines bestimmten Zeitraums für eine andere Person nach deren Weisung 
Leistungen erbringt, für die sie als Gegenleistung eine Vergütung erhält; jede Tätigkeit, die eine 
Person außerhalb eines Abhängigkeitsverhältnisses ausübt, ist als selbstständige Tätigkeit im Sinne 
der Artikel 43 und 49 EG-Vertrag einzustufen.
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Erwägungsgrund 42: Vom Herkunftslandprinzip sollte abgewichen werden bei Dienstleistungen, 
die in dem Mitgliedstaat, in den sich der Dienstleistungserbringer begibt, einem generellen Verbot 
unterliegen, wenn dieses Verbot durch Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund-
heit, einschließlich Gründen in Verbindung mit dem Schutz der Menschenwürde, objektiv 
gerechtfertigt ist. Diese Ausnahme erfasst auch Fälle, in denen Dienstleistungen einem Verbot un-
terliegen, jedoch unter bestimmten Umständen erlaubt sind. Die Ausnahme sollte auf generelle 
Verbote beschränkt sein und nicht beispielsweise für einzelstaatliche Regelungen gelten, die kein 
generelles Tätigkeitsverbot beinhalten, sondern die Ausübung dieser Tätigkeit einem oder mehreren 
bestimmten Marktteilnehmern vorbehalten oder von einer vorherigen Genehmigung abhängig 
machen. Sobald ein Mitgliedstaat eine Tätigkeit zulässt, diese jedoch bestimmten Marktteilnehmern 
vorbehält, unterliegt diese Tätigkeit nicht mehr einem generellen Verbot und ist daher nicht mehr 
als mit der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit unvereinbar anzusehen. Folglich 
wäre eine generelle Ausnahme vom Herkunftslandprinzip für eine solche Tätigkeit es nicht 
gerechtfertigt, eine solche Tätigkeit dem allgemeinen System der Richtlinie zu entziehen.

Erwägungsgrund 43: Das Herkunftslandprinzip sollte nicht für von dem Mitgliedstaat, in den sich 
der Dienstleistungserbringer begibt, festgelegte spezifische Anforderungen im Hinblick auf die be-
sonderen Merkmale des Ortes der Dienstleistungserbringung oder das besondere Risiko, das durch 
die Dienstleistung am Ort der Dienstleistungserbringung entsteht, gelten, deren Erfüllung unerläss-
lich ist für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit und für den Schutz der 
öffentlichen Gesundheit und der Umwelt. Dieser Fall wäre beispielsweise gegeben bei Genehmi-
gungen für die Sperrung oder Benutzung öffentlicher Verkehrswege, bei Anforderungen für die 
Organisation öffentlicher Veranstaltungen oder für Sicherheitsanforderungen auf Baustellen, wozu 
auch Vorschriften über die Arbeitsumgebung oder den Schutz von Arbeitnehmern, Selbstständigen 
oder der Öffentlichkeit gehören.

Erwägungsgrund 44: Der Ausschluss vom Herkunftslandprinzip bei Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit der Zulassung von Kraftfahrzeugen, die nicht in dem Staat geleast wurden, in 
dem sie genutzt werden, ergibt sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs, der festgestellt hat, 
dass ein Mitgliedstaat Fahrzeuge, die in seinem Hoheitsgebiet genutzt werden, einer solchen 
Anforderung unterwerfen kann, sofern sie das Erfordernis der Verhältnismäßigkeit erfüllt. Dieser 
Ausschluss betrifft nicht die gelegentliche oder vorübergehende Anmietung. 
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Erwägungsgrund 45: Auf Gemeinschaftsebene gibt es bereits eine Anzahl von Richtlinien betref-
fend Verbraucherverträge. Allerdings beruhen diese Richtlinien auf einem Ansatz der Mindesthar-
monisierung. Um die Unterschiede zwischen den Verbraucherschutzregelungen in der Union, die 
zum Nachteil der Verbraucher und der Unternehmen zu einer Zersplitterung des Binnenmarkts 
führen, soweit wie möglich zu verringern, hat die Kommission in ihrer Mitteilung zur verbraucher-
politischen Strategie 2002-2006 angekündigt, dass eine der Prioritäten für die Kommission darin 
besteht, eine vollständige Harmonisierung vorzuschlagen. Darüber hinaus hat sie in ihrem Aktions-
plan "Ein kohärenteres europäisches Vertragsrecht" auf die Notwendigkeit einer größeren Kohä-
renz des europäischen Verbraucherrechts hingewiesen, die insbesondere eine Überprüfung des be-
stehenden Rechts der Verbraucherverträge voraussetze, um übrig gebliebene Unstimmigkeiten zu 
beseitigen, Lücken zu füllen und die Gesetzgebung zu vereinfachen. 

Erwägungsgrund 46: Es ist zweckmäßig, das Herkunftslandprinzip im Bereich der Verbraucher-
verträge, die sich auf die Erbringung von Dienstleistungen beziehen, nur in dem Maße anzuwenden, 
in dem Gemeinschaftsrichtlinien eine vollständige Harmonisierung vorsehen, da in diesen Fällen 
das Niveau des Verbraucherschutzes gleichwertig ist. Die Ausnahme vom Herkunftslandprinzip für 
die außervertragliche Haftung des Dienstleistungserbringers im Falle eines im Rahmen seiner Tä-
tigkeit eingetretenen Unfalls mit Personenschaden in dem Mitgliedstaat, in den sich der Dienst-
leistungserbringer vorübergehend begibt, bezieht sich auf körperliche oder materielle Schäden, die 
eine Person durch einen Unfall erleidet. 
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Artikel 18 

Vorübergehende Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip 

(1)  Artikel 16 findet während eines Übergangszeitraums keine Anwendung auf 

a) die Modalitäten zur Durchführung von Geldtransporten; 

b) Gewinnspiele, die einen geldwerten Einsatz bei Glücksspielen verlangen, einschließlich 

Lotterien und Wetten; 

c) die Aufnahme von Tätigkeiten zur gerichtlichen Beitreibung von Forderungen. 

(2)  Mit Inkrafttreten der in Artikel 40 Absatz 1 genannten Harmonisierungsrechtsakte oder 

spätestens ab dem 1. Januar 2010 finden die in Absatz 1 Buchstaben a und c genannten Ausnahmen 

keine Anwendung mehr. 

(3)  Mit Inkrafttreten des in Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe b genannten Harmonisierungs-

rechtsakts findet die in Absatz 1 Buchstabe b genannte Ausnahme keine Anwendung mehr. 

Erwägungsgrund 46a: Die Ausnahme vom Herkunftslandprinzip im Hinblick auf die gerichtliche 
Beitreibung von Forderungen und die Bezugnahme auf einen möglichen künftigen Harmonisie-
rungsrechtsakt betreffen weder Anforderungen bezüglich der Berufsqualifikationen des Dienstleis-
tungserbringers noch gerichtliche Verfahren in Verbindung mit der Beitreibung von Forderungen, 
die unter die Gemeinschaftspolitik im Bereich Justiz und Zusammenarbeit fallen.
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Artikel 19 

Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip im Einzelfall 

(1)  Die Mitgliedstaaten können abweichend von Artikel 16 ausnahmsweise hinsichtlich 

eines in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringers Maßnahmen er-

greifen, die sich auf einen der folgenden Bereiche beziehen: 

a) die Sicherheit der Dienstleistungen, einschließlich der mit der öffentlichen Gesundheit zusam-

menhängenden Aspekte; 

b) die Ausübung einer Tätigkeit im Gesundheitswesen; 

c) den Schutz der öffentlichen Ordnung, insbesondere die mit dem Schutz Minderjähriger 

zusammenhängenden Aspekte. 

(2)  Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können nur unter Einhaltung des Verfahrens der 

gegenseitigen Amtshilfe nach Artikel 37 und unter folgenden Voraussetzungen ergriffen werden: 

a) die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, aufgrund deren die Maßnahme getroffen wird, waren 

nicht Gegenstand einer Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene in den in Absatz 1 

genannten Bereichen; 

b) die Maßnahmen bewirken für den Dienstleistungsempfänger einen größeren Schutz als 

diejenigen, die der Herkunftsmitgliedstaat aufgrund seiner innerstaatlichen Vorschriften er-

greifen würde; 

c) der Herkunftsmitgliedstaat hat keine beziehungsweise im Vergleich mit Artikel 37 Absatz 2 

unzureichende Maßnahmen ergriffen; 

d) die Maßnahmen müssen verhältnismäßig sein. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 berühren nicht die in den Gemeinschaftsrechtsakten festgelegten 

Bestimmungen zur Gewährleistung der Dienstleistungsfreiheit oder zur Gewährung von Ausnah-

men von dieser Freiheit. 
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Erwägungsgrund 47: Den Mitgliedstaaten sollte die Möglichkeit gegeben werden, ausnahmsweise 
und aus bestimmten Gründen wie etwa der Sicherheit der Dienstleistungen in Abweichung vom 
Herkunftslandprinzip Maßnahmen in Einzelfällen gegenüber einem Dienstleistungserbringer zu er-
greifen, der in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist. Eine solche Möglichkeit sollte nur 
beim Fehlen einer Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene genutzt werden können. Im Übrigen 
bedeutet diese Möglichkeit nicht, dass restriktive Maßnahmen in Bereichen ergriffen werden kön-
nen, in denen andere Richtlinien Ausnahmen vom freien Dienstleistungsverkehr untersagen, wie die 
Richtlinie 1999/93/EG oder die Richtlinie 98/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. November 1998 über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten Diensten und von 
Zugangskontrolldiensten, oder dass in anderen Richtlinien vorgesehene Ausnahmeregelungen er-
weitert oder begrenzt werden können, wie die der Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 
1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Ausübung der Fernsehtätigkeit oder die der Richtlinie 2000/31/EG. 

Erwägungsgrund 47a: Die Anwendung des Herkunftslandprinzips im Bereich der Gesundheits-
dienste ist begrenzt, da für viele Gesundheitsdienstleistungen eine Niederlassung in dem Mitglied-
staat, in dem die Dienstleistung erbracht wird, wie z.B. ein Krankenhaus oder eine Praxis, erfor-
derlich ist und sie daher nicht dem Herkunftslandprinzip unterliegen. Ferner bestehen bei grenz-
überschreitenden Gesundheitsdienstleistungen wesentliche generelle Ausnahmen vom Herkunfts-
landprinzip, wie z.B. die Ausnahme bezüglich der Berufsqualifikationen oder die Ausnahme bezüg-
lich des Risikos am Ort der Dienstleistungserbringung, wozu auch die Hygienenormen gehören. 
Gleichwohl ist es angesichts der Bedeutung des Schutzes der öffentlichen Gesundheit angezeigt, 
dass ein Mitgliedstaat auf jeden Fall die Möglichkeit behält, von Fall zu Fall zu intervenieren und 
Maßnahmen gegen Dienstleistungserbringer aus anderen Mitgliedstaaten zu ergreifen.
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Abschnitt 2 

RECHTE DER DIENSTLEISTUNGSEMPFÄNGER

Artikel 20 

Unzulässige Beschränkungen

Die Mitgliedstaaten dürfen an den Dienstleistungsempfänger keine Anforderungen stellen, die die 

Inanspruchnahme einer von einem in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleis-

tungserbringer angebotenen Dienstleistung beschränken; dies gilt insbesondere für folgende Anfor-

derungen:

a) die Verpflichtung, bei den zuständigen Stellen eine Genehmigung einzuholen oder diesen 

gegenüber eine Erklärung abzugeben; 

b) diskriminierende Beschränkungen der Möglichkeit zum Steuerabzug oder zur Erlangung von 

für die Nutzung einer bestimmten Dienstleistung bereitgestellten finanziellen Beihilfen auf-

grund des Orts der Dienstleistungserbringung oder der Tatsache, dass der Dienstleistungs-

erbringer in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist; 

c) die Erhebung diskriminierender oder unverhältnismäßiger Abgaben auf Geräte, die der 

Dienstleistungsempfänger benötigt, um eine Dienstleistung im Fernabsatz aus einem anderen 

Mitgliedstaat in Anspruch nehmen zu können. 

Erwägungsgrund 48: Dieser Richtlinie entgegenstehende Beschränkungen des freien Dienstleis-
tungsverkehrs können sich nicht nur aus Maßnahmen gegenüber den Dienstleistungserbringern, 
sondern auch aus den vielfältigen Behinderungen ergeben, denen die Empfänger und insbesondere 
die Verbraucher bei der Nutzung der Dienstleistungen begegnen. Diese Richtlinie enthält Beispiele 
für bestimmte Arten von Beschränkungen gegenüber einem Dienstleistungsempfänger, der eine 
Dienstleistung in Anspruch nehmen möchte, die von einem in einem anderen Mitgliedstaat nieder-
gelassenen Dienstleistungserbringer angeboten wird. Zu solchen diskriminierenden Beschränkun-
gen gehören einzelstaatliche Vorschriften, nach denen die Möglichkeit zum Steuerabzug oder die 
Erlangung einer finanziellen Beihilfe bezüglich der Kosten für Sprach- oder Berufsbildungskurse 
auf die Fälle beschränkt sind, in denen diese Kurse im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied-
staats stattfinden.
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Artikel 21 

Diskriminierungsverbot

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass dem Dienstleistungsempfänger keine dis-

kriminierenden Anforderungen auferlegt werden, die auf dessen Staatsangehörigkeit oder Wohnsitz 

beruhen.

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die allgemeinen Bedingungen für den Zu-

gang zu einer Dienstleistung, die der Dienstleistungserbringer bekannt gemacht hat, keine auf der 

Staatsangehörigkeit oder dem Wohnsitz des Dienstleistungsempfängers beruhenden diskriminie-

renden Bestimmungen enthalten; dies berührt jedoch nicht die Möglichkeit, Unterschiede bei den 

Zugangsbedingungen vorzusehen, die unmittelbar durch objektive Kriterien gerechtfertigt sind. 

Erwägungsgrund 49: Gemäß den Vorschriften des EG-Vertrags über den freien Dienstleistungs-
verkehr in der Auslegung des Gerichtshofs sind Diskriminierungen des Dienstleistungsempfängers 
aufgrund seiner Staatsangehörigkeit, seines Wohnsitzlandes oder seines Wohnortes verboten. Dabei 
kann es sich insbesondere um eine Verpflichtung handeln, die lediglich Staatsangehörige eines 
anderen Mitgliedstaats betrifft und etwa darin besteht, Originalunterlagen, beglaubigte Kopien, 
einen Staatsangehörigkeitsnachweis oder amtlich beglaubigte Übersetzungen von Unterlagen vor-
zulegen, um in den Genuss bestimmter Dienstleistungen oder Preisvorteile zu kommen. Gleichwohl 
verhindert das Verbot diskriminierender Anforderungen nicht, dass bestimmte Preisvorteile be-
stimmten Dienstleistungsempfängern vorbehalten sind, sofern sie auf berechtigten, objektiven Kri-
terien beruhen, wie beispielsweise der unmittelbaren Verknüpfung mit den von diesen Empfängern 
gezahlten Steuern. 

Erwägungsgrund 50: Die Schaffung eines echten Raums ohne Binnengrenzen setzt voraus, dass die 
Bürger der Gemeinschaft nicht aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Wohnsitzes daran 
gehindert werden, eine technisch auf dem Markt verfügbare Dienstleistung in Anspruch zu nehmen 
oder anderen Bedingungen oder Preisen unterworfen werden. Durch das Fortbestehen solcher Dis-
kriminierungen gegenüber den Dienstleistungsempfängern wird das Fehlen eines wirklichen Bin-
nenmarkts für Dienstleistungen für die Bürger der Gemeinschaft deutlich spürbar und ganz allge-
mein das Zusammenwachsen der europäischen Völker beeinträchtigt. Das Diskriminierungsverbot 
im Binnenmarkt beinhaltet, dass in allgemeinen Geschäftsbedingungen, die der Dienstleistungser-
bringer bekannt gemacht hat, einem Dienstleistungsempfänger, insbesondere einem Verbraucher, 
der Zugriff auf allgemein angebotene Dienstleistungen nicht aufgrund seiner Staatsangehörigkeit 
oder seines Wohnsitzes verwehrt oder erschwert werden darf. Hiervon unberührt bleibt die Mög-
lichkeit, in allgemeinen Geschäftsbedingungen für eine Dienstleistung unterschiedliche Preise oder 
Bedingungen festzulegen, die unmittelbar durch objektive Faktoren gerechtfertigt sind, wie bei-
spielsweise entfernungsabhängige Zusatzkosten, technische Merkmale der Dienstleistung, unter-
schiedliche Marktbedingungen oder zusätzliche Risiken, die damit verbunden sind, dass sich die 
rechtlichen Rahmenbedingen von denen des Herkunftsmitgliedstaats unterscheiden. 
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Artikel 22 

Unterstützung der Dienstleistungsempfänger 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungsempfänger in ihrem 

Wohnsitzland folgende Informationen erhalten: 

a) Informationen über die in den anderen Mitgliedstaaten geltenden Anforderungen bezüglich 

des Zugangs zu Dienstleistungstätigkeiten und deren Ausübung, vor allem solche über den 

Verbraucherschutz;

b) allgemeine Informationen über die bei Streitfällen zwischen Dienstleistungserbringer und 

-empfänger zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe; 

c) Angaben zur Erreichbarkeit der Verbände und Organisationen, die den Dienstleistungserb-

ringer oder -empfänger beraten und unterstützen können, einschließlich der Euroguichets und 

der Kontaktstellen des europäischen Netzes für die außergerichtliche Streitbeilegung (EEJ-

Net).

(2)  Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 genannte Aufgabe den einheitlichen An-

sprechpartnern oder jeder anderen Einrichtung, wie beispielsweise den Euroguichets, den Kontakt-

stellen des europäischen Netzes für die außergerichtliche Streitbeilegung (EEJ-Net), den Verbrau-

cherverbänden oder den EG-Beratungsstellen für Unternehmen übertragen. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spätestens bis zu dem in Artikel 45 genannten Zeitpunkt 

die Namen und die Angaben zur Erreichbarkeit der benannten Einrichtungen mit. Die Kommission 

leitet sie an die anderen Mitgliedstaaten weiter. 

(3)  Um die in Absatz 1 genannten Informationen bereitstellen zu können, wendet sich die 

vom Dienstleistungsempfänger angerufene Stelle erforderlichenfalls an die zuständige Stelle des 

betreffenden Mitgliedstaats. Letzterer übermittelt die angeforderten Informationen so rasch wie 

möglich. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass sich diese Stellen gegenseitig unterstützen und alle 

Maßnahmen für eine wirksame Zusammenarbeit treffen. 

(4)  Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 42 Absatz 2 genannten Verfahren Durch-

führungsbestimmungen für die Absätze 1, 2 und 3, die die technischen Modalitäten des Informa-

tionsaustauschs zwischen den Einrichtungen der verschiedenen Mitgliedstaaten und insbesondere 

hinsichtlich der Interoperabilität der Informationssysteme präzisieren.  
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Artikel 23 

Übernahme von Behandlungskosten 

(1)  Die Mitgliedstaaten dürfen die Kostenübernahme für außerhalb eines Krankenhauses 

erfolgte Behandlungen nicht an die Erteilung einer Genehmigung knüpfen, sofern die Kosten für 

diese Behandlung, wenn sie in ihrem Hoheitsgebiet durchgeführt worden wäre, im Rahmen ihres 

Systems der sozialen Sicherheit übernommen würden. 

Auf Patienten, die in einem anderen Mitgliedstaat eine Behandlung außerhalb eines Krankenhauses 

erhalten haben, können die Bedingungen und Formalitäten angewendet werden, denen die Mitglied-

staaten in ihrem Hoheitsgebiet die Gewährung von außerhalb eines Krankenhauses erfolgenden Be-

handlungen unterwerfen, wie z.B. die Anforderung, vor der Behandlung durch einen Facharzt einen 

Allgemeinarzt zu konsultieren oder die Modalitäten der Kostenübernahme für bestimmte Zahnbe-

handlungen.

(1a) (bisher Artikel 4 Nummer 10) "Krankenhausversorgung" bezeichnet die medizinischen Be-

handlungen, die in dem Mitgliedstaat, in dem der Patient versichert ist, in einem Krankenhaus er-

bracht werden, weil sie entweder die stationäre Aufnahme des Patienten erfordern oder nur inner-

halb eines Krankenhauses erbracht werden können, da sie in hohem Maße spezialisiert sind oder ein 

eindeutiges Risiko für den Patienten darstellen. Die Bezeichnung, die Organisation, und die Art der 

Finanzierung dieser Einrichtung sind für die Einordnung der Behandlung als Krankenhausversor-

gung unerheblich. die medizinischen Behandlungen, die nur innerhalb einer medizinischen Ein-

richtung erbracht werden können und für die grundsätzlich eine stationäre Aufnahme der Person, 

die diese Behandlung erhält, erforderlich ist; die Bezeichnung, die Organisation, und die Art der 

Finanzierung der medizinischen Einrichtung sind für die Einordnung der Behandlung als Kranken-

hausversorgung unerheblich;

(2)  Die Genehmigung zur Inanspruchnahme einer Krankenhausversorgung wird nach Arti-

kel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 [und Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004] des 

Europäischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit er-

teilt. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Genehmigung für die Kostenübernahme für 

eine Krankenhausversorgung in einem anderen Mitgliedstaat durch ihr System der sozialen Sicher-

heit nicht verweigert wird, sofern diese Behandlungen zu denen gehören, die in den Rechtsvor-

schriften des Mitgliedstaat der Versicherungszugehörigkeit vorgesehen sind, und sofern sie nicht in 

einem in Anbetracht des derzeitigen Gesundheitszustands des Patienten und des voraussichtlichen 

Verlaufs der Krankheit medizinisch angemessenen Zeitraum erbracht werden können.
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(3)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der von ihrem System der sozialen Sicher-

heit gewährte Erstattungsbetrag für Behandlungen in einem anderen Mitgliedstaat nicht niedriger ist 

als der, den ihre Sozialversicherung für ähnliche Behandlungen vorsieht, die in ihrem Hoheitsgebiet 

durchgeführt werden. Die Übernahme der Kosten ist auf die tatsächlichen Kosten für die erhaltene 

Behandlung beschränkt.

(4)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass ihre Genehmigungsregelungen für die 

Kostenübernahme für in einem anderen Mitgliedstaat erfolgte Behandlungen im Einklang mit den 

Artikeln 9, 10, 11 und 13 stehen. 

Erwägungsgrund 51: Im Sinne der vom Gerichtshof aufgestellten Grundsätze zum freien Dienst-
leistungsverkehr sollte sowohl den Patienten, die als Dienstleistungsempfänger den freien Dienst-
leistungsverkehr nutzen, als auch den Angehörigen der Berufe im Gesundheitsbereich und den Ver-
antwortlichen der Sozialversicherungssysteme im Bereich der Erstattung von Behandlungskosten 
größere Rechtssicherheit geboten werden, ohne dass das finanzielle Gleichgewicht der Systeme der 
sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten beeinträchtigt wird. 

Erwägungsgrund 52: Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur An-
wendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern, insbesondere die Bestimmungen über die Zugehörigkeit zu 
einem System der sozialen Sicherheit, finden auf Arbeitnehmer und Selbstständige, die eine Dienst-
leistung erbringen oder daran mitwirken, uneingeschränkt Anwendung. Diese Richtlinie ergänzt die 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 im Hinblick auf die Erstattung der Kosten für außerhalb eines 
Krankenhauses erfolgte Behandlungen, für die der Patient keine vorherige Genehmigung eingeholt 
hat.
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Erwägungsgrund 53: Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, der die Genehmigung für die 
Kostenübernahme für Behandlungen in einem anderen Mitgliedstaat betrifft, trägt, wie der 
Gerichtshof unterstrichen hat, zur Erleichterung der Freizügigkeit für Patienten und der grenzüber-
schreitenden Erbringung von Gesundheitsdiensten bei. Diese Bestimmung findet weiterhin uneinge-
schränkt Anwendung auf die Krankenhausversorgung in den Fällen, in denen die Mitgliedstaaten 
gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs die Anforderung einer vorherigen Genehmigung für 
die Übernahme der Kosten für die in einem anderen Mitgliedstaat erfolgte Behandlung aufrecht-
erhalten können. Sie findet ferner weiterhin uneingeschränkt Anwendung auf außerhalb eines 
Krankenhauses erfolgte Behandlungen, sofern die Patienten eine Genehmigung einholen, um in den 
Genuss der Sonderregelung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zu kommen. Artikel 22 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 soll Diese Bestimmung gewährleisteten, dass die Versicherten, die 
über eine Genehmigung verfügen, unter genauso günstigen Bedingungen für eine Kostenübernahme 
Zugang zu Behandlungen in anderen Mitgliedstaaten haben wie die Sozialversicherten, die den 
Regeln dieses Staates unterliegen. Sie gewährt den Versicherten somit Rechte, die sie anderenfalls 
nicht hätten und erleichtert den freien Dienstleistungsverkehr. Demgegenüber soll diese Bestim-
mung nicht die Frage einer Erstattung der durch die Behandlung außerhalb eines Krankenhauses
in einem anderen Mitgliedstaat verursachten Kosten, auch für die keine vorherige Genehmigung 
eingeholt wurde, nach den Sätzen des Staates der Versicherungszugehörigkeit regeln und steht 
somit einer solchen auch nicht entgegen. 

Erwägungsgrund 54: Im Lichte der Rechtsprechung des Gerichtshofs im Bereich des freien Dienst-
leistungsverkehrs muss die Anforderung einer vorherigen Genehmigung für die Erstattung der 
Kosten durch das System der sozialen Sicherheit eines Mitgliedstaats für in einem anderen Mit-
gliedstaat außerhalb eines Krankenhauses erfolgende Behandlungen abgeschafft werden, und die 
Mitgliedstaaten müssen ihre Rechtsvorschriften entsprechend anpassen. Soweit die Kostenerstat-
tung für diese Behandlungen im Krankenversicherungssystem des Staates der Versicherungszuge-
hörigkeit Deckungsgrenzen unterworfen ist, bedeutet diese Abschaffung keine schwer wiegende 
Störung des finanziellen Gleichgewichts der Systeme der sozialen Sicherheit. Gemäß der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofs bleiben die Bedingungen, denen die Mitgliedstaaten in ihrem 
Hoheitsgebiet die Gewährung von außerhalb eines Krankenhauses erfolgenden Behandlungen 
unterwerfen, auch bei in einem anderen Mitgliedstaat erbrachten Behandlungen anwendbar, soweit 
sie mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind. Gleichermaßen und in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs müssen die Genehmigungsregelungen für die Kostenübernahme 
für in einem anderen Mitgliedstaat erbrachte Krankheitsbehandlungen mit den Bestimmungen 
dieser Richtlinie über die Erteilung von Genehmigungen und die Genehmigungsverfahren überein-
stimmen.
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Ewägungsgrund 55: Gemäß der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs im Bereich des freien 
Dienstleistungsverkehrs erscheint eine Regelung der Vorabgenehmigung der Kostenerstattung für 
eine Krankenhausversorgung, die in einem anderen Mitgliedstaat durchgeführt wird, gerechtfertigt, 
da die Zahl der Krankenanstalten, ihre geografische Verteilung, ihr Ausbau und die Einrichtungen, 
über die sie verfügen, und auch die Art der medizinischen Leistungen, die sie anbieten können, 
planbar sein müssen. Mit einer derartigen Planung wird bezweckt, in jedem Mitgliedstaat ein 
ausgewogenes, ausreichend zugängliches Angebot hochwertiger Krankenhausversorgung zu 
gewährleisten, eine effiziente Kostenverwaltung sicherzustellen und, soweit möglich, jede 
Verschwendung finanzieller, technischer und menschlicher Ressourcen zu verhindern. Gemäß der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der Begriff der Krankenhausversorgung objektiv auszulegen 
und die Regelung zur Vorabgenehmigung muss in einem angemessenen Verhältnis zu dem mit ihr 
verfolgten Ziel des Allgemeininteresses stehen, und zwar unter Berücksichtigung der Kosten und des 
Planungsbedarfs im Zusammenhang mit Krankenanstalten.

Erwägungsgrund 56: Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 bestimmt die Voraussetzun-
gen, unter denen die zuständige nationale Stelle die auf der Grundlage dieses Artikels beantragte 
Genehmigung nicht verweigern darf. Die Mitgliedstaaten dürfen die Genehmigung nicht verwei-
gern, wenn die Krankenhausversorgung – für den Fall, dass sie in ihrem Hoheitsgebiet durchge-
führt wird – vom dortigen Sozialversicherungssystem gedeckt ist und wenn eine identische 
Behandlung oder eine gleichermaßen wirkungsvolle Behandlung in ihrem Hoheitsgebiet nicht 
binnen einer angemessenen Frist und unter den im dortigen System der sozialen Sicherheit 
vorgesehenen Bedingungen erfolgen kann. Gemäß der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs 
muss die Frage der angemessenen Frist mit Blick auf die gesamten Umstände des Einzelfalls und 
unter angemessener Berücksichtigung nicht nur des Gesundheitszustands des Patienten zum 
Zeitpunkt der Einreichung des Genehmigungsantrags, sondern ebenfalls seiner Vorgeschichte und 
des voraussichtlichen Krankheitsverlaufs erfolgen. 

Erwägungsgrund 57: Die von den Systemen der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten gewährte 
Kostenübernahme für Behandlungen, die in einem anderen Mitgliedstaat durchgeführt werden, darf 
nicht niedriger sein, als die in ihrem System der sozialen Sicherheit vorgesehene Übernahme für 
Behandlungen, die in ihrem Hoheitsgebiet erfolgen. In Übereinstimmung mit der ständigen Recht-
sprechung des Gerichthofs im Bereich des freien Dienstleistungsverkehrs hat bei Fehlen einer 
Genehmigung die Erstattung von Kosten für Behandlungen außerhalb eines Krankenhauses nach 
den Sätzen des Mitgliedstaats der Versicherungszugehörigkeit keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Finanzierung seines Systems der sozialen Sicherheit. In Fällen, in denen eine Genehmigung im 
Rahmen des Artikels 22 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 erteilt wurde, erfolgt die Kostenüber-
nahme nach den Sätzen des Staates, in dem die Behandlung erfolgt ist. Wenn die Deckung aller-
dings niedriger ist als diejenige, die der Patient erhalten hätte, wenn die gleiche Behandlung im 
Mitgliedstaat seiner Versicherungszugehörigkeit erfolgt wäre, muss der Mitgliedstaat seiner 
Versicherungszugehörigkeit die Erstattung bis zur Höhe des Satzes ergänzen, der in diesem Fall 
angewendet worden wäre. Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, Reisekosten zu übernehmen.
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Erwägungsgrund 57a: Gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs beruht die Unterscheidung 
zwischen Krankenhausleistungen und Leistungen außerhalb eines Krankenhauses darauf, dass in 
einer Krankenanstalt erbrachte medizinische Leistungen unbestreitbar Besonderheiten aufweisen 
und dass insbesondere die Zahl der Krankenanstalten, ihre geografische Verteilung, ihr Ausbau 
und die Einrichtungen, über die sie verfügen, und auch die Art der medizinischen Leistungen, die sie 
anbieten können, planbar sein müssen. Mit der notwendigen Planung wird nicht nur gewährleistet, 
dass ein ausgewogenes Angebot qualitativ hochwertiger Krankenhausversorgung ständig in 
ausreichendem Maße zugänglich ist, sondern auch die Kostenkontrolle sichergestellt und der 
ineffiziente Einsatz finanzieller, technischer und menschlicher Ressourcen vermieden. Daher ist 
eine medizinische Versorgung nicht nur dann als Krankenhausleistung im Sinne der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs zu verstehen, wenn sie die stationäre Aufnahme des Patienten 
erfordert, sondern auch dann, wenn sie eine Krankenhausinfrastruktur mit Not- und 
Intensivpflegeeinrichtungen für Behandlungen, die ein besonderes Risiko für den Patienten 
darstellen, oder hochspezialisierte und sehr kostenintensive medizinische Geräte wie z.B. 
Computertomografen erfordert, die normalerweise nur in Krankenhäusern eingesetzt werden.

Abschnitt 3 

ENTSENDUNG VON ARBEITNEHMERN

Artikel 24 

Besondere Bestimmungen über die Entsendung von Arbeitnehmern 

(1)  Entsendet ein Dienstleistungserbringer einen Arbeitnehmer in einen anderen Mitglied-

staat, um dort eine Dienstleistung zu erbringen, so führt der Entsendemitgliedstaat Mitgliedstaat, in 

dem die Dienstleistung erbracht wird, in seinem Hoheitsgebiet die Überprüfungen, Kontrollen und 

Untersuchungen durch, die notwendig sind, um die Einhaltung der gemäß der Richtlinie 96/71/EG 

geltenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen sicherzustellen, und ergreift unter Beachtung 

des Gemeinschaftsrechts Maßnahmen gegenüber dem Dienstleistungserbringer, der diese nicht 

einhält.

Jedoch darf der Entsendemitgliedstaat Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung erbracht wird, dem 

Dienstleistungserbringer oder dem von ihm entsandten Arbeitnehmer im Hinblick auf die in 

Artikel 17 Nummer 5 genannten Punkte die folgenden Pflichten nicht auferlegen: 
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a) die Pflicht, bei seinen eigenen zuständigen Stellen eine Genehmigung zu beantragen, sich dort 

eintragen zu lassen oder vergleichbaren Erfordernissen nachzukommen; 

b) die Pflicht, eine Erklärung abzugeben, außer Erklärungen bezüglich einer der im Anhang der 

Richtlinie 96/71/EG genannten Tätigkeiten, die bis zum 31. Dezember 2008 aufrechterhalten 

werden können; dies betrifft nicht Erklärungen, die unmittelbar mit der Einhaltung spezifi-

scher Beschäftigungsbedingungen verbunden sind, wie z.B. die Erklärungen zu Urlaubsfonds, 

sofern sie nach Aufnahme der Dienstleistungserbringung erfolgen können;

c) die Pflicht, über einen in seinem Hoheitsgebiet niedergelassenen Vertreter zu verfügen; 

d) die Pflicht, in seinem Hoheitsgebiet oder unter den dort geltenden Bedingungen Sozialver-

sicherungsunterlagen zu führen oder aufzubewahren, die aufgrund ihrer Art und ihres Zwecks 

normalerweise am Ort der Niederlassung geführt werden. Dies betrifft nicht die Verpflichtun-

gen, am Entsendeort Unterlagen zu führen oder aufzubewahren, die aufgrund ihrer Art und 

ihres Zwecks am Ort, an dem die Dienstleistung erbracht wird, erstellt werden, wie z.B. 

Zeiterfassungsbögen oder Unterlagen zu Gesundheits- und Sicherheitsfragen, die spezifisch 

den Ort betreffen, an dem die Dienstleistung erbracht wird.

(2)  In den in Absatz 1 genannten Fällen ist es Aufgabe des Herkunftsmitgliedstaats, dafür 

zu sorgen, dass der Dienstleistungserbringer alle erforderlichen Maßnahmen ergreift, um den 

zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaats und des Entsendemitgliedstaats Mitgliedstaats, in 

dem die Dienstleistung erbracht wird, so rasch wie möglich bis zu zwei Jahre nach Beendigung der 

Entsendung die folgenden Angaben machen zu können und diese Angaben bis zu zwei Jahre nach 

Beendigung der Entsendung zur Verfügung zu halten:
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a) die Identität des entsandten Arbeitnehmers; 

b) seine Position und die Art der ihm übertragenen Aufgaben; 

c) die Kontaktangaben des Dienstleistungsempfängers; 

d) den Ort der Entsendung; 

e) den Beginn und das Ende der Entsendung; 

f) die für den entsandten Arbeitnehmer geltenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen

gemäß der Richtlinie 96/71/EG.

In den in Absatz 1 genannten Fällen unterstützt der Herkunftsmitgliedstaat den Entsendemitglied-

staat dabei, die Einhaltung der gemäß der Richtlinie 96/71/EG geltenden Arbeits- und Beschäfti-

gungsbedingungen sicherzustellen und dem Entsendemitgliedstaat Mitgliedstaat, in dem die Dienst-

leistung erbracht wird, von sich aus die in Unterabsatz 1 genannten Angaben zu liefern, wenn er 

konkrete Hinweise auf mögliche Verstöße des Dienstleistungserbringers gegen die Arbeits- und 

Beschäftigungsbedingungen hat. 

Erwägungsgrund 58: Zur Erleichterung des freien Dienstleistungsverkehrs sollte bei der 
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen in einem anderen 
als dem Herkunftsmitgliedstaat die Rollen- und Aufgabenverteilung zwischen Herkunfts- und 
Entsendemitgliedstaat klargestellt werden. Diese Richtlinie lässt rein arbeitsrechtliche Fragen 
unberührt. Die Aufgabenverteilung und die Festlegung der Form der Zusammenarbeit zwischen 
Herkunftsmitgliedstaat und Entsendemitgliedstaat erleichtert die Wahrnehmung der 
Dienstleistungsfreiheit, vor allem durch die Abschaffung einiger unverhältnismäßiger 
Verwaltungsverfahren, und ermöglicht ferner eine bessere Überprüfung der Einhaltung der 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gemäß der Richtlinie 96/71/EG. 
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Erwägungsgrund 59: Um diskriminierende oder unverhältnismäßige Verwaltungsformalitäten zu 
vermeiden, die vor allem auf KMU abschreckend wirken, sollte dem Entsendemitgliedstaat unter-
sagt werden, die Entsendung von der Erfüllung bestimmter Anforderungen abhängig zu machen, 
wie beispielsweise der Verpflichtung, bei den Behörden eine Genehmigung zu beantragen. Das 
Verbot, eine Erklärung an die Behörden des Mitgliedstaats, in dem die Dienstleistung erbracht 
wird, zu fordern, hindert die Mitgliedstaaten lediglich daran, systematisch bei jeder Entsendung 
eines Arbeitnehmers vorherige Erklärungen zu fordern, hindert sie aber nicht daran, zu verlangen, 
dass Dienstleistungserbringer für spezifische einzuhaltende Beschäftigungsbedingungen 
Erklärungen einreichen oder Formulare ausfüllen, wie z.B. Formulare über die Beiträge zu Fonds 
für die Zahlung von Urlaubsgeld, vorausgesetzt, diese Erklärungen können nach Aufnahme der 
Dienstleistungserbringung erfolgen die Dienstleistungserbringung vorher bei den Behörden des 
Entsendemitgliedstaats anzuzeigen, sollte ebenfalls untersagt werden. Angesichts der spezifischen 
Gefahr von Unregelmäßigkeiten im Baugewerbe Es sollte es jedoch möglich sein, eine solche
Anforderung zur Abgabe einer Erklärung bis zum 31. Dezember 2008 aufrechtzuerhalten, soweit 
die Tätigkeiten im Bausektor betroffen sind, die im Anhang der Richtlinie 96/71/EG aufgeführt sind. 
In diesem Zusammenhang ist die Verbesserung der Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten mit dem Ziel, die Kontrollen zu erleichtern, Gegenstand von Arbeiten einer Experten-
gruppe der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Richtlinie 96/71/EG. 

Erwägungsgrund 59a: Das Verbot, Dienstleistungserbringer, die Arbeitnehmer in einen anderen 
Mitgliedstaat entsenden, dazu zu verpflichten, über einen in diesem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Vertreter zu verfügen, hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, einen Dienstleistungserbringer, der 
Arbeitnehmer in ihr Hoheitsgebiet entsendet, dazu zu verpflichten, einen dieser Arbeitnehmer für 
die Dauer der Dienstleistungserbringung als Vertreter des Dienstleistungserbringers zu benennen. 
Die Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten daran, Dienstleistungserbringer, die Arbeitnehmer in ihr 
Hoheitsgebiet entsenden, dazu zu verpflichten, systematisch alle Beschäftigungsunterlagen, die 
normalerweise am Ort der Niederlassung der Gesellschaft geführt werden, in ihr Hoheitsgebiet zu 
verbringen und dort aufzubewahren; dies betrifft nicht Unterlagen, die im normalen Verlauf der 
Arbeit erstellt und am Arbeitsort aufbewahrt werden, wie z.B. Zeiterfassungsbögen. Darüber hinaus 
hindert diese Bestimmung die Behörden des Aufnahmemitgliedstaats nicht daran, vom Dienst-
leistungserbringer zu verlangen, dass er bei Kontrollen Unterlagen unmittelbar vorlegt, und bei 
Nichtbeachtung diese Forderung durchzusetzen. In diesen Fällen können die Behörden fordern, 
dass die Dokumente so rasch wie möglich per Eilpost, Fernschreiben oder E-Mail übermittelt 
werden. Im Übrigen sollte der Entsendemitgliedstaat gegenüber dem in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer keine restriktiven Maßnahmen ergreifen 
dürfen, die sich auf andere als die in der Richtlinie 96/71/EG festgelegten Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen beziehen. 

Erwägungsgrund 59b: Diese Richtlinie lässt die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Kollektivmaßnahmen zur Verteidigung der Interessen von Handel und selbstständigen Berufen 
unberührt. Ebenso wenig greift sie der Aushandlung und dem Abschluss von 
Kollektivvereinbarungen vor.
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Artikel 25 

Entsendung von Drittstaatsangehörigen

(1)  Entsendet ein Dienstleistungserbringer einen Arbeitnehmer, der Angehöriger eines 

Drittstaats ist, in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, um dort eine Dienstleistung zu 

erbringen, so darf der Entsendemitgliedstaat vorbehaltlich der in Absatz 2 geregelten Ausnahmen 

vom Dienstleistungserbringer oder vom entsandten Arbeitnehmer nicht verlangen, einen Einreise-, 

Ausreise- oder Aufenthaltstitel oder eine Arbeitserlaubnis vorzulegen, oder andere gleichwertige 

Bedingungen zu erfüllen. 

(2)  Absatz 1 berührt nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, ein Visum für kurze Aufent-

halte oder einen Aufenthaltstitel von Angehörigen der Drittstaaten zu verlangen, die nicht unter das 

in Titel 2 Kapitel IV Artikel 21 des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von 

Schengen vorgesehene System der gegenseitigen Anerkennung fallen. Absatz 1 berührt nicht die 

Möglichkeit der Mitgliedstaaten, Angehörige von Drittstaaten dazu zu verpflichten, sich bei oder 

nach der Einreise bei den zuständigen Stellen des Mitgliedstaats, in dem die Dienstleistung erbracht 

wird, zu melden.

(3)  In dem in Absatz 1 genannten Fall ist es Aufgabe des Herkunftsmitgliedstaats, dafür zu 

sorgen, dass der Dienstleistungserbringer den Arbeitnehmer nur entsendet, wenn dieser sich recht-

mäßig in dessen Hoheitsgebiet aufhält und dort vor der Entsendung einer ordnungsgemäßen 

Beschäftigung nachgeht. 

Der Herkunftsmitgliedstaat sieht die Entsendung zur Erbringung einer Dienstleistung in einem ande-

ren Mitgliedstaat nicht als Unterbrechung des Aufenthalts oder der Tätigkeit des entsandten Arbeit-

nehmers an und gewährt dem entsandten Arbeitnehmer gemäß den einzelstaatlichen Vorschriften 

die Wiedereinreise in sein Hoheitsgebiet. 

Der Herkunftsmitgliedstaat übermittelt auf Ersuchen des Entsendemitgliedstaats diesem so rasch 

wie möglich die Informationen und Garantien bezüglich der Einhaltung der in Unterabsatz 1 

genannten Bestimmungen und verhängt angemessene Sanktionen, wenn diese Bestimmungen nicht 

eingehalten werden. 
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Erwägungsgrund 60: Die Dienstleistungsfreiheit beinhaltet das Recht des Dienstleistungserbrin-
gers, Arbeitnehmer zu entsenden, auch wenn es sich dabei um Personen handelt, die nicht Bürger 
der Gemeinschaft sondern Drittstaatsangehörige sind, vorausgesetzt, sie halten sich im Herkunfts-
mitgliedstaat rechtmäßig auf und gehen dort einer ordnungsgemäßen Beschäftigung nach. Dies 
berührt nicht den Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz gemäß den Anhängen der Beitrittsver-
träge. Es ist vorzusehen, dass der Herkunftsmitgliedstaat dafür Sorge tragen muss, dass der ent-
sandte Drittstaatsangehörige die in seinen Rechtsvorschriften festgelegten Voraussetzungen bezüg-
lich des Wohnsitzes und einer ordnungsgemäßen Beschäftigung, auch hinsichtlich der Sozialver-
sicherung, erfüllt. Arbeitnehmer, die bei einer in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Gesellschaft 
beschäftigt sind und in einen anderen Mitgliedstaat entsandt werden, um dort Dienstleistungen zu 
erbringen, streben nicht danach, Zugang zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zu erlangen, da 
sie nach Abschluss ihrer Arbeit in ihren Herkunfts- oder Wohnsitzstaat zurückkehren. Daher muss 
es den Mitgliedstaaten untersagt werden, Arbeitsgenehmigungen oder gleichwertige Maßnahmen 
bezüglich der Einreise, der Ausreise oder des Aufenthalts zu verlangen, sofern diese Maßnahmen 
darauf abzielen, den Zugang zum Arbeitsmarkt zu beschränken. Dies hindert die Mitgliedstaaten 
nicht daran, im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht die Vorlage eines Visums aus anderen Grün-
den in Verbindung mit der Zuwanderungspolitik vorzuschreiben. Ferner sollte der Entsende-
mitgliedstaat den Arbeitnehmer oder den Dienstleistungserbringer keinen Präventivkontrollen 
unterwerfen dürfen, insbesondere nicht – außer in bestimmten Fällen – bezüglich Einreise- oder 
Aufenthaltstiteln. Ebenso wenig sollte es dem Aufnahmemitgliedstaat gestattet sein, Anforderungen 
wie die nach einem unbefristeten Arbeitsvertrag oder einer vorherigen Beschäftigung im Her-
kunftsmitgliedstaat des Dienstleistungserbringers festzulegen. 

Erwägungsgrund 61: Nach Annahme der Verordnung (EG) Nr. 859/2003 des Rates vom 14. Mai 
2003 zur Ausdehnung der Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und der Verordnung 
(EWG) Nr. 574/72 auf Drittstaatsangehörige, die ausschließlich aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit 
nicht bereits unter diese Bestimmungen fallen, sind Drittstaatsangehörige durch das aufgrund der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 bestehende System der Zusammenarbeit bezüglich der Anwendung 
der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und die Mitglieder ihrer Familien, die inner-
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern, abgedeckt, nach dem grundsätzlich die Regeln des 
Staates der Versicherungszugehörigkeit des Arbeitnehmers Anwendung finden.
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Kapitel IV 

Qualität der Dienstleistungen 

Artikel 26 

Informationen über die Dienstleistungserbringer und deren Dienstleistungen 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer den Dienst-

leistungsempfängern folgende Informationen zur Verfügung stellen: 

a) den Namen des Dienstleistungserbringers, die geografische Anschrift, unter der er niederge-

lassen ist, sowie Angaben, die – gegebenenfalls auf elektronischem Weg – eine schnelle 

Kontaktaufnahme und eine direkte Kommunikation mit ihm ermöglichen; 

b) falls der Dienstleistungserbringer in ein Handelsregister oder ein vergleichbares öffentliches 

Register eingetragen ist, die Bezeichnung des Registers und die Nummer der Eintragung oder 

eine gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung; 

c) falls die Tätigkeit einer Genehmigungsregelung unterliegt, die Angaben zur zuständigen 

Stelle oder zum einheitlichen Ansprechpartner; 

d) falls der Dienstleistungserbringer eine Tätigkeit ausübt, die der Mehrwertsteuer unterliegt, die 

Identifikationsnummer gemäß Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie 77/388/EWG; 

e) bei den reglementierten Berufen den Berufsverband oder eine ähnliche Einrichtung, dem oder 

der der Dienstleistungserbringer angehört, sowie die Berufsbezeichnung und der Mitglied-

staat, in dem sie verliehen wurde; 

f) gegebenenfalls die vom Dienstleistungserbringer verwendeten allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen und Generalklauseln; 

g) die Vertragsklauseln über das auf den Vertrag anwendbare Recht und/oder den Gerichtsstand. 

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Informationen gemäß Absatz 1 nach 

Wahl des Dienstleistungserbringers 

a) vom Dienstleistungserbringer aus eigener Initiative mitgeteilt werden; 
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b) für den Dienstleistungsempfänger am Ort der Leistungserbringung oder des Vertragsabschlus-

ses leicht zugänglich sind; 

c) für den Dienstleistungsempfänger elektronisch über eine vom Dienstleistungserbringer ange-

gebene Adresse leicht zugänglich sind; 

d) in allen von den Dienstleistungserbringern den Dienstleistungsempfängern zur Verfügung 

gestellten ausführlichen Informationsunterlagen über die angebotene Dienstleistung enthalten 

sind.

(3)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer den Dienst-

leistungsempfängern auf Anfrage folgende Zusatzinformationen mitteilen: 

a) die Hauptmerkmale der Dienstleistung; 

b) den Preis der Dienstleistung oder, wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, die Vor-

gehensweise zur Berechnung des Preises, die es dem Dienstleistungsempfänger ermöglicht, 

den Preis zu überprüfen, oder einen hinreichend ausführlichen Kostenvoranschlag; 

c) den Rechtsstatus und die Rechtsform des Dienstleistungserbringers; 

d) bei reglementierten Berufen einen Verweis auf die im Herkunftsmitgliedstaat geltenden 

berufsrechtlichen Regeln und wie diese zugänglich sind. 

(4)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Informationen, die der Dienstleistungs-

erbringer gemäß diesem Kapitel zur Verfügung stellen muss, klar und unmissverständlich sind und 

rechtzeitig vor Abschluss des Vertrags oder, wenn kein schriftlicher Vertrag geschlossen wird, vor 

Erbringung der Dienstleistungen bereitgestellt werden. 
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(5)  Die Informationspflichten gemäß diesem Kapitel ergänzen die bereits im Gemein-

schaftsrecht vorgesehenen Informationspflichten und hindern die Mitgliedstaaten nicht daran, 

zusätzliche Informationspflichten für Dienstleistungserbringer, die in ihrem Hoheitsgebiet nieder-

gelassen sind, vorzuschreiben. 

(6)  Die Kommission kann nach dem in Artikel 42 Absatz 2 genannten Verfahren den Inhalt 

der in den Absätzen 1 und 3 genannten Informationen entsprechend den Besonderheiten bestimmter 

Tätigkeiten präzisieren und die Modalitäten für die praktische Durchführung der Bestimmungen 

von Absatz 2 präzisieren. 

Erwägungsgrund 62: Bei den Möglichkeiten, die der Dienstleistungserbringer hat, um die bereitzu-
stellenden Informationen dem Dienstleistungsempfänger leicht zugänglich zu machen, sollte die 
Angabe seiner elektronischen Adresse einschließlich seiner Website vorgesehen werden. Im Übri-
gen sollte die Verpflichtung der Dienstleistungserbringer, in den ausführlichen Informationsunter-
lagen über ihre Tätigkeit bestimmte Angaben zu machen, nicht für die allgemeine kommerzielle 
Kommunikation wie beispielsweise Werbung gelten, sondern vielmehr für Dokumente, die detail-
lierte Angaben über die angebotenen Dienstleistungen enthalten, einschließlich der Dokumente auf 
einer Website. 

Artikel 27 

Berufshaftpflichtversicherung und Sicherheiten 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer, deren Dienst-

leistungen ein unmittelbares und besonderes Risiko für die Gesundheit oder Sicherheit des Dienst-

leistungsempfängers oder eines Dritten oder für die besondere finanzielle Sicherheit Lage des 

Dienstleistungsempfängers darstellen, dazu verpflichtet werden, durch eine der Art und dem 

Umfang des Risikos angemessene Berufshaftpflichtversicherung zu schließen oder durch eine 

gleichwertige oder aufgrund ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen vergleichbare Entschädi-

gungsregelung oder Sicherheit zu bieten gedeckt sind.

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer dem Dienst-

leistungsempfänger auf Anfrage Angaben über die Versicherung oder die Sicherheiten gemäß 

Absatz 1 mitteilen, insbesondere den Namen und die Anschrift des Versicherers oder Sicherungs-

gebers und den räumlichen Geltungsbereich. 
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(3)  Wenn ein Dienstleistungserbringer sich in ihrem Hoheitsgebiet niederlässt, verlangen 

die Mitgliedstaaten keine Berufshaftpflichtversicherung und keine finanzielle Sicherheit, sofern er 

bereits durch eine gleichwertige oder aufgrund ihrer Zweckbestimmung und der vorgesehenen

Deckung bezüglich des versicherten Risikos, der Versicherungssumme oder einer Höchstgrenze der 

finanziellen Sicherheit und möglicher Ausnahmen von der Deckung im Wesentlichen vergleichbare 

Sicherheit in einem anderen Mitgliedstaat, in dem er bereits eine Niederlassung unterhält, abgedeckt 

ist.

Besteht nur eine teilweise Gleichwertigkeit, so können die Mitgliedstaaten eine zusätzliche Sicher-

heit verlangen, um die nicht gedeckten Risiken abzusichern. 

(4)  Die Absätze 1, 2 und 3 berühren nicht die in anderen Gemeinschaftsrechtsakten vorge-

sehenen Berufshaftpflichtversicherungen oder Sicherheiten. 

(5)  Im Rahmen der Durchführung von Absatz 1 kann die Kommission nach dem in Arti-

kel 42 Absatz 2 genannten Verfahren eine Liste der Dienstleistungen erstellen, die die in Absatz 1 

genannten Eigenschaften aufweisen, und gemeinsame Kriterien festlegen, nach denen festgestellt 

wird, ob eine Versicherung oder Sicherheit im Sinne des Absatzes 1 im Hinblick auf die Art und 

den Umfang des Risikos angemessen ist. 

Erwägungsgrund 63: Jeder Dienstleistungserbringer, dessen Dienstleistungen ein unmittelbares 
und besonderes Risiko für die Gesundheit, Sicherheit oder die finanzielle Lage des Dienstleistungs-
empfängers oder eines Dritten darstellen, sollte über eine angemessene Berufshaftpflichtversiche-
rung oder eine gleichwertige oder vergleichbare Sicherheit verfügen, was insbesondere bedeutet, 
dass er für die Erbringung der Dienstleistung außer im Herkunftsmitgliedstaat auch in einem oder 
mehreren anderen Mitgliedstaaten angemessen versichert ist. Ein unmittelbares und besonderes 
Risiko für die Gesundheit des Dienstleistungsempfängers besteht im Bereich der Gesundheits-
dienste. Ein unmittelbares und besonderes Risiko für die Sicherheit des Dienstleistungsempfängers 
oder von Dritten besteht, wenn eine Dienstleistung ernsthafte Verletzungen der körperlichen Unver-
sehrtheit des Dienstleistungsempfängers oder von Dritten verursachen kann. Ein unmittelbares und 
besonderes Risiko für die finanzielle Sicherheit des Dienstleistungsempfängers besteht, wenn eine 
Dienstleistung, die in der Beratung oder der Ausführung von Transaktionen im Auftrag des Dienst-
leistungsempfängers besteht, zu erheblichen finanziellen Verlusten führen kann.
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Erwägungsgrund 63a: Dienstleistungserbringer, deren Dienstleistungen ein unmittelbares und 
besonderes Risiko für die Gesundheit der Dienstleistungsempfänger darstellen, sind insbesondere 
die Dienstleistungserbringer in medizinischen und Krankenhauseinrichtungen sowie der medizi-
nischen und damit verbundenen Berufe, und zwar aufgrund der Risiken in Verbindung mit einer 
unangemessenen oder falschen Behandlung. Dienstleistungen, die ein besonderes Risiko für die 
Sicherheit der Dienstleistungsempfänger darstellen, sind bestimmte Tätigkeiten in den Bereichen 
Fremdenverkehr, Sport und Freizeit, bei denen häufig Unfälle vorkommen können, wie z.B. Reit-
schulen, Vergnügungsparks und Jahrmärkte. Dienstleistungen, die ein Risiko für die Sicherheit von 
Dritten verursachen können, sind z.B. private Sicherheitsdienste oder Dienstleistungen im Bereich 
des Baugewerbes, einschließlich Dienstleistungen von Architekten oder Dienstleistungen in 
Verbindung mit Elektrizitäts- und Gasanlagen. Dienstleistungen, die ein besonderes Risiko für die 
finanzielle Sicherheit der Dienstleistungsempfänger verursachen, sind Dienstleistungen, die 
Geschäfte mit den Mitteln der Kunden umfassen, wie z.B. Immobilienagenturen, und Dienst-
leistungen, die in der Beratung oder der Abwicklung von Geschäften im Auftrag eines Kunden 
bestehen, sowie die Vertretung von Kunden vor Gerichten oder Behörden, wie z.B. Dienstleistungen 
der Rechtsberufe.

Erwägungsgrund 63b: Die Versicherung oder Sicherheit muss der Art und dem Ausmaß des 
Risikos angemessen sein. Dies bedeutet, dass Dienstleistungserbringer nur grenzüberschreitende 
Deckung benötigen, wenn sie tatsächlich Dienstleistungen in anderen Mitgliedstaaten erbringen. Es 
ist nicht erforderlich, detailliertere Vorschriften betreffend die Versicherungsdeckung festzulegen 
und z.B. Mindestwerte für die Versicherungssumme oder Begrenzungen für Ausnahmen von der 
Deckung vorzusehen. Dienstleistungserbringer und Versicherungsgesellschaften sollten sich die 
Flexibilität erhalten, genau auf die Art und das Ausmaß des Risikos abgestimmte Versicherungs-
policen auszuhandeln. Darüber hinaus ist es nicht notwendig, dass die Verpflichtung einer 
angemessenen Versicherung gesetzlich festgelegt wird. Es reicht aus, wenn die Versicherungspflicht 
Teil der von den Berufsverbänden festgelegten Ethikregeln ist. Ferner sind die Mitgliedstaaten 
nicht verpflichtet, eine Pflicht der Versicherungsgesellschaften zur Bereitstellung von 
Versicherungen vorzusehen.

Artikel 28 

Nachvertragliche Garantie und Gewährleistung 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer die Dienst-

leistungsempfänger auf Anfrage darüber informieren, inwiefern Garantie- oder Gewährleistungs-

vorschriften bestehen oder nicht, was diese beinhalten, und welches die wesentlichen Voraus-

setzungen für deren Inanspruchnahme – insbesondere der Zeitraum und der räumliche Geltungs-

bereich – sind und ob es sich dabei um eine gesetzlich vorgeschriebene nachvertragliche Garantie 

oder Gewährleistung handelt.
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(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Informationen gemäß Absatz 1 in allen 

ausführlichen Informationsunterlagen der Dienstleistungserbringer über ihre Tätigkeit enthalten 

sind.

(3)  Die Absätze 1 und 2 berühren nicht die in anderen Gemeinschaftsrechtsakten vorge-

sehenen nachvertraglichen Garantie- und Gewährleistungsregelungen. 

Artikel 29 

Kommerzielle Kommunikation in den reglementierten Berufen 

(1)  Die Mitgliedstaaten heben sämtliche Totalverbote der kommerziellen Kommunikation 

für reglementierte Berufe auf. 

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die kommerzielle Kommunikation durch 

Angehörige reglementierter Berufe die Anforderungen der Standesregeln erfüllt, die je nach Beruf 

insbesondere die Unabhängigkeit, die Würde und die Integrität des Berufsstandes sowie die 

Wahrung des Berufsgeheimnisses gewährleisten sollen, vorausgesetzt, diese Regeln sind mit dem 

Gemeinschaftsrecht vereinbar. 

Erwägungsgrund 64: Die Totalverbote kommerzieller Kommunikation für reglementierte Berufe 
sollten beseitigt werden, wobei nicht Verbote gemeint sind, die sich auf den Inhalt der kommerziel-
len Kommunikation beziehen, sondern solche, die diese allgemein für ganze Berufsgruppen im Hin-
blick auf eine oder mehrere Formen der kommerziellen Kommunikation untersagen, beispielsweise 
ein Verbot von Werbung in einem bestimmten oder in einer Reihe von Medien. Was den Inhalt und 
die Art und Weise der kommerziellen Kommunikation betrifft, sollten die Angehörigen der regle-
mentierten Berufe aufgefordert werden, unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts gemeinschafts-
weite Verhaltenskodizes zu erarbeiten. 
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Artikel 30 

Multidisziplinäre Tätigkeiten 

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer keinen Anfor-
derungen unterworfen werden, die sie verpflichten, ausschließlich eine bestimmte Tätigkeit auszu-
üben, oder die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Ausübung verschiedener Tätigkeiten 
beschränken.

Abweichend von Unterabsatz 1 können folgende Dienstleistungserbringer solchen Anforderungen 
unterworfen werden: 

a) Angehörige reglementierter Berufe, insofern dies gerechtfertigt ist, um die Einhaltung der 
verschiedenen Standesregeln im Hinblick auf die Besonderheiten der jeweiligen Berufe 
sicherzustellen;

b) Dienstleistungserbringer, die Dienstleistungen auf dem Gebiet der Zertifizierung, der Akkre-
ditierung, der technischen Überwachung oder des Versuchs- oder Prüfwesens erbringen, inso-
fern dies zur Gewährleistung ihrer Unabhängigkeit und Unparteilichkeit gerechtfertigt ist. 

(2)  Sofern multidisziplinäre Tätigkeiten zwischen den in Absatz 1 Buchstaben a und b 
genannten Dienstleistungserbringern erlaubt sind, tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass 

a) Interessenkonflikte und Unvereinbarkeiten zwischen bestimmten Tätigkeiten vermieden 
werden;

b) die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit, die bestimmte Tätigkeiten erfordern, gewährleistet 
sind;

c) die Anforderungen der Standesregeln für die verschiedenen Tätigkeiten miteinander vereinbar 
sind, insbesondere im Hinblick auf das Berufsgeheimnis. 

(3)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer die Dienst-
leistungsempfänger auf Anfrage über ihre multidisziplinären Tätigkeiten und Partnerschaften 
informieren, sowie über die Maßnahmen, die sie ergriffen haben, um Interessenkonflikte zu 
vermeiden. Diese Informationen müssen in allen ausführlichen Informationsunterlagen der 
Dienstleistungserbringer über ihre Tätigkeit enthalten sein. 

(4)  In dem in Artikel 41 vorgesehenen Bericht führen die Mitgliedstaaten die Kategorien 
von Dienstleistungserbringern auf, die den Anforderungen gemäß Absatz 1 unterliegen, sowie den 
Inhalt dieser Anforderungen und die Gründe, aus denen sie diese für gerechtfertigt halten. 
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Artikel 31 

Maßnahmen zur Qualitätssicherung 

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen in Zusammenarbeit mit der Kommission begleitende 

Maßnahmen, um die Dienstleistungserbringer zu ermutigen, freiwillig die Qualität der Dienst-

leistungen sicherzustellen, indem sie insbesondere 

a) ihre Tätigkeiten zertifizieren oder von unabhängigen Einrichtungen bewerten lassen, oder 

b) ihre eigene Qualitätscharta erarbeiten oder sich an auf Gemeinschaftsebene erarbeiteten 

Charten oder Gütesiegeln von Berufsverbänden beteiligen. 

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Informationen über die Bedeutung und 

die Voraussetzungen zur Verleihung der Gütesiegel und sonstigen Qualitätskennzeichnungen für die 

Dienstleistungsempfänger und -erbringer leicht zugänglich sind. 

(3)  Die Mitgliedstaaten ergreifen in Zusammenarbeit mit der Kommission begleitende 

Maßnahmen, um die Berufsverbände und die Handels- und Handwerkskammern der Mitglied-

staaten zu ermutigen, auf gemeinschaftlicher Ebene zusammenzuarbeiten, um die Dienstleistungs-

qualität zu fördern, insbesondere indem sie die Einschätzung der Kompetenz der Dienstleistungs-

erbringer erleichtern. 

(4)  Die Mitgliedstaaten ergreifen in Zusammenarbeit mit der Kommission begleitende 

Maßnahmen, um eine unabhängige Bewertung bezüglich Qualität und Mängel von Dienstleistungen 

zu fördern, insbesondere vergleichende Versuchs- und Prüfverfahren auf Gemeinschaftsebene 

sowie die Veröffentlichung ihrer Ergebnisse. 

(5)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission fördern die Entwicklung von freiwilligen 

europäischen Standards, um die Vereinbarkeit von von Dienstleistungserbringern aus verschiedenen 

Mitgliedstaaten erbrachten Dienstleistungen, die Information der Dienstleistungsempfänger und die 

Qualität der Dienstleistungen zu verbessern. 
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Erwägungsgrund 65: Um die Transparenz zu erhöhen und sicherzustellen, dass Bewertungen der 
Qualität der angebotenen und erbrachten Dienstleistungen sich auf vergleichbare Kriterien stützen, 
ist es wichtig, dass die Informationen über die Bedeutung der Gütesiegel und sonstigen Kennzeich-
nungen der Dienstleistungen leicht zugänglich sind. Eine solche Transparenzpflicht ist in Bereichen 
wie dem Fremdenverkehr, namentlich im Hotelgewerbe mit seinen weit verbreiteten Klassifizie-
rungssystemen, besonders wichtig. Im Übrigen ist zu untersuchen, in welchem Maß europäische 
Normung von Nutzen sein kann, um die Vergleichbarkeit und die Qualität der Dienstleistungen zu 
erleichtern. Europäische Normen werden von den europäischen Normungsorganisationen Euro-
päisches Komitee für Normung (CEN), Europäisches Komitee für elektrotechnische Normung 
(CENELEC) und Europäisches Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI) erarbeitet. Soweit 
erforderlich, kann die Kommission gemäß den in der Richtline 98/34/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen 
und technischen Vorschriften 22 vorgesehenen Verfahren einen Auftrag zur Erarbeitung spezifischer 
europäischer Normen erteilen. 

Artikel 32 

Streitbeilegung

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen allgemeinen Maßnahmen, damit die 

Dienstleistungserbringer eine Postanschrift, eine Faxnummer oder eine E-Mail-Adresse angeben, an 

die alle Dienstleistungsempfänger, auch diejenigen, die in einem anderen Mitgliedstaat ansässig 

sind, direkt eine Beschwerde oder eine Bitte um Information über die angebotene Dienstleistung 

richten können. 

(2)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen allgemeinen Maßnahmen, damit die 

Dienstleistungserbringer die in Absatz 1 genannten Beschwerden so rasch wie möglich beantworten 

und sich umgehend um geeignete Lösungen bemühen. 

22
 ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003. 
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(3)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen allgemeinen Maßnahmen, damit die 

Dienstleistungserbringer verpflichtet werden nachzuweisen, dass sie die in dieser Richtlinie vorge-

sehenen Informationspflichten erfüllen und ihre Informationen zutreffend sind. 

(4)  In Fällen, in denen eine finanzielle Sicherheit für die Vollstreckung einer Gerichts-

entscheidung notwendig ist, erkennen die Mitgliedstaaten gleichwertige Sicherheiten an, die bei in 

einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringern oder Einrichtungen 

hinterlegt wurden. 

(5)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen allgemeinen Maßnahmen, damit die 

Dienstleistungserbringer, die Verhaltenskodizes unterliegen oder die einer Handelsvereinigung oder 

einem Berufsverband angehören, die außergerichtliche Verfahren der Streitbeilegung vorsehen, die 

Dienstleistungsempfänger davon in Kenntnis setzen und in allen ausführlichen Informationsunter-

lagen über ihre Tätigkeit darauf hinweisen; dabei ist ferner anzugeben, wie ausführliche Informa-

tionen über dieses Streitbeilegungsverfahren und die Bedingungen für seine Inanspruchnahme 

erlangt werden können. 

Artikel 33 

Informationen über die Zuverlässigkeit der Dienstleistungserbringer 

(1)  Auf Ersuchen einer zuständigen Stelle eines anderen Mitgliedstaats übermitteln die Mit-

gliedstaaten Informationen über Vorstrafen und sonstige Sanktionen, Verwaltungs- oder Diszipli-

narmaßnahmen und Entscheidungen wegen Insolvenz oder Konkurs mit betrügerischer Absicht, die 

von ihren zuständigen Stellen gegen einen Dienstleistungserbringer verhängt wurden und die von 

direkter Bedeutung für seine Kompetenz seine Fähigkeit zur Berufsausübung oder seine berufliche 

Zuverlässigkeit sind in Frage stellen.

(1b)  Ein Antrag gemäß Absatz 1 muss ordnungsgemäß begründet sein; insbesondere ist 

anzugeben, weshalb die betreffenden Informationen beantragt werden.
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(2)  Der Mitgliedstaat, der die Informationen gemäß Absatz 1 übermittelt, muss gleichzeitig 

angeben, ob es sich um eine endgültige Entscheidung handelt oder ob Rechtsbehelfe dagegen 

eingelegt wurden und wann voraussichtlich über diesen entschieden wird. 

Darüber hinaus muss er angeben, aufgrund welcher innerstaatlichen Vorschriften der Dienst-

leistungserbringer verurteilt oder bestraft wurde. 

(3)  Bei der Anwendung von Absatz 1 der Absätze 1 und 2 müssen die Vorschriften über 

den Schutz personenbezogener Daten und die Rechte von in den betreffenden Mitgliedstaaten –

auch durch Berufsverbände – verurteilten oder bestraften Personen beachtet werden, insbesondere 

die Rechte auf Schutz personenbezogener Daten.
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Kapitel V 

Kontrolle

Artikel 34 

Wirksamkeit der Kontrolle 

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei Fragen, die unter Artikel 16 fallen die in 

ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Befugnisse zur Überwachung und Kontrolle 

des Dienstleistungserbringers hinsichtlich der betreffenden Tätigkeiten auch in dem Fall ausgeübt 

werden, wenn die Dienstleistung in einem anderen Mitgliedstaat erbracht wird. 

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Dienstleistungserbringer ihren 

zuständigen Stellen alle Informationen zur Verfügung stellen, die für die Kontrolle ihrer Tätigkeiten 

erforderlich sind. 

Artikel 35 

Gegenseitige Amtshilfe 

(1)  Die Mitgliedstaaten leisten einander unter Beachtung von Artikel 16 gegenseitige 

Amtshilfe und ergreifen alle Maßnahmen, die für eine wirksame Zusammenarbeit bei der Kontrolle 

der Dienstleistungserbringer und ihrer Dienstleistungen erforderlich sind. 

(2)  Für die Zwecke von Absatz 1 benennen die Mitgliedstaaten eine oder mehrere Kontakt-

stellen und teilen deren Bezeichnung, Anschrift und Erreichbarkeit den übrigen Mitgliedstaaten und 

der Kommission mit. 

(3)  Die Mitgliedstaaten übermitteln so rasch wie möglich auf elektronischem Weg die von 

anderen Mitgliedstaaten oder der Kommission angeforderten Informationen. 

Sobald die Mitgliedstaaten Kenntnis von einem rechtswidrigen Verhalten eines Dienstleistungs-

erbringers oder spezifischen Handlungen, die in einem Mitgliedstaat einen schweren Schaden 

verursachen könnten, erhalten, unterrichten sie so rasch wie möglich den Herkunftsmitgliedstaat. 
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Sobald die Mitgliedstaaten Kenntnis von einem rechtswidrigen Verhalten eines möglicherweise in 

anderen Mitgliedstaaten tätigen Dienstleistungserbringers oder von spezifischen Handlungen, von 

denen eine ernste Gefahr für die Gesundheit oder die Sicherheit von Personen ausgehen könnte, 

erhalten, unterrichten sie so rasch wie möglich alle anderen Mitgliedstaaten sowie die Kommission. 

(4)  Der Herkunftsmitgliedstaat übermittelt die von einem anderen Mitgliedstaat angefor-

derten Informationen über Dienstleistungserbringer, die in seinem Hoheitsgebiet niedergelassen 

sind, und bestätigt insbesondere, dass sie in seinem Hoheitsgebiet niedergelassen und dort 

rechtmäßig tätig sind. 

Er nimmt die von einem anderen Mitgliedstaat erbetenen Überprüfungen, Untersuchungen und 

Ermittlungen vor und informiert diesen über die Ergebnisse und, gegebenenfalls, die veranlassten 

Maßnahmen. Dabei werden die zuständigen Stellen im Rahmen der Zuständigkeiten tätig, die sie in 

ihrem Mitgliedstaat besitzen.

(5)  Treten Schwierigkeiten bei der Beantwortung einer Anfrage auf, informieren die 

Mitgliedstaaten umgehend den anfragenden Mitgliedstaat, um eine gemeinsame Lösung zu finden. 

(6)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Register, in die die Dienstleistungs-

erbringer eingetragen sind und die von den zuständigen Stellen in ihrem Hoheitsgebiet eingesehen 

werden können, unter denselben Bedingungen auch für die entsprechenden zuständigen Stellen der 

anderen Mitgliedstaaten einsehbar sind. 

Artikel 36 

Gegenseitige Amtshilfe im Fall eines Ortswechsels des Dienstleistungserbringers 

(1)  Begibt sich ein Dienstleistungserbringer zwecks Ausübung seiner Tätigkeit in einen 

Mitgliedstaat, in dem er keine Niederlassung hat, wirken die zuständigen Stellen dieses Mitglied-

staats in den unter Artikel 16 fallenden Bereichen gemäß Absatz 2 dieses Artikels an der Kontrolle 

des Dienstleistungserbringers mit. 
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(2)  Auf Ersuchen des Herkunftsmitgliedstaats nehmen die in Absatz 1 genannten zustän-

digen Stellen vor Ort die Überprüfungen, Untersuchungen und Ermittlungen vor, die notwendig 

sind, um die Wirksamkeit der Kontrolle des Herkunftsmitgliedstaats sicherzustellen. Dabei werden 

sie im Rahmen der Zuständigkeiten tätig, die sie in ihrem Mitgliedstaat besitzen. 

Von Amts wegen können diese zuständigen Stellen Überprüfungen, Untersuchungen und Ermitt-

lungen vor Ort vornehmen, sofern diese Maßnahmen die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) sie bestehen ausschließlich in der Feststellung des Sachverhalts und ziehen keine anderen 

Maßnahmen gegen den Dienstleistungserbringer nach sich; ausgenommen sind Maßnahmen 

im Einzelfall gemäß Artikel 19; 

b) sie sind nichtdiskriminierend und nicht dadurch begründet, dass der Dienstleistungserbringer 

seine Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat hat; 

c) sie sind objektiv durch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses gerechtfertigt und 

im Verhältnis zu dem damit verfolgten Zweck angemessen. 

Artikel 37 

Gegenseitige Amtshilfe bei Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip im Einzelfall 

(1)  Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, eine Maßnahme im Einzelfall gemäß Artikel 19 zu 

ergreifen, so ist unbeschadet der gerichtlichen Verfahren, einschließlich Vorverfahren und 

Handlungen, die im Rahmen einer strafrechtlichen Ermittlung durchgeführt werden, die in den 

Absätzen 2 bis 6 festgelegte Vorgehensweise einzuhalten. 

(2)  Der in Absatz 1 genannte Mitgliedstaat ersucht den Herkunftsmitgliedstaat, Maßnahmen 

gegen den betreffenden Dienstleistungserbringer zu ergreifen und übermittelt alle zweckdienlichen 

Informationen über die in Frage stehende Dienstleistung und den jeweiligen Sachverhalt. 
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Der Herkunftsmitgliedstaat stellt so rasch wie möglich fest, ob der Dienstleistungserbringer seine 

Tätigkeit rechtmäßig ausübt und überprüft den Sachverhalt, der Anlass des Ersuchens ist. Er teilt 

dem ersuchenden Mitgliedstaat unverzüglich mit, welche Maßnahmen getroffen wurden oder 

beabsichtigt sind oder aus welchen Gründen keine Maßnahmen getroffen wurden. 

(3)  Nachdem eine Mitteilung der Angaben gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 durch den 

Herkunftsmitgliedstaat erfolgt ist, unterrichtet der ersuchende Mitgliedstaat die Kommission und 

den Herkunftsmitgliedstaat über die von ihm beabsichtigten Maßnahmen, wobei er mitteilt, 

a) aus welchen Gründen er die vom Herkunftsmitgliedstaat getroffenen oder beabsichtigten 

Maßnahmen für unzureichend hält; 

b) warum er der Auffassung ist, dass die von ihm beabsichtigten Maßnahmen die Voraus-

setzungen des Artikels 19 erfüllen. 

(4)  Die Maßnahmen können frühestens fünfzehn Arbeitstage nach der Mitteilung gemäß 

Absatz 3 getroffen werden. 

(5)  Unbeschadet der Möglichkeit des Mitgliedstaats, nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 4 

die betreffenden Maßnahmen zu ergreifen, muss die Kommission so rasch wie möglich prüfen, ob 

die mitgeteilten Maßnahmen mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind. 

Kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass dies nicht der Fall ist, so entscheidet sie, den betref-

fenden Mitgliedstaat aufzufordern, von den beabsichtigten Maßnahmen Abstand zu nehmen oder 

sie unverzüglich aufzuheben. 

(6)  In dringenden Fällen kann der Mitgliedstaat, der beabsichtigt, eine Maßnahme zu 

ergreifen, von den Absätzen 2, 3 und 4 abweichen. In diesem Fall sind die Maßnahmen so rasch wie 

möglich unter Begründung der Dringlichkeit der Kommission und dem Herkunftsmitgliedstaat 

mitzuteilen. 
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Artikel 38 

Durchführungsmaßnahmen

Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 42 Absatz 2 genannten Verfahren die zur Durchfüh-

rung dieses Kapitels notwendigen Maßnahmen, in denen die in Artikel 35 und 37 genannten Fristen 

und die praktischen Modalitäten des Informationsaustauschs auf elektronischem Wege zwischen 

den Mitgliedstaaten Kontaktstellen und insbesondere die Bestimmungen über die Interoperabilität 

der Informationssysteme angegeben werden. 

Erwägungsgrund 66: Die Entwicklung eines Netzes der für den Verbraucherschutz zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten, die Gegenstand des Vorschlags für eine Verordnung über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes ist, ergänzt die in dieser Richtlinie 
vorgesehene Zusammenarbeit. Die Anwendung der Rechtsvorschriften über den Verbraucherschutz 
in grenzüberschreitenden Fällen, insbesondere im Hinblick auf die Entwicklung neuer Marketing- 
und Vertriebspraktiken, ebenso wie die Notwendigkeit, bestimmte Hindernisse für die Zusammen-
arbeit in diesem Bereich zu beseitigen, erfordern ein erhöhtes Maß an Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten. Insbesondere ist es in diesem Bereich erforderlich sicherzustellen, dass die 
Mitgliedstaaten von Marktteilnehmern in ihrem Hoheitsgebiet die Beendigung rechtswidriger 
Praktiken fordern, die auf Verbraucher in anderen Mitgliedstaaten abzielen. 

Erwägungsgrund 66a: Die Verwaltungszusammenarbeit ist unerlässlich für ein ordnungsgemäßes 
Funktionieren des Binnenmarkts für Dienstleistungen. Ein Mangel an Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten führt zu einer Vervielfachung von Vorschriften für die Dienstleistungserbringer 
oder doppelten Kontrollen bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten und kann ferner von unseriösen 
Geschäftemachern genutzt werden, um der Kontrolle zu entgehen oder auf Dienstleistungen 
anwendbare einzelstaatliche Vorschriften zu umgehen. Daher muss unbedingt die klare und 
rechtlich verbindliche Verpflichung der Mitgliedstaaten zu einer wirksamen Zusammenarbeit 
vorgesehen werden.

Erwägungsgrund 66b: Die Verpflichtung der Behörden zur Kontrolle der Tätigkeiten von in ihrem 
Hoheitsgebiet niedergelassenen Dienstleistungserbringern, auch wenn diese Dienstleistungen in 
anderen Mitgliedstaaten erbringen, bedeutet nicht, dass die Mitgliedstaaten faktische Prüfungen 
und Kontrollen im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten durchführen müssen. Gemäß der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Verpflichtung zur Verwaltungszusammenarbeit können solche Prüfungen 
und Kontrollen von den Behörden des Landes ausgeführt werden, in dem der Dienstleistungs-
erbringer vorübergehend tätig ist.

Erwägungsgrund 66c: Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten erfordert ein gut 
funktionierendes elektronisches Informationssystem, damit die zuständigen Stellen ihre ent-
sprechenden Ansprechpartner in anderen Mitgliedstaaten leicht ermitteln und wirksam mit ihnen 
kommunizieren können.
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Kapitel VI 

Konvergenzprogramm 

Artikel 39 

Verhaltenskodizes auf Gemeinschaftsebene 

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen in Zusammenarbeit mit der Kommission begleitende 

Maßnahmen, um im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht die Ausarbeitung von Verhaltens-

kodizes auf Gemeinschaftsebene zu fördern, die insbesondere folgende Fragen regeln sollen: 

a) den Inhalt und die Modalitäten kommerzieller Kommunikation von Angehörigen der 

reglementierten Berufe unter Berücksichtigung der Besonderheiten des jeweiligen Berufs; 

b) die Standesregeln der reglementierten Berufe, die, unter Berücksichtigung der Besonderheiten 

des jeweiligen Berufs, vor allem die Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und die Wahrung des 

Berufsgeheimnisses gewährleisten sollen; 

c) die Voraussetzungen für die Ausübung der Tätigkeiten von Immobilienmaklern. 

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die in Absatz 1 genannten Verhaltens-

kodizes im Fernweg und elektronisch zugänglich sind und der Kommission übermittelt werden. 

(3)  Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der Dienstleistungserbringer auf Anfrage 

des Dienstleistungsempfängers oder in allen ausführlichen Informationsunterlagen über seine 

Tätigkeit den für ihn geltenden Verhaltenskodex und die Adresse nennt, unter der dieser Kodex 

elektronisch abgerufen werden kann, sowie die Sprachen, in denen er vorliegt. 

(4)  Die Mitgliedstaaten ergreifen begleitende Maßnahmen, um die Berufsverbände, 

-organisationen und -vereinigungen zu ermutigen, die auf Gemeinschaftsebene verabschiedeten 

Verhaltenskodizes auf nationaler Ebene anzuwenden. 

Erwägungsgrund 67: Es ist vorzusehen, dass die Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit der Kom-
mission die Interessenträger ermutigen, gemeinschaftsweite Verhaltenskodizes auszuarbeiten, die, 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten jedes Berufs, insbesondere die Dienstleistungsqualität
verbessern sollen. Die Verhaltenskodizes sollten mit dem Gemeinschaftsrecht, vor allem mit dem 
Wettbewerbsrecht, vereinbar sein.
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Artikel 40 

Ergänzende Harmonisierung 

(1)  Die Kommission prüft spätestens bis zum [ein Jahr nach Inkrafttreten der Richtlinie] die 

Möglichkeit, Vorschläge für Harmonisierungsrechtsakte zu folgenden Punkten vorzulegen: 

a) die Modalitäten zur Durchführung von Geldtransporten; 

b) Gewinnspiele, die einen geldwerten Einsatz bei Glücksspielen verlangen, einschließlich 

Lotterien und Wetten, im Lichte eines Berichts der Kommission und einer breiten Konsul-

tation der interessierten Kreise; 

c) die Aufnahme von Tätigkeiten zur gerichtlichen Beitreibung von Forderungen. 

(2)  Die Kommission prüft die Notwendigkeit ergänzender Initiativen oder von Vorschlägen 

für Rechtsakte im Interesse eines reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts für Dienstleis-

tungen, insbesondere zu 

a) den Fragen, die Gegenstand von Maßnahmen im Einzelfall waren und die Notwendigkeit 

einer Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene aufgezeigt haben; 

b) den in Artikel 39 genannten Fragen, für die vor Ablauf der Umsetzungsfrist keine Verhaltens-

kodizes erarbeitet werden konnten, oder bei denen die Verhaltenskodizes das reibungslose 

Funktionieren des Binnenmarkts nicht garantieren konnten; 

c) den Fragen, die bei der in Artikel 41 vorgesehenen gegenseitigen Evaluierung aufgeworfen 

werden;

d) dem Schutz der Verbraucher und grenzüberschreitenden Verträgen. 

Erwägungsgrund 68: Diese Richtline greift keinen Initiativen gesetzgeberischer oder nicht-
gesetzgeberischer Art auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes vor. 
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Artikel 41 

Gegenseitige Evaluierung 

(1)  Die Mitgliedstaaten legen spätestens am [Datum der Umsetzung] der Kommission einen 

Bericht vor, der die folgenden Angaben enthält: 

a) Informationen gemäß Artikel 9 Absatz 2 über Genehmigungsregelungen; 

b) Informationen gemäß Artikel 15 Absatz 4 über die zu prüfenden Anforderungen; 

c) Informationen gemäß Artikel 30 Absatz 4 über die multidisziplinären Tätigkeiten. 

(2)  Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten Berichte an die anderen Mitglied-

staaten weiter, die binnen sechs Monaten zu jedem dieser Berichte Stellung nehmen. Im gleichen 

Zeitraum konsultiert die Kommission die betroffenen Interessengruppen zu diesen Berichten. 

(3)  Die Kommission legt die Berichte und Anmerkungen der Mitgliedstaaten dem in 

Artikel 42 Absatz 1 genannten Ausschuss vor, der dazu Stellung nehmen kann. 

(4)  Die Kommission legt spätestens am 31. Dezember 2008 dem Europäischen Parlament 

und dem Rat einen Bericht vor, in dem sie die in den Absätzen 2 und 3 genannten Stellungnahmen 

zusammenfasst und gegebenenfalls Vorschläge für ergänzende Initiativen unterbreitet. 

Erwägungsgrund 69: Das Ausbleiben einer Reaktion der Kommission innerhalb der Frist von sechs 
Monaten im Rahmen des in dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahrens der gegenseitigen Evaluierung 
berührt nicht die Frage der Vereinbarkeit einzelstaatlicher Anforderungen, die Gegenstand der 
Berichte der Mitgliedstaaten sind, mit dem Gemeinschaftsrecht. 
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Artikel 42 

Ausschuss

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt, der sich aus den Vertretern der 

Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz führt. 

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des 

Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8. 

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Erwägungsgrund 73: Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen sollten 
gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 23 erlassen werden. 

Artikel 43 

Bericht

Nach dem in Artikel 41 Absatz 4 genannten zusammenfassenden Bericht legt die Kommission alle 

drei Jahre dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung dieser 

Richtlinie vor und unterbreitet gegebenenfalls Vorschläge für ihre Anpassung. 

23 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. 
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Artikel 44 

Änderung der Richtlinie 1998/27/EG 

Im Anhang zur Richtlinie 1998/27/EG wird folgende Nummer angefügt: 

"13. Richtlinie …/…/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom … über Dienst-

leistungen im Binnenmarkt (ABl. L … vom …, S. ...)." 

Erwägungsgrund 70: Die Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Mai 1998 über Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen 24 gleicht die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Unterlassungsklagen zum Schutz der 
Kollektivinteressen der Verbraucher an, die unter in ihrem Anhang aufgeführte Richtlinien fallen. 
Um Unterlassungsklagen bei einem die Kollektivinteressen der Verbraucher beeinträchtigenden 
Verstoß gegen die vorliegende Richtlinie zu ermöglichen, sollte der Anhang der Richtlinie 
98/27/EG entsprechend geändert werden. 

24 ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 51. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2002/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 271 vom 9.10.2002, S. 16). 
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Kapitel VII 

Schlussbestimmungen

Artikel 45 

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erfor-

derlich sind, um dieser Richtlinie spätestens bis zum [zwei Jahre nach Verabschiedung] nachzu-

kommen. Sie übermitteln der Kommission unverzüglich den Text dieser Vorschriften und fügen 

eine Tabelle bei, aus der ersichtlich wird, welche dieser Bestimmungen denen der Richtlinie ent-

sprechen.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in diesen Vorschriften selbst oder durch 

einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 

regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaat-

lichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Erwägungsgrund 71: Da die Ziele der beabsichtigten Maßnahme – nämlich die Beseitigung von 
Hindernissen für die Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer in den Mitgliedstaaten 
und für den freien Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten – auf Ebene der Mitglied-
staaten nicht ausreichend erreicht werden können und daher wegen des Umfangs der Maßnahme 
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in 
Artikel 5 EG-Vertrag niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in dem-
selben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über das für die 
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

Erwägungsgrund 72: Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und befolgt insbe-
sondere die Grundsätze, die in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, vor allem in 
den Artikeln 8, 15, 21 und 47, anerkannt sind. Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht 
daran, ihre grundlegenden Vorschriften und Prinzipien betreffend die Pressefreiheit und die Frei-
heit der Meinungsäußerung anzuwenden.
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Artikel 46 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 

Kraft.

Artikel 47 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am […]

 Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

 Der Präsident Der Präsident 

________________________
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